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1. Einleitung 

1.1. Kontext, Aktualität und Relevanz 

Mehr als 13.000 Einträge zählt das Transparenzregister der europäischen Institutionen in Brüs-

sel. Damit ist das inoffizielle Zentrum der EU nach Washington D.C. der zweitgrößte Schau-

platz von Interessenvertretungen in der Welt. Einige Integrationsforscher sprechen gar von ei-

ner „Explosion“ der Lobbyingaktivitäten in der EU (Berkhout und Lowery 2010: 449 f.). Diese 

Entwicklung hat sich auch in der Forschung niedergeschlagen. In den letzten zwanzig Jahren 

entstand eine Vielzahl von Grundlagenwerken, die sich mit der Europäisierung von Interessen-

vertretung auseinandersetzen (Klüver 2012: 1 ff.; Hofmann 2017: 279 ff.). Dennoch finden sich 

Lücken in der EU-Lobbyismusforschung, denn häufig stehen die besonders integrierten Poli-

tikfelder, vor allem die Wirtschafts- und Finanzpolitik und die damit verbundenen Interessen-

organisationen, im Mittelpunkt (Bunea und Baumgartner 2014: 1412 ff.). Obwohl öffentliche 

Interessengruppen rund ein Fünftel der gesamten Interessenorganisationen in der EU ausma-

chen (Greenwood und Webster 2000: 63 ff.; Michalowitz 2007: 59), fokussieren nur wenige 

Arbeiten solche Vereinigungen und Politikbereiche, die in geringerem Maß im Mehrebenen-

system der EU integriert sind und in denen die europäischen, supranationalen Institutionen nur 

subsidiäres Mitbestimmungspotenzial haben (Greenwood 2003: 1 ff.). 

 

Eines dieser Politikfelder ist die Kulturpolitik und das Verbandswesen, das sich in den letzten 

zwanzig Jahren dort entwickelt hat. Dies ist erstaunlich, da die Europäische Kommission die 

Kulturetats, insbesondere die Förderprogramme „Creative Europe“ und „Media“, fortlaufend 

vergrößert hat und der Dialog mit den Akteuren der Kultur- und Kreativindustrie ausgeweitet 

wurde. Daneben wird im Arbeitsplan der EU-Kommission, der „European Agenda for Culture“ 

von 2018 und in der Neuauflage des Programms „Creative Europe“, von der Bedeutung der 

Kreativindustrie für die zukünftige EU-Ökonomie gesprochen (Europäische Kommission 

2019c). Damit verbunden hat auch die Zahl der Interessenorganisationen im Kultursektor auf 

europäischer Ebene zugenommen. Kulturpolitik ist auf der europäischen Ebene ein Politikfeld, 

das maßgeblich von Soft-Power-Instrumenten wie dem strukturierten Dialog mit der Zivilge-

sellschaft, der Offenen Methode der Koordinierung und der Fördermittelverteilung durch Pro-

gramme wie „Creative Europe“ geprägt ist (Europäische Kommission 2019a). Die Existenz von 

Organisationen wie EUNIC, dem Europäischen Verband der nationalen Kulturinstitute, der Eu-

ropean Theatre Convention oder dem Europäischen Museumsbund verdeutlicht, dass jeder 

staatliche Kultursektor durch einen europäischen Dachverband abgedeckt wird (Brennert 2014: 

2). Dennoch gibt es bis heute kaum Forschung zu den Strategien dieser öffentlichen 



5 

 

Institutionen im Kontext der Interessenvertretung. Interessenforscher betonen allerdings die 

Relevanz der Analyse von Interessenorganisationen in weniger integrierten Politikfeldern zur 

Generierung eines ganzheitlichen Verständnisses von Struktur, Strategie und Ressourcen im 

System der europäischen Interessenvertretung (Michalowitz 2007: 61 ff.). Daneben fehlt es 

bisher an wissenschaftlichen Arbeiten, die sich mit Organisationen auseinandersetzen, die 

schwächere Interessen vertreten und weder rein wirtschaftlich noch als soziale Bewegungen 

agieren (Michalowitz 2007: 62 ff.). 

 

Aus diesen Gründen setzt sich diese Arbeit mit dem Thema der Interessenvertretung von Kul-

turinstitutionen im Mehrebenensystem der EU auseinander.  

 

Die Forschungsfrage lautet dementsprechend: Wieso hat sich die Interessenvertretung von 

staatlichen Kultureinrichtungen europäisiert und welche Strategien wenden diese Insti-

tutionen zur Interessenvertretung im Mehrebenensystem der Europäischen Union an? 

 

1.2. Theoretische Grundlagen 

Die Grundlagen der Arbeit liefern die Theorieansätze zur Europäisierung von Interessenvertre-

tung, die Ressourcenaustauschtheorie, die „Theory of Access“ und das Konzept der „Multi-

Level-Governance“, das die EU und die Policy-Prozesse innerhalb des EU-Gefüges als 

Mehrebenensystem beschreibt. Diese Theorieansätze eignen sich besonders gut zur Analyse, 

weil sie die Akteure im Policy-Making-Prozess im Fokus haben. Mit dieser Akteurszentrierung 

liefern sie Erklärungsansätze für die Europäisierung und definieren die strategischen und insti-

tutionellen Aktivitäten (Michalowitz 2014: 21 ff.; Marks 1997: 20 ff.). Die Ressourcenaus-

tauschtheorie beschreibt Interessenorganisationen als nutzenmaximierende Akteure, die mit un-

terschiedlichen Arten von Informationen ausgestattet sind (Bouwen 2002: 368 ff.). Diese Ex-

pertise wird von den Entscheidungsträgern benötigt, um bestmögliche Outputs zu generieren 

und politische Entscheidungen gegenüber verschiedenen Interessengruppen zu legitimieren. 

Damit Interessengruppen dieses Wissen bereitstellen, erhalten sie von den politischen Instituti-

onen Zugänge zum Entscheidungsprozess und dem politischen Betrieb. Sie können dadurch 

ihre Einflussmöglichkeiten ausweiten und ihre Repräsentationsfunktion gegenüber ihren Mit-

gliedern legitimieren (Bouwen 2002: 370). Die ökonomische Beschreibung von Interessenver-

tretung soll im Bereich der Kulturpolitik überprüft werden, da in diesem Politikfeld einige Fak-

toren abweichend zu anderen Politikfeldern sind. Dazu gehören der hohe Anteil öffentlicher 

Akteure, das große Maß an Soft-Power-Politik, die geringeren finanziellen und personellen 
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Ressourcen der Interessenvertreter und die ideellen Interessen, wie die Generierung von euro-

päischer Öffentlichkeit oder die Schaffung einer kulturellen Identität (Brennert 2014: 10 ff.).  

 

Europäisierung wird in der Interessenforschung häufig aus der sozialkonstruktivistischen Per-

spektive betrachtet (Michalowitz: 60 ff.). Ein weiteres Verständnis, bezogen auf die Akteure 

im Europäisierungsprozess, haben Beate Kohler-Koch und Michèle Knodt entwickelt. Sie be-

schreiben Europäisierung als die „Erweiterung des Wahrnehmungshorizontes und des politi-

schen Handlungsraums um die europäische Dimension“ (Kohler-Koch 2000: 22). 

 

Besonders für den Kultursektor ist das eine wichtige Feststellung, da sich die Verantwortlich-

keit auf der nationalen Ebene abspielt, aber die Zunahme an politischen Entscheidungen und 

finanziellen Ressourcen auf dem EU-Level Aktivitäten auch auf dieser Handlungsebene not-

wendig werden lässt (Michalowitz 2007: 62). Gerade in den Politikfeldern, die schwächer in-

tegriert sind, ist es ein Ziel der EU-Kommission, europäische Expertise aufzubauen. Deshalb 

werden Interessenorganisation durch die Kommission kofinanziert (Michalowitz 2007: 60 ff.) 

 

Die Strategiewahl, auf welcher Ebene und bezüglich welcher staatlichen und supranationalen 

Institution die Interessenvertretung stattfindet, hängt von unterschiedlichen Variablen ab. In der 

Interessenforschung haben sich mehrere Theorien zur Beschreibung der Strategiewahl durch-

gesetzt. Zum einen spielt die Art der Übermittlung einer politischen Botschaft eine Rolle, zum 

anderen der Kanal, also die politische Institution, Ebene oder der Entscheidungsträger, gegen-

über denen ein Interesse artikuliert wird, und der Zeitpunkt im politischen Prozess, zu dem die 

Interessenvertretung stattfindet (Chalmers 2013: 39 ff.). All diese strategischen Entscheidungen 

werden durch mehrere Faktoren bestimmt, wie die Ressourcenausstattung, die Repräsentations-

legitimität gegenüber ihren Mitgliedern, das Informationsbedürfnis und die Informationsnach-

frage der politischen Institutionen (Dür 2018: 1214 ff.). Bezüglich des Mediums beschreibt die 

Interessenforschung drei Arten von Strategien: die direkte (access), die indirekte (voice) und 

die juristische „litigation“ (Beyers 2004: 211 ff.; Börzel 2006: 128 ff.).  

 

Zur Strategiewahl lässt sich somit sagen, dass die Ressourcenvariablen Einfluss auf die ab-

hängige Variable der Strategiewahl haben und diese Strategievariable wiederum Einfluss auf 

das Maß des Zugangs zum politischen Prozess als Zielgröße in der Interessenvertretung hat. 

Durch den Zugang zum politischen Prozess legitimiert eine Interessenorganisation ihre 
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Existenz und ihren Repräsentationsanspruch gegenüber ihren Mitgliedern und sorgt dafür, dass 

sie und ihre Mitglieder die gewünschten Ressourcen aus dem Politikprozess erhalten. 

 

1.3. Untersuchungsgegenstand und Methodik 

Die Arbeit basiert auf der Annahme, dass öffentliche Kulturinstitutionen wie Museen, Theater, 

Orchester und Kulturinstitute als Akteure im politischen Prozess in Erscheinung treten und ei-

gene Interessen besitzen, die sie gegenüber politischen Institutionen artikulieren (Hall 2005: 

227 ff.). Diese Hypothese soll anhand einer qualitativen Analyse leitfadengestützter, semi-

strukturierter Interviews überprüft werden. Insgesamt zwölf Interviewpartner wurden anhand 

eines Samplingkatalogs herausgefiltert, der auf Basis der theoretischen Annahmen, der 

Vermessung des Forschungsgebietes und der Ergebnisse des Comperative-Interest-Group-Sur-

vey entwickelt wurde (Beyers et al. 2014: 174 ff.). Im Mittelpunkt der Interviews stehen euro-

päische und nationale Verbände sowie Kulturinstitutionen, die Mitglied in solchen Organisati-

onen sind und somit Interessenvertretung betreiben.  Ein Drittel der Interviews wurde mit Ver-

bandsgeschäftsführern der europäischen Dachverbände geführt, ein weiteres Drittel mit den 

Geschäftsführern nationaler Kulturverbände und das letzte Drittel mit Vertretern aus den Kul-

turinstitutionen.  

 

1.4. Aufbau 

Nach der Einleitung sollen im zweiten Kapitel der Arbeit zunächst die theoretischen Ansätze 

zur Europäisierung von Interessenvertretung und zur Strategie von Interessenorganisationen 

sowie die Ressourcenaustauschtheorie vorgestellt werden. Daneben wird der Forschungsstand 

zur Interessenvertretung im Feld Kulturpolitik dargestellt. Kapitel drei setzt sich mit der me-

thodischen Vorgehensweise, dem Interviewleitfaden und der Fallauswahl auseinander. Zudem 

findet in Kapitel vier die qualitative Analyse der Interviews statt. Das Schlusskapitel reflektiert 

die Resultate und ordnet sie in einen kulturpolitischen Kontext ein.  

 

2. Forschungsstand zur Europäisierung und Interessenvertretung 

Im Theoriekapitel der Arbeit werden zunächst die Theorieansätze zur Interessenvertretung, die 

Ressourcenaustauschtheorie und die Theorien zur Strategie von Interessenorganisationen vor-

gestellt und die Begriffe der Studie definiert. Im letzten Teil des Kapitels wird der aktuelle 

Forschungsstand zum Themenfeld Kulturpolitik und die Interessenvertretung im Kulturbereich 

der EU präsentiert und, zusammen mit der Vorstellung von Teilergebnissen des CIGS, Annah-

men für die Forschungsfrage aufgestellt. 
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2.1. Theorieansätze zur Europäisierung in der Interessenvertretung  

Der Begriff der Interessenvertretung 

Eine einheitliche Definition für den Begriff der Interessenvertretung hat sich bisher nicht durch-

gesetzt (Straßner 2004: 19). Die Minimaldefinition besagt, dass eine Interessenorganisation die 

Interessen einer gesellschaftlichen Gruppe vertreten soll (BPB 2009; Deutsches Wörterbuch 

2020). Der Begriff „Lobbying“ entstand im 19. Jahrhundert in Großbritannien und ist abgeleitet 

von der Wandelhalle des Parlaments, in der Bürger bei den Abgeordneten um die Berücksich-

tigung ihrer Interessen baten (Michalowitz 2007: 19; Pfeifer 1995: 12; Clamen und Nonon 

1991: 19). Die EK hat 2007 in einer Mitteilung erstmals eine Definition von Interessenvertre-

tung veröffentlicht: „alle Tätigkeiten, mit denen auf die Politikgestaltung und den Entschei-

dungsprozess der europäischen Organe und Einrichtungen Einfluss genommen werden soll“ 

(Europäische Kommission 2007). Durch den Artikel 11 (EUV) des Vertrags von Lissabon ist 

die Interessenvertretung in der EU gesetzlich verankert (Europäische Union 2007).1 Auch öf-

fentliche Interessenorganisationen, wie Kulturverbände, fallen unter diese Definition (Europä-

ischer Rat 2013). 

 

Das Mehrebenensystem der EU 

Der Begriff des „Mehrebensystems“ oder „Multi-Level-Governance“ wurde erstmals bezüglich 

der EG in den 1990ern von Hooghe und Marks (1996: 73 ff.) genutzt. Der Theorieansatz be-

schreibt die EU als politisches System, mit eigenen Institutionen, Strukturen und Normen 

(Jachtenfuchs und Kohler-Koch 2003: 18). Vertreter des MLG-Ansatzes betrachten die EU als 

Mehrebenensystem, in dem auf unterschiedlichen Ebenen Akteure im Politikprozess agieren. 

Nicht nur die Regierungen der Mitgliedsstaaten treffen die politischen Entscheidungen inner-

halb der EU, sondern unterschiedliche Akteure innerhalb der Ebenen sind an den Entschei-

dungsprozessen beteiligt (Katscher 2012: 8 ff.). Zu diesen Akteuren gehören Interessenorgani-

sationen, die sich in der nationalen und der europäischen Arena bewegen und sich transnational 

vernetzen (Marks 1997: 20; Marks und McAdam 1996: 249). 

 

 

 
1 Die ersten drei Absätze des Artikels regeln die Zusammenarbeit zwischen Interessenverbänden und den EU-

Institutionen: „(1) Die Organe geben den Bürgerinnen und Bürgern und den repräsentativen Verbänden in geeig-

neter Weise die Möglichkeit, ihre Ansichten in allen Bereichen des Handelns der Union öffentlich bekannt zu 

geben und auszutauschen. (2) Die Organe pflegen einen offenen, transparenten und regelmäßigen Dialog mit den 

repräsentativen Verbänden und der Zivilgesellschaft. (3) Um die Kohärenz und die Transparenz des Handelns der 

Union zu gewährleisten, führt die Europäische Kommission umfangreiche Anhörungen der Betroffenen durch“ 

(Europäische Union 2007). 
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Theorien zur Europäisierung 

Seit der Gründung der EWG wird eine Vielzahl von Entscheidungskompetenzen auf die euro-

päische Ebene übertragen. Zwar gehört die Kulturpolitik zu den weniger integrierten Politik-

feldern, dennoch lassen sich Verschiebungen von Budgets und Entscheidungen zugunsten der 

europäischen Ebene beobachten (BPB 2020). Durch die Übertragung von Kompetenzen der 

Nationalstaaten auf die europäische Ebene mussten sich auch Interessenorganisationen an die 

neue Verteilung von Kompetenzen anpassen (Katscher 2012: 79). Organisationen nichtstaatli-

cher Natur, die politische Prozesse beeinflussen und Zugänge zu politischen Entscheidungsträ-

gern generieren wollen, orientieren sich deswegen an den nationalstaatlichen Entscheidungs-

trägern und richten ihre Interessenvertretung an diesen aus. Zudem müssen sie für eine effektive 

und legitime Repräsentation von Interessen das politische Potenzial der EU-Institutionen be-

obachten und nutzen: „Interests always turn to where the power is“ (Kohler-Koch 1997: 2). 

Interessenorganisationen wählen als nutzenoptimierende Akteure die Ebene für ihre Aktivitä-

ten, die die größtmögliche Effektivität in der Durchsetzung ihrer Interessen verspricht. Damit 

treiben sie die Europäisierung voran (Katscher 2012: 36).  

 

Der durch die europäische Integration verursachte Anpassungsprozess wird als „Europäisie-

rung“ von Interessenvertretung bezeichnet (Katscher 2012: 79). Der Begriff Europäisierung 

kann unterschiedlich definiert werden (Katscher 2012: 79 ff.). Dieser Arbeit liegt die Definition 

von Europäisierung als institutionelle, politische und intellektuelle Anpassung an die zuneh-

mende Integration in Politikfeldern und in Gesetzgebungs-, Finanz-, und Entscheidungsprozes-

sen zugrunde. Zu Vertretern dieses Ansatzes gehört Kohler-Koch, die bezüglich der Interessen-

vertretung den Begriff „Unionisierung“ zur Definition von Prozessen der Vergemeinschaftung 

in der EU und den Resultaten von politischen Entscheidungen auf der europäischen Ebene ein-

geführt hat (Kohler-Koch 2000: 12 ff.). Der Prozess der Anpassung kann sowohl auf der syste-

mischen als auch auf der Akteursebene analysiert werden (Katscher 2012: 80). Vertreter letz-

terer betrachten den Vorgang der Europäisierung als Bottom-Up-Prozess. Diese Herangehens-

weise rückt die sozial-psychologischen Verhaltensweisen der am Politikprozess beteiligten Ak-

teure ins Zentrum (Kohler-Koch 2000: 21). Die Grundannahme dabei ist, dass sich  

 

„(…) institutioneller Wandel nicht allein durch ausgehandelte Entscheidungen über Machtverschiebungen 

zwischen Regierungsebenen und zwischen Akteurskategorien vollzieht, sondern durch Veränderungen der 

die Institutionen konstituierenden Leitideen und Normen“ (Knodt 1998: 16).  
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Die europäischen Institutionen stellen die Handlungsräume zur Verfügung, die von Interessen-

organisationen genutzt werden können und dazu führen, dass sie ihr Verhalten anpassen (Knodt 

1998: 17). In der Systemperspektive steht hingegen die Anpassung der politischen Systeme der 

Mitgliedsstaaten an die supranationale Entscheidungsebene im Zentrum (Schmidt 1999: 155 

ff.; Börzel 1999: 573 ff.). 

 

Sozialkonstruktivismus als Ideengeber 

Grundlage für diese Theorieansätze ist der sozialkonstruktivistische Ansatz zur Europäisierung 

von Claudio Radaelli, der unter Europäisierung  

 

„processes of (a) construction, (b) diffusion and (c) institutionalization of formal and informal rules, pro-

cedures, policy paradigms, styles, ‚ways of doing things’, and shared beliefs and norms which are first 

defined and consolidated in the EU policy process and then incorporated in the logic of domestic (national 

and subnational) discourse, political structures, and public policies” (Radaelli 2004: 30)  

 

versteht. Radaellis Konzept setzt sich aus zwei Stufen zusammen: In der ersten orientieren sich 

die nationalen Akteure (auch Interessenorganisationen) an den europäischen Institutionen und 

passen sich diesen kognitiv und sozial an. Im zweiten Schritt übertragen sie die daraus gezoge-

nen informellen und formellen Normen in das nationale politische System (Radaelli 2004: 30 

ff.).  

 

Erweitert wurde dieser Theorieansatz durch Kohler-Koch und Knodt, die die Europäisierung 

als das Resultat von strategischen Entscheidungen von Akteuren betrachten (Kohler-Koch et 

al. 2004: 177). Europäisierung ist dort als „Erweiterung des Wahrnehmungshorizontes und des 

politischen Handlungsraums um die europäische Dimension“ zu verstehen (Kohler-Koch 2000: 

22). Diese Begriffsdefinition wird um die Komponente des MLG-Systems ergänzt, an dessen 

Gegebenheiten sich die Interessenorganisationen ebenfalls anpassen: „Die speziellen Auswir-

kungen des Mehrebenen-Charakters der EG/EU werden als zusätzliche Komponente eines Eu-

ropäisierungsprozesses angeführt“ (Knodt 2000: 238). Interessenorganisationen müssen sich 

auf die Interaktion mit den unterschiedlichen Levels des Mehrebenensystems einlassen (Knodt 

2000: 238). Akteure, die sich europäisieren, nutzen in diesem Mehrebenensystem nicht nur die 

Möglichkeiten zur Interessenvertretung auf der nationalen Ebene, sondern auch die europäi-

schen Repräsentationswege (Katscher 2012: 81). Wichtig dabei sind deren Strategien, Ressour-

cen, Motivationen und Fähigkeiten, sich zu europäisieren (Katscher 2012: 81). 
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Das Spannungsfeld von Korporatismus und Pluralismus 

In der Forschung wurden die zwei Modelle zur Interessenvertretung – der Korporatismus und 

der Pluralismus – zur Erklärung des Repräsentationssystems auf der europäischen Ebene her-

angezogen. Ziel der EG nach den Römischen Verträgen und der Gründung im Jahr 1958 sei es 

gewesen, ein korporatistisches Modell der Interessenvertretung aufzubauen, mit wenigen Inte-

ressenorganisationen, die wirkmächtig Interessen repräsentieren, eng an die politischen Institu-

tionen gebunden sind und das von den EU-Institutionen benötigte Expertenwissen bereitstellen 

(Streeck und Schmitter 1991: 16 ff.; Dialer und Richter 2014: 1 ff.).  

 

Einige Forscher sprechen davon, dass die EU-Institutionen einen Neokorporatismus mit Wech-

selbeziehungen zwischen Interessenvertretern und den Institutionen anstreben, aber auch dieser 

empirisch nicht festzustellen sei (Streeck und Schmitter 1991: 159). Eher zeigt sich, dass die 

Anzahl der Organisationen stetig zunimmt, wodurch sich eine Fragmentierung zugunsten indi-

vidueller Interessen entwickelt (Streeck und Schmitter 1991: 159 ff.). Doch auch die EU-Insti-

tutionen hätten zu diesem Zustand beigetragen, indem sie schwächere Interessen unterstützen 

und somit auch Interessenakteure auf den Markt bringen, insbesondere in Politikfeldern, in de-

nen die EU-Institutionen nur mit wenigen Kompetenzen ausgestattet sind (Streeck und Schmit-

ter: 134 ff.). Das gilt auch für den Kulturbereich, weswegen ein Großteil der Interessenorgani-

sationen im Feld der Kulturpolitik durch die EU kofinanziert wird. All diese Faktoren sorgen 

dafür, dass sich kein Neokorporatismus entwickelt, sondern die pluralistischen Tendenzen mit 

diesen Eigenschaften zunehmen: 

 

„more organizationally fragmented, less hierarchically integrated, more internally competitive, and with 

a lot less control vested in peak associations over its affiliates or in associations over its members“ (Streeck 

und Schmitter 1991: 136).  

 

Daneben sind einige Forscher der Ansicht, dass sich diese pluralistische Tendenz im Laufe der 

EU-Integration immer mehr zu einem Mixed-Economy-Modell entwickeln würde, also ein 

„disjointed Pluralism“ mit „competitive Federalism“ (Streeck und Schmitter 1991: 135 ff.), in 

dem nicht nur die Einzelinteressen im Wettbewerb zueinanderstehen, sondern auch die ver-

schiedenen Ebenen der Politik (Streeck und Schmitter 1991: 159). In diesem Modell gibt es 

keine Vertretungsmonopole, sondern eine Vielzahl von Akteuren, die gegeneinander agieren 

und aufgrund ihrer Strategiewahl und Ressourcenverwendung Zugänge zu den politischen In-

stitutionen gewinnen. Der Status der Interessenorganisationen ist dadurch unsicherer und insta-

biler geworden (Streeck und Schmitter 1991: 159 ff.).  
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2.2. Theorie über den Austausch von Ressourcen  

Die europäischen Institutionen holen sich aufgrund von Ressourcen- und Personalmangel Un-

terstützung von Experten aus Interessenorganisationen, um damit die Qualität und die Output-

Legitimität von Gesetzesvorlagen und Regulierungsvorschlägen zu erhöhen (Streeck und Sch-

mitter 1991: 133 ff.). Die Zunahme an Kompetenzen der EU-Institutionen und der geringe Per-

sonalbestand sorgen dafür, dass Interessenvertreter auf der europäischen Ebene benötigt werden 

(Streeck und Schmitter 1991; 137 ff.). 

 

Bouwen gehört zu den Vertretern der Ressourcenaustausch-Theorie. Der Schwerpunkt seiner 

Studien liegt auf „corporate and business interests“ (Bouwen 2002: 365 ff.; Bouwen 2004: 337 

ff.). Ihm zufolge nutzen private Interessenorganisationen verschiedene Kanäle zur Einfluss-

nahme auf den politischen Prozess im Mehrebenensystem der EU (Bouwen 2002: 365 ff.). 

Seine „Theory of access“, schafft die Möglichkeit, Lobbyingaktivitäten zu analysieren. Wie die 

„Theory of ressource exchange” fußt sie auf den Ansätzen der Pluralismustheorie (bezüglich 

der Pluralität der Interessengruppen und der Information als Währung in der Arbeit mit Ent-

scheidungsträgern) und den Ansätzen des Neokorporatismus (bezüglich des Austauschs von 

Ressourcen und dem gegenseitigen Abhängigkeitsverhältnis) (Bouwen 2002: 368 ff.). Die Idee 

des Austauschs besagt, dass politische Institutionen und Entscheidungsträger in EU-Kommis-

sion, -Parlament und -Rat aufgrund ihres begrenzten Personal- und Expertenpools Expertise 

und Information von Interessenorganisationen benötigen. Nur so können sie zielgerichtete und 

legitime politische Entscheidungen treffen und ihre institutionelle Rolle erfüllen (Bouwen 

2002: 368).  

 

Die Interessenorganisationen erhalten ihre Existenzberechtigung und Legitimität gegenüber ih-

ren Mitgliedern dadurch, dass sie ihnen Zugänge zum politischen Prozess und den Entschei-

dungsträgern ermöglichen. Sie sind daher auf politische Institutionen angewiesen, die diesen 

Zugang herstellen können. Interessenorganisationen müssen dabei die richtige Strategie und 

den passenden Kanal wählen, um ihre politischen Botschaften zu vertreten. Dafür führen sie 

„Cost-benefit-Analysen“ durch und evaluieren so die Erfolgspotenziale der Strategie und des 

Kanals (Bouwen 2002: 368 f.). Daraus folgt, dass Austauschbeziehungen zwischen Akteuren 

nur dann sinnvoll und nachhaltig sind, wenn beide Seiten vom Austausch profitieren. Interes-

senorganisation müssen auf diese Art mit den Institutionen und Organisationen interagieren, 

weil sie sich nicht selbst reproduzieren, sondern zum Überleben auf Ressourcen angewiesen 
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sind, deren Verfügbarkeit und Verteilung durch diese Institutionen und Organisationen organi-

siert werden (Bouwen 2002: 368 ff.).  

 

 

Abbildung 1 - Darstellung der Ressourcenaustauschtheorie nach Bouwen 

 

„Access goods“ als Austauschinstrumente 

Die entscheidende Ressource für Interessenorganisationen ist der Zugang zu den europäischen 

Institutionen, um so Einfluss auf den politischen Prozess und Anteile bei der Verteilung finan-

zieller Mittel zu erlangen (Bouwen 2002: 368 ff.). Umgekehrt fragen die EU-Institutionen Res-

sourcen nach, die entscheidend für ihre Aufgabenbewältigung sind. Diese Ressourcen werden 

als „access goods“ bezeichnet (Bouwen 2002: 369 f.). Dies sind „(…) goods provided by pri-

vate actors to the EU institutions in order to gain access. Each access good concerns a specific 

kind of information that is important in the EU decision-making process” (Bouwen 2002: 370). 

Das zentrale Zugangsgut ist die Information. Drei verschiedene Austauschgüter werden unter-

schieden, die eine jeweils andere Art der Information übermitteln (Bouwen 2002: 369):  

 

1. Expertenwissen von Einzelakteuren (Expertise und technisches Know-How) 

2. Informationen über das „European Encompassing Interest“ (Bedürfnisse und Interes-

sen eines ganzen Sektors in der europäischen Arena) 

3. Informationen über das „Domestic Encompassing Interest“ (Bedürfnisse und Interes-

sen eines ganzen Sektors in den nationalen Arenen) (Bouwen 2002: 369)  

 

Die Ebene, auf der die Interessenorganisation und -aggregation stattfindet, und der von der In-

teressenorganisation ausgewählte Kanal bestimmen, ob es sich um ein EEI oder ein DIE han-

delt. Die „Encompassingness“, also der Umfang der Information, verbunden mit dem Grad der 

Repräsentation, zeigt an, wie legitim eine Interessenorganisation in ihrem Bereich Interessen 

vertritt (Bouwen 2002: 370 ff.). Die Interessenaggregation findet zwischen verschiedenen 

EU-
Institutionen

Zugang zum 
politischen Prozess

Interessen-
organisationen

Informationen
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Parteien statt, was zu einer Wechselwirkung führt. Je mehr Mitglieder eine Interessengruppe 

besitzt, umso stärker ist ihre Repräsentativität für ein Interesse, allerdings werden die Interessen 

als Botschaften durch mehr Mitglieder diffuser (Bouwen 2002: 372 ff.). Im Mehrebensystem 

der EU ist dieses Wechselverhältnis von Bedeutung, da die europäischen Verbände oft über die 

nationalen Verbände aufgebaut sind, die wiederum eigene Mitglieder haben. Zudem existiert 

auch innerhalb eines Politikfeldes eine pluralistische Vielfalt an Einzelinteressen und -organi-

sationen (Bouwen 2002: 370).  

 

Zwei Variablen definieren demnach die „Encompassingness“ eines Interesses. Erstere ist die 

genaue Abgrenzung und Definition des Politikfeldes und Organisationsbereiches einer Interes-

sengruppe, der darüber bestimmt, wie viele Mitglieder eine Organisation hat und die Vielfalt 

der Interessen innerhalb einer Organisation aufzeigt. Die Repräsentativität ist der zweite Faktor. 

Sie zeigt an, wie legitim die Vertretung der Organisation gegenüber den EU-Institutionen ist 

und wird dadurch bestimmt, wie eng die Bindung zwischen den Mitgliedern und der Interes-

senorganisation ist. Beide Variablen haben Einfluss auf den Grad des Zugangs, der einer Inte-

ressenorganisation zugestanden wird. Zugang wird besonders dann gewährt, wenn eine Orga-

nisation das kritische Zugangsgut besitzt, welches von keiner anderen Organisation bereitge-

stellt wird (Bouwen 2002: 370 ff.).  

 

Daneben bestimmen drei Faktoren die Organisationsform, die Strategiewahl und den Umfang 

des Zugangs: Größe der Organisation, Strategie und nationales Umfeld. Kleinere Akteure sind 

wegen geringerer finanzieller und anderer Ressourcen in ihrer Strategiewahl deutlich determi-

nierter als große Akteure. Die Organisationsform als Variable bestimmt, in welchem Umfang 

welche Art von Zugangsgütern zur Verfügung steht und zur Verfügung gestellt werden kann. 

Nicht nur die Qualität und Quantität der „Goods“ ist entscheidend, sondern auch die Schnellig-

keit der Bereitstellung (Effizienz und Flexibilität) (Bouwen 2002: 373 ff.). Während Einzelak-

teure eher Expertenwissen bereitstellen, aggregieren Vereinigungen Interessen eines Sektors 

und stellen damit das EEI bzw. das DIE bereit (Bouwen 2002: 374 ff.). 

 

Nachfrage der Europäischen Institutionen nach Informationen 

Alle drei EU-Institutionen haben andere Bedürfnisse an Informationen. Dementsprechend tre-

ten die Interessenorganisationen unterschiedlich gegenüber den Institutionen auf. Die Rolle im 

legislativen Prozess der EU entscheidet maßgeblich, welche Institution für die Interessenorga-

nisationen attraktiv ist: 
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EU-Institutionen Nachgefragte Informationen  

(Gewichtung nach Reihenfolge) und  

daraus resultierende Zugänge 

Europäische Kommission 1. Expertenwissen  

→ Einzelakteure 

2. Informationen über das EEI  

→ europäische Dachverbände 

3. Informationen über das DIE 

→ nationale Dachverbände 

Europäisches Parlament 1. Informationen über das EEI 

→ europäische Dachverbände 

2. Expertenwissen 

→ Einzelakteure 

3. Informationen über das DIE 

→ nationale Dachverbände 

Ministerrat und Rat der EU 1. Informationen über das DIE 

→ nationale Dachverbände 

2. Informationen über das EEI 

→ europäische Dachverbände 

3. Expertenwissen 

→ Einzelakteure  

 

Die EK, ausgestattet mit dem Initiativrecht für Legislativvorlagen, ist die entscheidende Insti-

tution für die Lobbyarbeit vieler Verbände (Bouwen 2002: 379 ff.). Die Kommission benötigt 

das Expertenwissen und das EEI als Informationen von den Interessenorganisationen, um im 

technokratischen Legislativprozess adäquate Vorlagen zu erarbeiten und um gemeinsame eu-

ropäische Interessen umzusetzen. Als Agenda-Setter repräsentiert die EK zudem die erste Stufe 

des Gesetzgebungsprozesses und ist als Zugangsinstitution besonders interessant für Interes-

sengruppen (Bouwen 2002: 379 f.). Das DIE ist erst in der Endphase des EU-Gesetzgebungs-

prozesses für die EK notwendig, wenn die Kompromissfindung mit den nationalen Akteuren 

stattfindet (Bouwen 2002: 379 f.). Das EP hat mit seiner Rolle als Diskussionsforum für politi-

sche Fragen während des Legislativprozesses in der Interessenvertretung einen Bedeutungsge-

winn erhalten. Das Parlament hat einen geringen Bedarf an Expertenwissen, muss allerdings 

die technischen Gesetzgebungsvorschläge der Kommission bewerten, weswegen das EEI 
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notwendig wird (Bouwen 2002: 380 f.). Alle MdEPs sind national gewählt und stellen das 

Scharnier zwischen der EU und den nationalen Interessen dar. Damit MdEPs wiedergewählt 

werden, brauchen sie Informationen über die Interessen ihrer nationalen Wähler (DEI). Deswe-

gen ist es für die Interessenvertretung attraktiv, die Bedürfnisse und Präferenzen der Wähler 

bereitzustellen, um so Zugänge zu Parlament zu erlangen, aber auch die Unterstützung beim 

Wahlkampf für MdEPs zu liefern (Bouwen 2002 380 f.). Der Ministerrat der EU ist die Insti-

tution, welche am wenigsten von den Interessenvertretern auf der europäischen Ebene genutzt 

wird, weil die Interessenvertretung bei den Vertretern der nationalen Regierungen stattfindet. 

Der Rat kann die Vorschläge der Kommission auf verschiedenen Ebenen beeinflussen. Wichtig 

sind Informationen für den Aushandlungsprozess zwischen den Staaten (zunächst DIE, dann 

EEI) (Bouwen 2002: 381 f.).  

 

2.3. Kritik an der Theorie des Ressourcenaustauschs 

Kritiker der Theorie zum Ressourcenaustausch bezeichnen diese als „fragmentiert” und zu sehr 

auf die Nachfrage durch die politischen Institutionen und die Informationen als Ressource fo-

kussiert. Zudem gibt es bisher kaum Ansätze, die die Angebots- und Nachfrageseite miteinan-

der verbinden und sowohl die Ressourcenausstattung an Informationen und die Übermittlungs-

strategie in Bezug setzen (Chalmers 2013: 43). Daneben wird kritisiert, dass sowohl die bisher 

erschienen theoretischen Arbeiten sich fast nur auf private Interessengruppen, also Unterneh-

men oder professionelle Verbandsstrukturen, beziehen würden und kaum „diffusere“ und „un-

strukturiertere“ Interessengruppen, wie NGOs oder Bewegungen und deren Taktiken, mitein-

beziehen (Eising 2007: 330 ff.; Kitschelt 1986: 57 ff.).  

 

2.4. Theorieansätze zur Strategie von Interessenorganisationen  

Chalmers hat die Strategiewahl von Interessenorganisationen untersucht und daraus Ableitun-

gen für die Entwicklung der Strategien im Lobbying auf europäischer Ebene entwickelt (Chal-

mers 2013: 39). Nicht die Art der Information ist entscheidend für die Zugängen zum politi-

schen Prozess, sondern die Strategie und die Art der Informationsübermittlung, wie eine Bot-

schaft an die politischen Verantwortlichen und die Öffentlichkeit herangetragen wird (Chal-

mers 2013: 40 ff.). Das Informationsangebot wird durch die Strategiewahl zum Beginn der In-

formationsübergabe bestimmt, die „tactics“ und der „type of information“ sind die beiden Va-

riablen (Chalmers 2013: 40).  Informationstaktik bezeichnet die strategische Veröffentlichung 

der Information. Interessengruppen nutzen verschiedenste Taktiken zur Informationsübermitt-

lung, um die Salienz von Informationen zu erhöhen (Chalmers 2013: 41). Auch Chalmers ist, 
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ähnlich wie Bouwen, der Auffassung, dass Lobbying in der EU besonders durch die Wechsel-

wirkungen des Informationsaustausches geprägt ist (Chalmers 2013: 41). Broscheid und Coen 

attestieren ebenso, dass in Brüssel „the key to lobbying success is not political patronage or 

campaign contributions, but the provision of information” (Broscheid und Coen 2002: 170). 

Michalowitz erweitert diese Betrachtungen über Unternehmensinteressen hinaus und attestiert 

staatlichen und NGO-Interessen ein ähnliches Vorgehen (Michalowitz 2004: 89). Dür und de 

Bièvre stellen fest, dass NGOs und öffentliche Interessen, sowie Interessenorganisationen, die 

mit geringeren finanziellen und strukturellen Ressourcen ausgestattet sind, Nachteile gegenüber 

unternehmerischen Interessen haben. Sie sind weniger attraktive Partner für die Institutionen, 

da sie nur in geringem Maße technische und rechtliche Experteninformationen anbieten und 

lediglich an allgemeine Prinzipien wie bspw. „soziale Gerechtigkeit“ appellieren können (Dür 

and de Bièvre 2007: 82). 

 

Arten von Strategien 

„Inside“ (direkte) und „Outside“ (indirekte) -Strategien sind die Arten von Übermittlungsstra-

tegien, hinzu kommt „Litigation“ als juristisches Instrument (Chalmers 2013: 42 ff.). Die bei-

den Strategiearten werden auch mit den Begriffen „Access“ und „Voice“ bezeichnet:  

 

 

Abbildung 2 - Arten von Strategien 

 

Indirekte Strategien 

Outside-Strategien werden wie folgt beschrieben: „Outside tactics refer to interest groups mo-

bilizing citizens outside the policymaking community to contact or pressure officials inside the 

policymaking community” (Kollman 1998: 3). „These tactics centre on using the media, 

launching public campaigns and even organizing public events (ranging from rallies to 

Arten von Strategien
Direkte Strategie 

(Inside, Access)
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conferences to cocktail parties)” (Chalmers 2013: 43). Outside-Strategien sind somit als Kom-

munikationsansätze zur Schaffung von Aufmerksamkeit zu verstehen, die sich um den politi-

schen Prozess und Betrieb abspielen, aber nicht direkt mit ihm verbunden sind.  

 

Direkte Strategien 

Unter Inside-Strategien versteht die Interessenforschung im Gegensatz dazu den direkten Kon-

takt mit Abgeordneten und politischen Verantwortlichen: „Inside tactics, involve a more direct 

form of contact between interest groups and decision-makers and usually refer to old-fashioned 

shoe-leather strategies like writing letters, making phone calls and face-to-face meetings” 

(Chalmers 2013: 43).  

 

Litigation 

Als dritte Strategie wird Litigation, also die Durchsetzung von politischen Forderungen über 

die Gerichtsbarkeit der Europäischen Union oder der Mitgliedsstaaten genannt (Bouwen und 

Mccown 2007: 422 ff.). Diese spielt besonders in stärker integrierten Politikfeldern eine wich-

tige Rolle und wird als Strategie von Interessenvertretern immer häufiger angewandt. In 

schwach integrierten Feldern und im Kulturbereich spielt diese Strategie eine eher untergeord-

nete Rolle (Börzel 2006: 128 ff.; Vanhala 2009: 738 ff.) 

 

Wirksamkeit der Strategien 

Beyers hat diese Betrachtung erweitert und festgestellt, dass Inside-Strategien besser für die 

Übermittlung von technischen und komplexen Informationen und effizienter in der Informa-

tionsübertragung gegenüber den politischen Verantwortlichen sind, da sie weniger Ressourcen 

benötigen und auch kaum Auswirkungen auf die Reputation einer Interessenorganisation haben 

(Beyers 2004: 211 ff., Beyers und Kerremans 2007: 460 ff.). Andere Autoren sind weniger 

kategorisch, was auch daran liegt, dass Outside-Strategien eine Vielzahl an Kanälen, Taktiken 

und Handlungen implizieren: „‘Protest politics’, according to Beyers, and ‘disruptive tactics’ 

according to Binderkrantz, are used infrequently and only by a minority of groups“ (Chalmers 

2013: 43). Die Nutzung verschiedener Taktiken kann die Salienz einer Botschaft erhöhen, In-

dikator dafür sein, wie wichtig eine politische Botschaft für bestimmte Gruppen ist und die 

Identifikation und Bindung einer Interessenorganisation an eine politische Aussage aufzeigen 

(Potters und van Winden 1992: 269 ff.; Rasmusen 1993: 899 ff.).  
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Bezüglich der Informationen wird zwischen Expertenwissen und politisch salienten Informati-

onen unterschieden. Erstere sind technische, wissenschaftliche, objektive und datenbasierte In-

formationen, die durch die Interessenorganisationen entwickelt werden (Ainsworth 1993: 41 

ff.; Crawford und Sobel 1982: 1431 ff.), während der zweite Typus für den politischen Prozess 

und die demokratische Legitimität von Entscheidungen von Bedeutung ist, da er die Informati-

onen darstellt, die die politische Unterstützung eines Politikresultates und die Ansprüche von 

Mitgliedern oder der Bevölkerung anzeigt (Chalmers 2013: 46 ff.).  

 

Chalmers hat Strategiekategorien entwickelt, die die Taktiken von Interessenorganisationen 

aufzeigen sollen. Zu den fünf Inside-Strategien gehören: „face-to-face meetings; write a letter; 

write an email; make a phone call; and participate in the ‘open consultation’ process” (Chalmers 

2013; 46 f.). Zu den Outside-Strategien gehören: „start a media campaign; organize a public 

event” (Chalmers 2013: 47). Er geht davon aus, dass das mehrfache Übermitteln einer Infor-

mation auch zu einer Verbesserung der Zugänge führt (Chalmers 2013: 47). Bei der tatsächli-

chen Generierung von politischen Zugängen sei das Medium in der EU entscheidender als die 

Art der Botschaft selbst. Die Qualität der Informationen und die Vielfalt an Strategien spielen 

bei der erfolgreichen Zugangsgenerierung die wichtigste Rolle: „The frequent use of costly ta-

ctics (…) increases the persuasiveness, political salience, importance and even (perceived) re-

liability of information“ (Chalmers 2013: 52).  

 

Viele Interessenorganisationen nutzen ein Framework zur Gestaltung von Lobyyingaktivitäten. 

Gleiche Inhalte würden zudem über mehrere Kanäle an die Öffentlichkeit und politische Ent-

scheidungsträger übertragen, indem beispielsweise auch Inside- und Outside-Strategien mitei-

nander vermischt werden (Chalmers 2013: 52). Die erfolgreichsten Interessenorganisation sind 

die, die beide Strategien kombinieren, besonders im Gegensatz zu Organisationen, die lediglich 

eine Strategie nutzen (Chalmers 2013: 54).  Daneben gibt es eine Institutionalisierung direkter 

Strategien in der EU. Interessengruppen sind durch Sozialdialoge, Expertengremien und Aus-

schüsse über den Beratungsprozess direkt an den politischen Prozess gebunden (Chalmers 

2013: 54). Für Interessenorganisationen, die nicht in diese institutionalisierte Systematik ein-

gebunden sind, spielen die indirekten Strategien die entscheidendere Rolle:  

 

„Outside tactics, by contrast, remain beyond the pale of this institutionalization and thus retain a certain 

novelty and power. Launching media campaigns and hosting public events, even if only infrequently, be-

come very important paths of access to the EU” (Chalmers 2013: 54). 
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Dennoch sind Outside-Strategien auch für Verbände im System interessant: „Outside tactics 

are not ‘outside’ tactics. They are not (…) reserved for ‘those associations on the periphery of 

the political system’ and which are ‘disadvantaged in the policy process’” (Beyers 2004: 216). 

Lobbying hat sich zudem auf der europäischen Ebene professionalisiert: „Lobbying in the EU 

is less and less about shouting slogans and waving banners and more about approaching the 

policy-making process as policy experts and speaking the language of decision-makers” 

(Chalmers 2013: 54). Dies lässt sich auch in der Kulturinteressenvertretung beobachten: Der 

„Kulturbereich (galt lange) als eine Grauzone der Interessenvertretung, die auch aufgrund der 

habituellen Disposition der Kulturschaffenden interessenpolitisch kaum zugänglich schien“ 

(Brink 2018). Ein Wandel habe stattgefunden, der besonders durch „professionspolitisches“ 

und „solidarpolitisches“ Interesse ausgelöst wurde (Brink 2018). 

 

2.5. Kulturpolitik und Interessenvertretung im Kulturbereich in der EU  

Die Begriffsdefinition von Staatlichen Kultureinrichtungen und Kulturpolitik 

Kulturpolitik wird von öffentlicher Seite und von Verbänden als „staatliches beziehungsweise 

kommunales Handeln im Bereich von Kunst und Kultur in Form ihres Schutzes und ihrer För-

derung sowie der Sicherung und Gestaltung ihrer politisch-gesellschaftlichen Rahmenbedin-

gungen“ (Wagner 2005: 74) definiert und um den Aspekt der Kooperation mit externen Akteu-

ren erweitert: „Dies findet vielfach im Zusammenwirken mit Kultur- und Kunstverbänden, Kir-

chen und anderen gesellschaftlichen Organisationen statt“ (Wagner 2005: 74; Wiesand 2013). 

Der Begriff der Kultureinrichtung bezeichnet eine „öffentliche Institution, die kulturellen Zwe-

cken dient, wie z. B. Bibliotheken, Gedenkstätten, Medienanstalten, Museen, Stiftungen, The-

ater“ (DWDS 2020; Heinrichs und Klein 2001: 179; Spektrum 2001; Senatsverwaltung für Kul-

tur und Europa 2020). Der Arbeit liegt das Verständnis einer Kulturinstitution als öffentlich 

getragener bzw. geförderter Einrichtung zugrunde, die einem öffentlichen, kulturellen Zweck 

dient. Unter diese Definition fallen Museen, Theater, Bibliotheken, Archive, Opernhäuser, Or-

chester, Ballettkompanien und Kulturinstitute, nicht jedoch private Kulturinstitutionen, Unter-

nehmen im Sektor der Kreativindustrie oder Medienunternehmen (BKM 2020; Wagner 2005: 

74). 

 

Kulturpolitik als europäisches Politikfeld 

Die Kulturpolitik auf der europäischen Ebene ist ein neues und wenig integriertes Politikfeld 

(BPB 2020). Ein Großteil der kulturpolitischen Entscheidungen findet in den Nationalstaaten 

und auf der regionalen Ebene statt. Dennoch nimmt die Bedeutung der europäischen 
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Institutionen bei der Gestaltung von Kulturpolitik zu (BPB 2020). Über den reinen Politikpro-

zess hinaus spielt der Kultursektor im Selbstverständnis der EU eine Rolle, denn ganz im Sinne 

des europäischen Identitätsparadigmas versteht die EU Kultur als ein Mittel zur Schaffung von 

Inklusivität und Zusammenhalt zwischen den Mitgliedsstaaten (Brennert 2014: 1 ff.). Um die 

Verbandsarbeit im Kulturbereich zu verstehen, ist es notwendig, die Konzepte und die histori-

sche Entwicklung der europäischen Kulturpolitik nachzuvollziehen (Brennert 2014: 5 ff.).  

Ebenso jung wie die Kulturpolitik als europäisches Politikfeld ist die Interessenvertretung im 

Kulturbereich (Brennert 2014: 6).  

 

Rechtliche Grundlagen der EU-Kulturpolitik 

Obwohl der Kulturbegriff schon seit der Gründung der EG eine Rolle zur Verständigung, Ko-

häsion und der Identitätsfindung der Mitgliedsstaaten spielte und dessen Bedeutung in vielen 

Vertragsdokumenten erwähnt wird, hat die EU erst im Jahr 1992 mit dem Vertrag von Maas-

tricht erste Kompetenzen im Politikfeld Kultur erhalten (Europäische Union 1992). Es entstand 

dennoch geringe rechtliche Kompetenz, denn mit dem Vertrag wurde das Subsidiaritätsprinzip 

eingeführt (Brennert 2014: 6).  

 

Erst 2007, mit dem Vertrag von Lissabon, wurde das Feld der Kulturpolitik genauer bezüglich 

der Kompetenzen der europäischen Institutionen ausdefiniert und der EU Kompetenzen zuge-

standen, die flankierende gesetzliche, regulative und politische Vorschläge erlauben. Der Ver-

trag von Lissabon gilt nicht nur als Grundstein in der europäischen Kulturpolitik, er schuf auch 

die Möglichkeit für ein aktives „Policy Making“ im kulturpolitischen Bereich mit der Beteili-

gung privater und staatlicher Interessenorganisationen (Brennert 2014: 6 ff.; Europäische Union 

2007).2  Erstmals wurden auch Interessenorganisationen im Kultursektor in die Vertragsformu-

lierung einbezogen (Brennert 2014: 6 ff.). 

 

Kulturpolitische Strategie der EU 

Die Strategie zur EU-Kulturpolitik wird alle zehn Jahre neu aufgesetzt. Bis 2020 galt die „Stra-

tegie Europa 2020“. Die Strategiepapiere legen die politischen Ziele der EU fest, die in dem 

Zeitraum umgesetzt werden sollen (Creative Europe Desk Kultur 2020). Im Mai 2018 hat die 

 
2 In Artikel drei heißt es, dass die EU folgende Aufgaben wahrnimmt: „Sie wahrt den Reichtum ihrer kulturellen 

und sprachlichen Vielfalt und sorgt für den Schutz und die Entwicklung des kulturellen Erbes Europas“ (Europä-

ische Union 2007). Im Vertrag über die Arbeitsweise der europäischen Union heißt es zudem in Artikel 6, dass 

„Die Union ist für die Durchführung von Maßnahmen zur Unterstützung, Koordinierung oder Ergänzung der Maß-

nahmen der Mitgliedstaaten zuständig. (Europäische Union 2007). Dort wird somit die politische Handlungsfä-

higkeit der Europäischen Union im Politikfeld Kultur definiert. 
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EK die „New European Agenda for Culture“ verabschiedet (Creative Europe Desk Kultur 

2020). Im Ministerrat für Kultur einigen sich die Mitgliedsstaaten im Vier-Jahres-Rhythmus 

auf Kultur-Arbeitspläne, in denen die Themen und Instrumente für die Kooperation im Kultur-

bereich vereinbart werden. Zwei Arbeitsinstrumente flankieren die kulturelle Zusammenarbeit 

zwischen der EU und den Mitgliedsstaaten, die OMK und der strukturierte Dialog (Creative 

Europe Desk Kultur 2020; Littoz-Monnet 2007:13 f.) Zu den Teilnehmern dieser strukturierten 

Dialoge gehören auch die befragten Institutionen und Interviewpartner, deren Meinungen im 

folgenden Kapitel vorgestellt werden. Als erfolgreichstes Politikinstrument haben sich die Fi-

nanzierungsprogramme und Fördermechanismen herausgestellt (Brennert 2014: 7 ff.).  

 

EU-Institutionen in der Kulturpolitik 

Alle drei EU-Institutionen sind im Prozess zur Kulturpolitik beteiligt. Hauptakteur ist die EK 

mit dem Generaldirektorat für Bildung, Jugend, Sport und Kultur (DG EAC) und der dazuge-

hörenden Exekutivagentur EACEA (Europäische Kommission 2020b). Das DG entwickelt die 

europäische Kulturpolitik und führt diese in Zusammenarbeit mit den Mitgliedsstaaten aus. Zu-

dem vergibt das DG über die EACEA die Fördermittel aus den Kulturprogrammen (Europäische 

Kommission 2020b). Das „Creative Europe“-Programm wurde im Jahr 2020 zum zweiten Mal 

erneuert und finanziert seit 2013 eine Vielzahl von Akteuren im Kultursektor (Brennert 2014: 

7; Gehrt 2006: 5 ff.). Die Budgets haben sich zu jeder neuen Programmlinie erhöht, von 236,5 

Mio. Euro für „Culture 2000” (Gerth 2006: 7) zu 400 Mio. Euro für „Culture 2007-2013“ 

(EACEA 2013), 1,46 Mrd. Euro für „Creative Europe 2014-2020” (Europäische Kommission 

2019a) zu 2,2 Mrd. Euro für das neueste Programm „Creative Europe 2021-2027“ (Creative 

Europe Desk 2020). 

 

Zudem entwickelt das DG Politik auf Basis wissenschaftlicher Erhebungen, Reports und Da-

tensammlungen. Hauptaufgabe der Kommission ist es, Handlungsinstrumente auf Basis von 

strategischen Dokumenten zur kulturellen Zusammenarbeit und auf Basis der beschlossenen 

Leitlinien zu entwickeln. Damit ist sie die Exekutive im kulturpolitischen Prozess und hat das 

Gesetzesvorschlagsrecht im EU-Gesetzgebungsprozess (Europäische Kommission 2020b). 

 

Die Zusammenarbeit mit den Regierungen der Mitgliedsstaaten erfolgt über den Ministerrat der 

EU, insbesondere den Rat der EU für Bildung, Jugend Kultur und Sport (EYCS) (Europäische 

Kommission 2020a). Im EU-Parlament setzt sich der Ausschuss für Kultur und Bildung mit den 

kulturpolitischen Themen auseinander (Europäische Kommission 2020a). 
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Der Dialog mit dem Kultursektor 

Weiterhin ist der Dialog mit dem Kultursektor ein Bestandteil der Arbeit der EU. Aufgrund von 

begrenzten personellen Ressourcen und dem Fehlen von Informationen steht die EU-Kommis-

sion im Austausch mit Organisationen des Sektors. Daneben spielt die Idee, Partizipationsmög-

lichkeiten und den demokratischen Prozess zu stärken, sowie Legitimität zu schaffen eine wich-

tige Rolle (Creative Europe Desk Kultur 2020). Aus diesem Grund organisiert die EU-Kom-

mission das „European Culture Forum“, das Entscheidungsträger und Akteure des Kulturbe-

triebs zur Diskussion von kulturpolitischen Themen zusammenbringt (Europäische Kommis-

sion 2020a).  

 

Ein weiteres Element in der Zusammenarbeit mit dem Kultursektor ist der strukturierte Dialog 

mit der Zivilgesellschaft. Der Dialog ist ein Framework zum Austausch zwischen der EK und 

den Akteuren im Sektor. Ziel des Programms ist es, die „advocacy capacity” auf der europäi-

schen Ebene zu stärken (Europäische Kommission 2020a). Daneben will es den Dialog zwi-

schen politischen Institutionen und europäischen Verbänden vertiefen und die fragmentierten 

Interessengruppen im Kulturbereich zu Kollaborationen anregen. Seit 2015 wird der struktu-

rierte Dialog mit dem Programmnamen „Voices of Culture“ durchgeführt (Europäische Kom-

mission 2020a).  

 

VoC ist neben der OMK das zweite Arbeitsinstrument der EU-Kulturpolitik (Creative Europe 

Desk Kultur 2020). Der strukturierte Dialog wurde 2007 mit dem ersten „Creative Europe“-

Programm aufgelegt, um den „themenspezifischen Austausch zwischen der Europäischen 

Kommission und dem Kultursektor in Europa“ zu fördern (Creative Europe Desk Kultur 2020). 

Die Teilnahme an den Dialogen steht allen Akteuren der Zivilgesellschaft offen, die einen eu-

ropäischen und kulturpolitischen Bezug haben (Voices of Culture 2020).  

 

Seit 2007 mit der ersten Auflage des „Creative Europe“-Programms formen die „European Net-

works of culture“ eine Säule des Förderschemas. Im Jahr 2020 existieren insgesamt 28 solcher 

paneuropäischen Kulturnetzwerke. Die „Europäischen Netzwerke“ wurden mit dem Pro-

grammziel aufgelegt, „(…) der Kultur- und Kreativbranche zu helfen, länderübergreifend zu 

arbeiten und ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern“ (Kreatives Europa 2020). Dadurch sol-

len nationale Akteure auf der europäischen Ebene zusammenarbeiten, sich austauschen und in 

einen Dialog untereinander treten (Kreatives Europa 2020). Seit der Schaffung des Programms 

wurden insgesamt 51 Netzwerke durch die EU unterstützt (Europäische Kommission 2019a: 1 
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ff.). Im Strategiepapier zu den Kulturnetzwerken geht die EK auch auf den Aspekt der Interes-

senvertretung und Advocacy ein: „Networks are experienced member-based structures encom-

passing thousands of operators and professionals. As representative bodies they are consulted 

by the Commission and help design the EU’s culture policy” (Europäische Kommission 2019b: 

6). Die Kommission betrachtet die Netzwerke somit als Instrument zur Entwicklung kultureller 

Austauschbeziehungen, der Vermittlung von Best-Practises und als Ansprechpartner und Ex-

perten zu kulturpolitischen Fragen. Die Informationen, die sie bieten, sollen die EU-Kulturpo-

litik mitgestalten und die Förderprogramme und Finanzmittel für den Kultursektor effektiver 

organisieren (Europäische Kommission 2019b: 6). Zudem sollen sie dazu beitragen, dass die 

Programmmittel effizient in den Mitgliedsstaaten verteilt und die gesetzten Programmziele er-

reicht werden (Europäische Kommission 2019b: 6 ff.). Ausgewählt werden die ENCs durch 

„Open-Call-Proposals“. In die Netzwerke hat die EU-Kommission zwischen 2014 und 2020 

insgesamt 38 Millionen Euro investiert (Europäische Kommission 2020b: 6 ff.). 

 

EU-Kulturpolitik und Interessenvertretung 

Die Kulturpolitik der EU hat sich neben ihrer späten Entwicklung in den letzten Jahren verän-

dert und ist stets durch die Programme geprägt, die die EK finanziell und ideell zur Durchset-

zung ihrer kulturpolitischen Ziele anwendet (Brennert 2014: 5 ff.). Kulturpolitische Entschei-

dungsträger benötigen Lobbyisten, ebenso wie die kulturpolitischen Interessenverbände Zu-

gänge zum politischen Prozess generieren möchten (Brennert 2014: 5). Die Zivilgesellschaft 

und auch staatliche Akteure, wie Kulturinstitutionen, sind im Mehrebenensystem integraler Be-

standteil des Verbandswesens und häufig die Vertreter nicht-ökonomischer Interessen (Knill 

and Tosun 2012, 86 ff.). In der EU existiert nur wenig Forschung zur Interessenvertretung in 

der Kulturpolitik (Hall 2005: 236). Die Interessenvertretung wird in der EU insbesondere durch 

die nationalstaatlichen Interessen geformt, die ebenso ihre politischen Vorstellungen im Poli-

tikprozess einbringen und äußern. Dazu gehören auch staatliche Kultureinrichtungen, die sich 

über die unterschiedlichen Ebenen hindurch, von der regionalen, auf der nationalen und euro-

päischen Ebene organisieren (Brennert 2014: 6 ff.). Die Interessenvertretung im Kulturbereich 

ist fragmentiert, wenig professionalisiert, schwach aufgestellt und macht nur einen geringeren 

Prozentsatz der Interessenorganisationen im Verbandsgefüge der EU aus (Friedrich 2010: 44).  

  

Resultate und Annahmen für die Forschungsarbeit 

In der Analyse zeigen sich Abweichungen von anderen Politikfeldern. Interessengruppen in der 

Kulturpolitik der EU nehmen eine besondere Rolle ein, denn sie sind zugleich 
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mitgliedsstaatliche oder nicht-staatliche Akteure, Kulturmediatoren, Verbände, die gesell-

schaftliche Werte und Strukturen spiegeln, Entscheider, Experten bzw. Berater (Brennert 2014: 

10 ff.). Viele der europäischen Kulturverbände müssen somit eine mehrfache Rolle als Lobby-

isten, Think-Tank, Experten oder Netzwerker einnehmen. Damit sind sie „multi-stakeholder“, 

die in einem politischen Raum agieren, der sich durch folgende Aspekte auszeichnet (Brennert 

2014: 11): 

 

„1. The cultural sector is extremely diverse; in terms of sectors, recipients and participants, size and re-

sources of organisations, national and regional systems of cultural policy, definition and interpretation of 

culture, and, of course, values both intrinsic and on each organisation’s agenda” (Gattinger 2012: 5). 

 

„2. As the recognised representative of civil society in cultural terms, the organisation must be able to 

mirror developments and provide meaningful expert knowledge to the political system” (Gattinger 2012: 

5ff.).  

 

„3. Advocacy must be coherent and coordinated since the EU’s notion of cultural policy is ambiguous and 

the limited legal mandate constrains its administrative resources” (Gordon 2010: 106). 

 

„4. Subsidiarity clauses might further encourage nationalist tendencies in advocacy activity focus” (Bren-

nert 2014: 11). 

 

Neben diesen Faktoren ist die Kultur dasjenige Politikfeld in der EU, das vom EU-Identitäts-

grundsatz „Unity in diversity“ geprägt ist und Kulturverbände somit Experten, Berater und Re-

präsentanten für diese Vielfalt sein müssen, weshalb sie mit der Herausforderung der „umfas-

senden Repräsentation der Diversität“ umzugehen haben (Brennert 2014: 11 ff.). Diese Auf-

gabe ist eng mit der Repräsentationslegitimität der Kulturverbände verbunden, weswegen Kul-

turverbände somit nicht nur die Stimmen ihrer nationalen Mitglieder aggregieren, sondern diese 

auch in EU-gerechte Sprache übersetzen müssen. Nur so könne „Output“- und „Input”-Legiti-

mität generiert werden (Brennert 2014: 11ff.). 

 

2.6. Kulturlobbying und der CIGS  

CIGS als State-of-the-art 

Der Comperative-Interest-Group-Survey (CIGS) ist die bisher umfangreichste quantitative Stu-

die zur Interessenvertretung in der EU (Intereuro 2021). Für den CIGS wurden Daten der euro-

päischen Dachverbände von Interessenorganisationen, als auch die nationalen Mitgliedsver-

bände und Unternehmen erhoben. Neun verschiedene Länder wurden für die Datensammlung 
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herangezogen (CIGS 2021b). Zudem wurde eine Online-Umfrage auf der gesamteuropäischen 

Ebene abgehalten (CIGS 2021b). Diese Umfrage wurde im Jahr 2015 und 2016 durchgeführt. 

Insgesamt wurden 15.000 Organisationen befragt (Beyers et al. 2020: 273). Die Frameworks 

befragen die Interessenorganisationen bezüglich der juristischen, finanziellen und strukturellen 

Organisation, der Vernetzung mit politischen Institutionen, strategischen Handlungen und Vor-

gehensweisen, aber auch zu Einstellungen und den Politikfeldern, für die ein Interesse besteht 

(Beyers et al. 2020: 273 ff.). Daneben beschäftigt sich der Umfragebogen mit der Art und Weise 

der Mobilisierung, den organisatorischen und strukturellen Entwicklungen, den Beratungstä-

tigkeiten, der Bedeutung von kritischen Lobbyingressourcen, der internen Demokratie und der 

Art der Informationsübermittlung (Beyers et al. 2020: 273 ff.; Baumgartner 2007; Dür et al. 

2019).  

 

Ergebnisse des CIGS 

Von den etwa tausend auf europäischer Ebene befragten Organisationen betätigen sich nach der 

Umfrage 131 und damit 17% im Feld der Kulturpolitik. 83% sind nicht im Politikfeld Kultur 

aktiv (CIGS 2021a). Von den im kulturpolitischen Bereich interessierten und aktiven Organi-

sationen beantworten 68, also 53%, die Frage „How involved is your organization in these 

areas?“ mit „Somewhat involved in“, während die anderen 61, also 47%, diese Frage mit „Very 

involved in“ beantworten (CIGS 2021a). Von den Organisationen geben rund 45% an, „Busi-

ness association“ zu sein. 11% verstehen sich als „Professional association“, 15% als Cause 

organisation“ und 10% als „Association of Public authorities“. Von diesen 900 Organisationen 

haben 33% ein Budget von 100.000 bis 500.000 Euro, 32% geben ein Budget über 500.000 

Euro an, während 25% ein Budget unter 100.000 angezeigt haben. 33% der befragten Organi-

sationen sehen „Moderate competition“ in dem Politik- und Interessenfeld, in dem sie aktiv 

sind, während 49% nur kleinen oder gar keinen Wettbewerb attestieren und 18% „strong com-

petition“ ausgewählt haben (CIGS 2021a).  

 

Zur Frage in welchen Aktivitäten die einzelnen Organisationen involviert sind, sagen 83%, dass 

sie in „Advocacy und Lobbying“-Aktivitäten involviert sind. Als zweitwichtigste Aktivität wird 

mit 80% „Representation“ genannt, während auf Platz drei der Servicegedanke gegenüber den 

Mitgliedern „Support or advice to members“ mit 79% steht. „Mobilizing members“ mit 62%, 

„Research“ mit 56% und „Media campaigns“ mit 40% formen die Plätze dahinter. „Support or 

advice to clients or beneficiaries“, „Fundraising”, „Promoting volunteering” und „Recruiting 

members/supporters/donor“ wurden am seltensten genannt (CIGS 2021a). Bei der Frage, wie 
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involviert Organisationen in diesen Bereichen sind, wurde „very inolved in“ 83% der Fälle 

bezüglich der Antwortmöglichkeit „Representation“ von den Organisationen angegeben. 69% 

beantworteten die Frage nach dem „very involved in“ mit „mobilizing members“, 76% gaben 

„Support or advice to members“ an (CIGS 2021a).  

 

Eine zentrale Rolle beim CIGS spielt auch die Frage danach, wie häufig Organisationen mit 

Institutionen interagieren. Die Kommission spielt für eine Mehrzahl der Interessenorganisatio-

nen die entscheidende Rolle, dicht gefolgt vom EP, während der Rat auf der europäischen 

Ebene weit weniger interessant ist. 89% sind in Kontakt mit der EK, davon geben 11% an, jede 

Woche in Kontakt zu sein. Lediglich 11% der Organisationen geben an, dass sie nicht versucht 

haben, Zugang zur Kommission zu generieren. Ähnlich sieht es bei den Versuchen zur Kon-

taktanbahnung bezüglich der Kommissare und deren Kabinette aus, rund 70% der Interessen-

organisationen haben einmal oder mehr versucht, Kontakt aufzunehmen. 78% haben „at least 

once“ und häufiger versucht, Kontakt zu Mitgliedern des Europäischen Parlaments aufzuneh-

men. Hier hat die Studie mehrere Kategorien entwickelt, die 78% gelten für normale Parla-

mentsmitglieder, die nicht in den Leitungen der Fraktionen involviert sind oder als Rapporteure 

agieren (CIGS 2021a). Für 59% spielt die letzte Gruppe zur Kontaktaufnahme eine wichtige 

Rolle, während 60% „The chair or secretariat of the EP committee responsible for a particular 

piece of legislation“ als Kontaktgruppe angeben (CIGS 2021a). 65% haben einmal oder mehr 

Kontakt zu den Repräsentanzen der Mitgliedsstaaten aufgenommen, während 43% „special 

working groups in the Council“ als Kontaktpartner angeben (CIGS 2021a).  

 

2.7. Forschungsdesign und Annahmen 

Forschungsdesign 

Die theoretischen Vorbetrachtungen zeigen, dass bisher nur wenig Forschung zur Interessen-

vertretung in der Kulturpolitik des europäischen Mehrebensystems existiert. Das Ziel der Arbeit 

ist eine erste, grundlegende Vermessung des Feldes über qualitative, semi-strukturierte Inter-

views mit Vertretern von europäischen und nationalen Interessenorganisationen und Kulturin-

stitutionen auf der lokalen Ebene. Im Mittelpunkt stehen die Gründe der Europäisierung und 

die Strategiewahl der Interessenorganisationen zur Generierung politischer Zugänge. Die Inter-

views basieren auf vier Annahmen. 
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Annahmen zur Europäisierung und Strategiewahl 

1. Kulturpolitik ist auf EU-Ebene ein Politikfeld, in dem Fördermittel verteilt werden. Aus die-

sem Grund dürften „Finanzierungsmöglichkeiten“ und eine Beteiligung an den zu verteilenden 

Ressourcen eine Ursache für das Engagement von Interessenorganisationen auf der europäi-

schen Ebene sein. Darüber hinaus müssten der Wunsch nach Repräsentation, die Beteiligung 

und der Zugang zum politischen Prozess und der politische Austausch weitere Gründe für die 

Interessengruppen sein. Aufgrund der besonderen Beschaffenheit des Politikfeldes dürfte es 

dennoch im Antwortverhalten einige Abweichungen zu anderen Interessenvertretern geben, da-

runter das ideelle Interesse an kultureller Zusammenarbeit oder die Betrachtung von Kulturpo-

litik als Soft-Power-Instrument. 

 

2. Interessenorganisationen im Kulturbereich nutzen Inside- (access) und Outside- (voice) Stra-

tegien, um ihre politischen Botschaften zu übermitteln. Die Verbindung beider Strategieansätze 

erhöht die Sichtbarkeit der Botschaft. Litigation-Strategien dürften aufgrund der Bedingungen 

des Politikfeldes eine untergeordnete Rolle spielen. 

 

3. Strategische Kanäle für die Interessenvertretung müssten in dieser Reihenfolge, die EK als 

Institution, die Gesetzesvorschläge entwickelt, das EP als Vertreter der Bürger auf europäischer 

Ebene und zuletzt der Ministerrat, als Vertreter der nationalen Regierungen, sein. Die EK 

müsste für die Interessenvertreter im Kulturbereich die wichtigste Rolle spielen. 

 

4. Informationen sind das Austauschgut zwischen Interessenorganisationen und den EU-Insti-

tutionen. Im Kulturbereich müssten insbesondere Informationen über den Sektor und wissen-

schaftliche, rechtliche, kulturelle und gesellschaftliche Informationen eine wichtige Rolle spie-

len. 

 

Die Strategiewahl ist, wie in der Theorie sichtbar, abhängig von den Ressourcen der Interes-

senorganisationen. Die Variable Strategiewahl entscheidet wiederum, welches Maß an Zugän-

gen zum politischen Prozess generiert wird. Zur Strategiewahl gehören neben der Art der Über-

mittlung einer Botschaft auch die Art der Information als Austauschgut im Prozess der Interes-

senvertretung und die Wahl des Kanals der Interessenvertretung, also welche Ebene im MLG-

System angesprochen wird. Im Folgenden werden die Annahmen zur kulturpolitischen Interes-

senvertretung aus der theoretischen Betrachtung des Forschungsstandes herausgefiltert und 

diese dann in Kapitel drei für die Entwicklung der Interviews genutzt.  
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Abbildung 3 - Schematische Darstellung des Forschungsdesigns 

 

3. Qualitative Interviews und qualitative Analyse 

3.1. Methodische Herangehensweise 

Qualitative Interviews in der Forschung zur Interessenvertretung 

Qualitative Interviews spielen in der Forschung zur Interessenvertretung eine wichtige Rolle 

zur Gewinnung von validen und reliablen Daten (Beyers et al. 2014: 174 ff.; Klüver 2009: 535 

ff.). Besonders zur Bereitstellung von Informationen über die Strategie, die Zugänge, den Ein-

fluss und das Maß an Involviertheit im Politikprozess haben sie sich als effektive Instrument 

herausgestellt (Beyers et al. 2014: 174 ff.). Viele Studien zur Interessenvertretung in der EU 

fußen auf qualitativen Interviews (Laumann und Knoke 1987; Heinz et al. 1993; Knoke et al. 

1996; Mahoney 2008; Baumgartner et al.  2009). Ergänzend zu den Experteninterviews basie-

ren einige Analysen auf Veröffentlichungen der Organisationen, Archivmaterial oder Medien-

berichterstattung (Beyers et al. 2014: 174 f.). Diese helfen bei der Vermessung des Forschungs-

gebiets und des Verbandswesens in einem Politikfeld (Gray und Lowery 2000; Halpin und Jor-

dan, 2011; Klüver 2012). Im Bereich der Interessenvertretung besteht jedoch das Problem, dass 

viele Informationen, die für die Untersuchung relevant sind, nicht öffentlich zur Verfügung 

stehen, da Interessenorganisationen ihre strategischen Aktivitäten aufgrund des Wettbewerbs 

im Lobbying nicht freiwillig für alle Akteure öffentlich zugänglich machen (Beyers et al. 2014: 

175). Auch die wichtigste Quelle für den ersten Überblick über die Interessenvertretung in der 

EU, das EU-Transparenzregister, ist mit diesem Bias belegt, da die Registrierung von Interes-

sengruppen nur auf freiwilliger Basis erfolgt (Beyers et al. 2014: 175). Besonders die Informa-

tionsgewinnung über informelle Prozesse und das strategische Vorgehen kann durch Interviews 

erfolgen. Im Bezug zur Forschungsfrage lassen sich die Gründe für die Europäisierung und die 
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Taktiken und Strategien ausschließlich über qualitative Interviews herausfinden, da Dokumente 

nur selten Informationen darüber geben (Beyers et al. 2014: 176 ff.). In dieser Arbeit dienen 

die theoretischen Vorbetrachtungen und die Analyse des kulturpolitischen Bereichs als Basis 

für die Gestaltung des Interviewleitfadens, wie im nächsten Abschnitt des Kapitels noch ge-

nauer erläutert wird. Nicht nur die verschiedenen Feldstudien, sondern auch der CIGS selbst 

bildeten dabei eine Grundlage zur Entwicklung des Interviewfragebogens (Beyers et al. 2014: 

177 ff.).  

 

Fehlerquellen bei qualitativen Interviews und Vermeidungsstrategien 

Eine der häufigsten Fehlerquellen in Interviews ist die Abhängigkeit von der Erinnerung der 

Interviewpartner und der subjektiven Interpretation von Fakten.  Eine umfassende Vorbereitung 

ist notwendig, um genannte Sachverhalte einzuordnen. Um das „under-reporting“ oder „over-

reporting“ zu vermeiden, nutzt diese Arbeit eine zweiteilige Strategie (Beyers et al. 2014: 177). 

Zum einen werden die Fragen strukturiert gestellt. Zum anderen gibt es teilweise offene Fragen. 

Dabei wurde die „list response technique“ angewandt, bei der die Leitfäden strukturiert, in ver-

schiedene Themenbereiche aufgeteilt und mit aufeinander abgestimmten Fragen in einer sol-

chen Reihenfolge konzipiert sind, sodass sie präzise Antworten ermöglichen (Beyers et al. 

2014: 177 ff.). Jede Frage spiegelt das Erkenntnisinteresse für eine der in der theoretischen 

Abhandlung herausgestellten Annahmen zum Verhalten und der Strategie von Interessenver-

tretern im Kulturbereich dar.  

 

Ein ähnliches Problem ist die zeitliche Dauer zwischen einem Politikprozess und dem Führen 

des Interviews. Die in dieser Arbeit entwickelten Fragen beziehen sich auf das retrospektive 

und gegenwärtige Verhalten von Interessenvertretern. Besonders durch die Zeitspanne zwi-

schen strategischen Handlungen und Aktivitäten können im Gespräch Fehler auftreten (Beyers 

et al. 2014: 177 ff.). Dies wird dadurch gelöst, dass der Interviewfragebogen strukturiert ist. 

Zudem werden in den untersuchten staatlichen Kulturbereichen mehrere Experten befragt, um 

aus unterschiedlichen Perspektiven Antworten zu erhalten.  

 

Eine weitere Fehlerquelle in qualitativen Interviews ist die „asymmetric balance“ zwischen dem 

Interviewer und dem Interviewpartner (Beyers et al. 2014: 178). Der Altersunterschied, die 

sprachlichen Unterschiede, die akademische Qualifikation und andere Charakteristika der Ge-

sprächspartner können zu einem bestimmten Antwortverhalten führen. Die befragten Verant-

wortlichen sind alle langjährige Policy-Experten und haben weitreichende Erfahrung in der 
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Interessenvertretung. Dennoch kann soziale Erwünschtheit als Fehlerquelle im Antwortverhal-

ten auftreten (Beyers et al. 2014: 178 ff.).  

 

Ein weiterer Bias könnte durch die Befragung von Verantwortlichen aus europäischen Kultur-

dachverbänden entstehen (Beyers et al. 2014: 178ff.). Grundprämisse dieser Arbeit ist, dass für 

die Interviews die europäischen Dachorganisationen befragt werden, um so genaue Informati-

onen über die Europäisierungsprozesse und die Bedeutung der EU im Gefüge der Kulturpolitik 

zu erhalten. Da diese Arbeit allerdings auch das Mehrebenensystem der EU als theoretische 

Annahme einfließen lässt, ist es notwendig, auf allen Ebenen des kulturpolitischen Gefüges der 

EU Gesprächspartner zu finden und zu befragen, um dadurch diesen Bias zu korrigieren (Bey-

ers 2014: 178 ff.).  

 

Weitere Fehler, die nach Ansicht von Interessenforschern auftreten können, sind der „expansi-

veness and attractiveness bias“ (Beyers 2014: 178). Beide Fehler entstehen, weil machtvolle 

Akteure sich selbst herunterspielen, während kleinere Akteure ihre Bedeutung überschätzen. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass Lobbyisten bei solchen Interviews strategische Ant-

worten geben, um politische Botschaften zu übermitteln und sich Antwortmuster herausfiltern 

lassen. Eine mögliche Lösung für dieses Problem ist es, bestimmte Begriffe nicht zu verwen-

den, die zu einem solchen Antwortverhalten führen könnten (Beyers et al. 2014: 178). Dem 

Interviewleitfaden und den Gesprächen selbst liegen zudem drei Regeln zugrunde, die von den 

Forschern der Intereuro-Studie aufgestellt wurden: 

 

1. Klare Fragestellungen und präzise Frageformate, die Antworten ermöglichen, die zum Er-

kenntnisgewinn beitragen (Beyers et al. 2014: 179 ff.). 

 

2. Die korrekte Auswahl der Interviewpartner und einer relevanten und repräsentativen Stich-

probe an Interviewpartnern (Beyers et al. 2014: 181 ff.). 

 

3. Das Interview als Chance begreifen, um weitere Informationen von den Gesprächspartnern 

zu erhalten und auf diese Angebote einzugehen (Beyers et al. 2014: 184 ff.). 

 

3.2. Fallauswahl  

Die Auswahl der Stichprobe für die qualitativen Interviews fand durch einen mehrstufigen Pro-

zess statt, der deduktiv und induktiv aufgebaut ist. 
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Sampling basierend auf den unterschiedlichen Kultursektoren 

Auf Basis der Definition von staatlichen Kultureinrichtungen wurden fünf Kategorien von Ein-

richtungen gebildet, die bei der Anfrage der Interviewpartner berücksichtigt wurden. Dazu ge-

hören Museen und Ausstellungshäuser, Theater und Opern, Bühnen, Orchester, Festivals, Bib-

liotheken und Archive. Jede dieser Kategorien sollte mit mindestens einer untersuchten Institu-

tion bzw. einem interviewten Ansprechpartner vertreten sein, um damit der Vielfalt im staatli-

chen Kulturbereich Ausdruck zu verleihen und unterschiedliche Positionen aus Subsektoren zu 

erhalten.  

 

 

Abbildung 4 - Schematische Darstellung der öffentlichen Kultursektoren 

 

Sampling auf Basis des Mehrebensystems 

Ein anderes Kategoriensystem wurde bezüglich der Policy-Ebene der Interessenorganisationen 

entwickelt. Basierend auf der Annahme, dass Interessenvertretung im Mehrebensystem auf den 

unterschiedlichen Politikebenen stattfindet und dass viele Aktivitäten in der Interessenvertre-

tung im Kulturbereich aus regionalen und nationalen Aktivitäten erwachsen sind, wurde ein 

dreigliedriges Schema entwickelt, welches die Kategorien von Interviewpartnern definiert. 

Zum ersten Drittel gehören europäische Kulturdachverbände und Interessenorganisationen, die 

auf der europäischen Ebene aktiv sind und einen der fünf Subsektoren vertreten. Durch die 

Befragung dieser Ebene sollen die Ursachen für den Zusammenschluss und die Strategiewahl 

der europäischen Kulturdachverbände analysiert werden. Das zweite Drittel wird von nationa-

len Kulturverbänden der staatlichen Kultureinrichtungen gebildet, um so die nationale Ebene 

bei der Untersuchung abzubilden und aufzuzeigen, warum sich nationale Kulturverbände ent-

scheiden, auf der europäischen Ebene aktiv zu sein und wie relevant sie diese Ebene für ihre 

Arbeit einschätzen. Die angefragten Verbände sind aus sprachlichen und weiteren Gründen, 

wie der Kontaktaufnahme, mehrheitlich in Deutschland ansässig. Das letzte Drittel wird durch 

nationale und regionale Kulturinstitutionen und Träger von Kultureinrichtungen geformt. Für 

diese Stichprobe wurden Intendanten und Direktoren unterschiedlicher Kultureinrichtungen 

Theater, Opern, 
Bühnen

Orchester Festivals

Museen und 
Ausstellungshäuser

Bibliotheken und 
Archive
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befragt. Dadurch soll sichergestellt werden, dass auch die Meinung der Kulturinstitutionen und 

auch die regionale Ebene, also Städte und Gemeinden als Träger von Kultureinrichtungen be-

rücksichtigt werden. Um auch die Gedanken der gegenüberstehenden Sphäre der politischen 

Institutionen, Beamten und Entscheidungsträgern zu erfassen und einen Bias zugunsten der 

Verbandsseite zu vermeiden, wurden auch Vertreter der europäischen Institutionen in die Stich-

probe einbezogen. 

 

 

Abbildung 5 - Darstellung des Frameworks bezüglich des MLG-Systems 

 

Vorgehen zur Ermittlung der Stichprobe 

Um zu ermitteln, wie groß die Anzahl der Interessenorganisationen im Feld der Kulturpolitik 

ist, wurde das EU-Transparenzregister der Kommission herangezogen. Dort besteht die Mög-

lichkeit, über das „data reporting“ Zahlen zu Interessenvertretetenden in einem Feld zu erhalten. 

Um einen Überblick über die Zahl der Interessenorganisationen im Bereich Kultur zu bekom-

men, wurden die beiden Selektionsmerkmale „Culture“ und „Culture and Media“ herangezogen 

(Transparency Register 2021). Insgesamt 2940 Institutionen lassen sich so herausfiltern. Die 

ausgewählten europäischen Dachverbände sind alle Teile dieser Kategorie und somit im EU-

Transparenzregister vertreten.  

 

Ein weiterer Indikator zur Schaffung einer relevanten Stichprobe ist das „Creative-Europe“-

Programm der EK und dessen Programmlinie „European Networks of Culture“, da es zum ei-

nen die größten Kulturnetzwerke bezüglich staatlicher Kultureinrichtungen umfasst und diese 

auch mit den nationalen Mitgliedsverbänden auflistet (Kreatives Europa 2020). Zudem dient 

das Programm der Förderung von Interessenvertretern im kulturpolitischen Bereich.  

Regionale Ebene bzw. Kulturinstitution

Regionale Träger von Kulturinstitutionen oder Kulturinstitutionen selbst

Nationalstaatliche Ebene

Nationale Kulturverbände, die auf der nationalen Ebene agieren und mehrere 
regionale Verbände bzw. Kulturinstitutionen vertreten

Europäische Ebene

Kulturverbände, die auf der europäischenen Ebene tätig sind und mehrere 
nationalstaatliche Verbände bzw. Kulturinstitutionen vertreten
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Das erste Drittel wurde durch die Berücksichtigung dieses Förderschemas ausgewählt und be-

trachtet somit die wichtigsten Kulturnetzwerke in den fünf definierten Bereichen auf der euro-

päischen Ebene (Europäische Kommission 2019b: 1 ff.). Das zweite Drittel bzw. die nationalen 

Verbände wurden durch die Analyse dieser europäischen Verbände ausdefiniert.  

 

Die angefragten nationalen Kulturverbände sind Teil eines der genannten europäischen Netz-

werke bzw. gehören zu den Kooperationspartnern dieser europäischen Interessenvertreter. 

Dadurch wird sichergestellt, dass die nationalen Kulturverbände einen europäischen Bezug ha-

ben, um so die vorgestellten Fragen zu beantworten (Europäische Kommission 2019b). Dane-

ben lässt sich aufzeigen, dass die Dachverbände auf nationaler Ebene, die zugleich Mitglied 

eines dieser Kulturnetzwerke auf europäischer Ebene sind, auch in den unterschiedlichen Sub-

sektoren die relevantesten Verbände darstellen.  

 

Bei der Auswahl des letzten Drittels der Interviewpartner wurde ähnlich vorgegangen. Die na-

tionalen und regionalen Kulturinstitutionen sind alle Mitglieder der nationalen Verbände und 

teilweise auch der europäischen Dachverbände. Auch dies soll sicherstellen, dass die Inter-

viewpartner einen europäischen Bezug haben und auf die Fragen antworten können. Zudem 

wurde ein Beamter der EK im Generaldirektorat Kultur angefragt, um so Einblicke in die insti-

tutionelle Ebene der EU zu erhalten. 

 

Die durchgeführten Interviews setzen sich wie folgt zusammen: 
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Institution 

Europäischer  

Kulturdachverband 

Nationaler  
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Europäische 
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torat für Kul-
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European Theatre  

Convention 

Deutscher  

Bühnenverein 

Staatsschauspiel  

Dresden 

Kulturdezernent einer 

bayrischen Großstadt 

 Network of European 
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Technoseum  

Mannheim 

 European Festivals  

Association 
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 European Festivals 

Academy 

  

 European Bureau of  

Library, Information 

and Documentation 

Associations 

  

 OPERAEUROPA   

 

NEMO ist das Netzwerk öffentlicher Museen in Europa. Der deutsche Mitgliedsverband von 

NEMO ist der Deutsche Museumsbund e.V. Der 1917 gegründete Verband gehört zu den ältes-

ten Museumsverbänden in der Welt und ist die „Interessenvertretung der deutschen Museen 

und ihrer Mitarbeiter“ (Deutscher Museumsbund 2020). Ein Mitglied des DMB ist das Tech-

noseum, Landesmuseum für Technik und Arbeit in Mannheim, Baden-Württemberg (Techno-

seum 2020). Die European Theatre Convention ist eines der größten Netzwerke öffentlich ge-

tragener und finanzierter Theater in der EU (Europäische Kommission 2019b: 28). Eng verbun-

den mit dem Netzwerk, aber kein direktes Mitglied der ETC, ist die Repräsentationsorganisa-

tion der deutschen Theater, der Deutsche Bühnenverein e.V., der 1846 gegründet wurde und in 

seiner aktuellen Form seit 1947 besteht. Der DBV ist der „Interessen- und Arbeitgeberverband“ 

der deutschen Theater und Orchester (Deutscher Bühnenverein 2021b). Ein Mitglied des Deut-

schen Bühnenvereins und zugleich auch der ETC, dort vertreten durch den Intendanten im Prä-

sidium, ist das Staatsschauspiel Dresden. Das Schauspiel ist das größte sächsische Staatstheater 

und wird durch den Freistaat Sachsen und die Stadt Dresden finanziert (Staatsschauspiel Dres-

den 2021). Ein weiteres Mitglied des DBV ist das Kulturdezernat einer bayrischen Großstadt. 

Der Kulturdezernent der Stadt ist Vorsitzender einer der sechs Gruppen des DBV und auf deut-

scher Ebene auch im Kulturausschuss des Deutschen Städtetages aktiv (Interview 4). Ein an-

deres Netzwerk, welches durch die ENC gefördert wird, ist die European Festivals Association. 

Die Organisation vertritt seit 1952 öffentlich geförderte Festivals in Europa und nationale Fes-

tivalverbände. Ein Projekt und gleichzeitig eine Organisation, die die EFA zur Durchsetzung 

dieser Zielvorstellung gelauncht hat, ist die European Festivals Academy, die wiederrum selbst 

politische Interessenvertretung betreibt (The Festival Academy 2020). Der Verband EBLIDA 

(European Bureau of Library, Information and Documentation Associations) ist bisher nicht 

Teil der geförderten ENCs, bewirbt sich aber für die nächste Förderperiode ab 2021. EBLIDA 

ist die größte europäische Vereinigung nationaler Bibliotheksverbände. Insgesamt 110 Mitglie-

der, also nationale Verbände oder institutionelle Einzelmitglieder, zählt der Verband (EBLIDA 
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2021). OPERAEUROPA ist der größte Opernverband der EU (OPERAEUROPA 2021). Ver-

tiefende Informationen über die einzelnen Verbände finden sich in Annex 1. 

 

Ablauf der Interviewakquisition  

In der ersten Runde der Kontaktaufnahme wurde die Führungsebene der Verbände oder Insti-

tutionen durch eine formlose E-Mail angefragt. Das bedeutet, dass bezüglich der europäischen 

Dachverbände nur die Hauptgeschäftsführer oder Präsidenten angefragt wurden, bei den natio-

nalen Organisationen ebenso. Im Fall der der staatlichen Kulturinstitutionen wurden die Inten-

danten bzw. Direktoren adressiert. In dieser Mail wurde das Forschungsvorhaben erläutert, der 

Modus des Interviews erklärt, die Forschungsfrage aufgeführt und eine Bitte um die Teilnahme 

an den akademischen und leitfadengestützten Interviews verfasst (Annex 2). Jede Organisation 

wurde einmal angeschrieben. Insgesamt wurden dreißig E-Mailanfragen gestellt, auf die sieb-

zehn Antworten folgten. Die Quote der Antworten im Verhältnis zu den gesandten Interview-

anfragen beträgt somit circa 57%. Von diesen siebzehn Rückmeldungen führten insgesamt elf 

zu einer Vereinbarung zu einem Video- oder Telefoninterview. Ein angefragter Vertreter bat 

um die Zusendung der Fragen per Mail. Insgesamt wurden zwölf Interviews vereinbart, von 

denen zwölf durchgeführt wurden, was einer Quote von 36% bezüglich des Verhältnisses der 

durchgeführten Interviews zu den Anfragen ergibt. Die Interviews wurden in deutscher und 

englischer Sprache gehalten. Ebenso wurden die Interviewleitfäden in beiden Sprachen verfasst 

(Annex 3 und 4). Neun der Interviews wurden via Videotelefonie über die Programme Zoom 

oder Skype durchgeführt, während zwei Gespräche über Telefon geführt wurden und bei einem 

die Antworten per E-Mail zugesandt wurden. Die Interviews wurden zweifach mit dem Dik-

tiergerät und der Aufnahmefunktion des Handys aufgezeichnet, nachdem die Interviewpartner 

zugestimmt hatten. Fünf der insgesamt 12 Interviewten waren Frauen, was eine Quote von 

41.7% ergibt. 

 

3.3. Interviewfragebogen 

Der Interviewfragebogen setzt sich aus sechzehn Fragen zusammen, die in vier Blöcke aufge-

teilt wurden.  

 

Block 1 befasst sich mit der Interessenvertretung im europäischen Gefüge. Die Fragen dienen 

der Analyse, warum sich Kulturinstitutionen in ihrer Interessenvertretung europäisieren, wie 

die Kultureinrichtungen und Verbände zu der Frage stehen, ob eine Europäisierung der Kultur-

politik feststellbar ist, wie der Austausch zwischen den Kulturverbänden und den politischen 
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Entscheidungsträgern abläuft und welche Themenbereiche auf der Ebene der EU im kulturpo-

litischen Bereich als relevant betrachtet werden. Der Block „Interessenvertretung“ wurde als 

erster Block ausgewählt, um im Sinne der Theorien zur Durchführung von Interviews die rele-

vanten Fragen zu Beginn zu stellen und das durch die Kontaktaufnahme aufgebaute Vertrauen 

für die Beantwortung zu nutzen (siehe Annex 3, Frage 1–6).  

 

Der zweite Block „Strategie und Informationsaustausch“ setzt sich mit der Strategiewahl der 

Interessenorganisationen auseinander und überprüft, ob die Hypothesen der Ressourcenaus-

tauschtheorie auch im Kultursektor anwendbar sind. Aus diesem Grund wird mithilfe der Frage 

untersucht, ob ein Informationsaustausch bzw. eine Wechselwirkung zwischen der Bereitstel-

lung von Informationen und Zugängen zum politischen Prozess stattfindet und welche Art von 

Informationen von den Interessenvertretern bereitgestellt und von den europäischen Institutio-

nen nachgefragt wird. In diesem Block soll zudem geklärt werden, ob die Theorieansätze von 

Bouwen, Chalmers, Klüver und de Bièvre bezüglich der Strategien von Access, Voice und Li-

tigation mit der Realität in der kulturpolitischen Interessenvertretung übereinstimmen und ob 

die Annahme korrekt ist, dass die Interessenvertretung von den Verbänden als erfolgreich be-

schrieben wird, wenn ein Mix aus den ersten beiden Strategien angewandt wird. Daneben wird 

untersucht, welcher Kanal und welcher Zeitpunkt für die politische Interessenvertretung ge-

wählt wird. Die letzte Frage soll zudem ermöglichen, zu erfahren, wie die internen Entschei-

dungsprozesse bezüglich der politischen Botschaften und der Strategiewahl in den Interessen-

organisationen im Kulturbereich getroffen werden (siehe Annex 3, Frage 7–11). 

 

Der dritte Block des Interviewleitfadens ist der Finanzierung und dem Budget der Interessen-

organisationen im Feld der Kulturpolitik gewidmet. Im Mittelpunkt steht dabei die Frage, aus 

welchen Quellen sich die Finanzierung und das Budget der Interessenvertreter speist und wel-

chen Prozentsatz die Finanzierung durch europäische Institutionen ausmacht (siehe Annex 3, 

Frage 12–13). 

 

Der letzte Block des Interviewleitfadens setzt sich mit der Organisation der Interessenorgani-

sationen auseinander. In diesem Block soll untersucht werden, wie sich die Mitgliedsstruktur 

der Verbände und Institutionen zusammensetzt und welche Organisationsform gewählt wurde. 

Daneben wird nach dem Prozentsatz der tatsächlichen Mitglieder im Verhältnis zu den poten-

ziellen Mitgliedern gefragt, um so herauszufinden, wie weit die Repräsentation des Sektors 

strukturiert ist und wie vorrangeschritten die Europäisierung der Interessenvertretung bezüglich 
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der Mitglieder ist (siehe Annex 3, Frage 14–16). Je nach befragter Institution und der Ebene 

der Interessenvertretung (EU, national, Kulturinstitution) weichen die Fragen geringfügig ab. 

Für die englischsprachigen Interviews wurden die Fragen übersetzt. 

 

3.4. Ablauf der Interviews 

Der Ablauf der Interviews war stets der gleiche. Zunächst gab es eine kurze Vorstellung des 

Forschungsvorhabens und der Forschungsfrage. Anschließend wurde um die Zustimmung zur 

Aufzeichnung gebeten. Die insgesamt sechzehn Fragen wurden in allen dreizehn Interviews 

gestellt. Es gab Abwandlungen je nach Politikebene, Charakter der Organisation und der Aus-

richtung bezüglich der Interessenvertretung. Die Interviews dauerten zwischen 25 und 60 Mi-

nuten. Alle Interviews wurden semi-strukturiert durchgeführt, was bedeutet, dass sich die In-

terviews alle am Leitfaden orientiert haben, aber aufgrund des offenen Charakters der Fragen, 

eine große Vielfalt an Antwortmöglichkeiten bestanden hat. Daneben gab es insgesamt drei 

quantitative Fragen. 

 

4. Qualitative Analyse der Interviews und Resultate der Untersuchung 

In diesem Kapitel werden die Interviews basierend auf den Antworten der Interviewpartner 

analysiert und auf Basis der vier vorher getroffenen Annahmen untersucht. Zunächst wird über-

prüft, ob die Annahme zu den Gründen der Europäisierung mit den Interviewergebnissen über-

einstimmt. Anschließend wird die Frage betrachtet, welche Strategien die untersuchten Institu-

tionen zur Interessenvertretung nutzen, um danach auf die Frage einzugehen, welcher Kanal in 

der Interessenvertretung genutzt wird. Zuletzt wird untersucht, welche Art der Information im 

Prozess der Interessenvertretung ausgetauscht wird. Im letzten Abschnitt werden weitere stra-

tegische Fragen wie bspw. der Zeitpunkt der Interessenvertretung analysiert. Im Rahmen der 

leitfadengestützten Interviews wurden die folgenden Gespräche geführt:  

 

Institution, 

Datum und 

Dauer des  

Interviews 

Rolle des  

Inter-

viewpart-

ners 

Land und 

Hauptsitz  

Budg

et 

Brüsseler 

Büro 

Auf  

welcher 

Ebene  

aktiv? 

Sprache 

Interview 1: 

European  

Theatre  

Direktor Deutsch-

land,  

Berlin 

500. 

000 

Euro 

Nein,  

EU-Büro 

in Berlin 

EU,  

Internatio-

nal 

Deutsch 
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Convention 

(10.12.2020) 

(38min34sec) 

 

Interview 2: 

Deutscher  

Bühnenverein 

(17.12.2020) 

(35min1sec) 

Geschäfts-

führer 

Deutsch-

land, 

Köln 

Keine 

An-

gabe 

Nein Regional, 

Landes-

ebene, Bun-

desebene, 

EU, Inter-

national 

Deutsch 

Interview 3: 

Staatsschau-

spiel Dresden 

und ETC  

und DBV 

(18.12.2020) 

(44min53sec) 

Intendant 

und Mit-

glied im 

Präsidium 

und Vor-

stand 

Deutsch-

land, 

Dresden 

Keine 

An-

gabe 

Nein Regional, 

Landes-

ebene, Bun-

desebene, 

EU, Inter-

national 

Deutsch 

Interview 4: 

Kulturdezer-

nat einer  

bayrischen   

Großstadt 

und DBV und  

Deutscher 

Städtetag 

(03.12.2020) 

(21min2sec) 

Kulturde-

zernent und 

Mitglied im 

Präsidium,  

Vorsitzen-

der  

einer  

Arbeits-

gruppe 

Deutsch-

land,  

Bayern 

Keine 

An-

gabe 

Nein Regional, 

Landes-

ebene, Bun-

desebene, 

EU, Inter-

national 

Deutsch 

Interview 5: 

Network of  

European  

Museums  

Organisations 

(04.12.2020) 

(34min32sec) 

Mitarbeiter  

für 

politische  

Kommu-

nikation 

Deutsch-

land,  

Berlin 

Keine  

An-

gabe 

Nein, EU-

Büro in 

Berlin 

EU, Inter-

national 

Englisch 
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Interview 6: 

Deutscher  

Museums-

bund 

(04.12.2020) 

(38min2sec) 

Geschäfts-

führer 

Deutsch-

land, 

Berlin 

2.5 

Mio. 

Euro 

Ja, über 

NEMO 

(Network 

of Euro-

pean Mu-

seums Or-

ganisa-

tions) 

Regional, 

Landes-

ebene, Bun-

desebene, 

EU, Inter-

national 

Deutsch 

Interview 7: 

Technoseum 

Mannheim  

und DMB  

und NEMO 

(08.12.2020) 

(26min54sec) 

Kaufmänni-

scher Leiter 

und  

Mitglied im  

Präsidium 

Deutsch-

land, 

Mannheim 

Keine  

An-

gabe 

Nein Regional, 

Landes-

ebene, Bun-

desebene, 

EU 

Deutsch 

Interview 8: 

European  

Festivals  

Association 

(02.12.2020) 

(33min16sec) 

Generalsek-

retär 

Belgien, 

Brüssel 

600. 

000 

bis 1 

Mio. 

Euro 

Ja EU, Inter-

national 

Englisch 

Interview 9: 

European  

Festival  

Academies 

(09.12.2020) 

(40min34sec) 

Generalsek-

retär 

Belgien, 

Brüssel 

500. 

000 

Euro 

Ja EU, Inter-

national 

Englisch 

Interview 10: 

European  

Bureau of  

Library,  

Information 

and  

Direktor Nieder-

lande, 

Den Haag 

120. 

000 

Euro 

Nein, EU-

Büro in 

Den Haag 

EU Englisch 
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Documenta-

tion Associa-

tions 

(01.12.2020) 

(24min56sec) 

Interview 11: 

OPERA- 

EUROPA 

(26.11.2020) 

(19min37sec) 

Geschäfts-

führer 

Belgien, 

Brüssel 

900. 

000 

Euro 

Ja EU, Inter-

national 

Englisch 

       

Interview 12: 

Europäische 

Kommission, 

Generaldirek-
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4.1. Ursachen und Gründe für die Europäisierung 

Die Interessenorganisationen beantworteten die Frage nach den Gründen für die Europäisierung 

unterschiedlich. Die Gegensätze lassen Trends bezüglich der Größe und Ressourcenausstattung 

erkennen (Interviews 1–12). Während die meisten europäischen Dachverbände im Kultursektor 

betonen, dass die Europäisierung aufgrund materieller und ideeller Gründe stattgefunden hat 

und die Bedeutung der europäischen Ebene im Feld der Kulturpolitik zunimmt, sind die Insti-

tutionen oder die nationalen Interessenorganisationen zum Teil anderer Meinung und betonen 

die Bedeutung der nationalen Ebene bei der Ausgestaltung und Finanzierung von Kulturpolitik 

(Interviews 1–12). Die meisten nannten eine Vielzahl an Ursachen für die Europäisierung:  

 

„Wir wollen gemeinsame Zusammenarbeit generieren, den internationalen Austausch fördern und durch 

die europäischen Programme mehr Möglichkeiten im politischen und künstlerischen Feld haben. Als Re-

präsentationsorgan wollen wir über die politische Interessenvertretung auf der europäischen Ebene 
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Unterstützung gewinnen, Förderer finden, die Relevanz unseres Sektors darstellen und letztendlich politi-

sche und generelle Öffentlichkeit schaffen“ (Interview 1).  

 

Rund die Hälfte der Verbände betrachten die durch die EU verteilten Finanzmittel, insbeson-

dere über die Kulturprogramme „Creative Europe“ und „Media“, als wichtigen Grund für das 

europäische Engagement im Kulturbereich:  

 

„Die einen wollen Meetings, Trainings, Finanzierungsmöglichkeiten und Vehikel zur Steigerung von Profit, 

einem ROI oder die Erhöhung der Publikumszahlen. Für die anderen ist es ein Vehikel zur Repräsentation 

in der EU und um überhaupt eine Stimme zu haben (…). Es geht immer um die Frage, wie kriegen wir mehr 

Mittel und Geld für unser künstlerisches Programm? Auf regionaler, lokaler Ebene gibt es immer weniger 

Mittel. Europapolitik wird da im Rahmen verschiedener Finanzierungsmöglichkeiten gesehen. Es geht im-

mer um Geld“ (Interview 8).  

 

An zweiter Stelle werden ideelle Gründe für die Organisation auf der europäischen Ebene be-

nannt. Ein Drittel der Interessenorganisationen und Institutionen nennt den kulturellen Aus-

tausch, die Schaffung von kulturellen und berufsspezifischen Netzwerken und die Absprache 

bezüglich verschiedenster ästhetischer, künstlerischer, technischer, aber auch arbeitsrechtlicher 

Fragen als wichtigen Beweggrund für die Arbeit mit der EU:  

 

„Unsere Mitglieder wollen Informationsaustausch zwischen den Mitgliedern, kulturellen Austausch über 

Aufführungen, Konzepte, Audience-Building und Beratung zu internationalen künstlerischen Fragen und 

Techniken“ (Interview 11).  

 

Besonders die ressourcenreichen Vereinigungen unterstreichen in ihren Antworten, welche 

Rolle unterschiedliche Ziele auf der Metaebene spielen, darunter die globale Friedenssicherung 

mithilfe der Mittel der Kultur, die Bewusstwerdung über die gemeinsamen europäischen (kul-

turellen) Werte und deren Vermittlung, die Unterstützung von Kultureinrichtungen in der gan-

zen Welt über die europäische Ebene, die Kulturdiplomatie gegenüber anderen Großmächten 

wie China oder den USA, sowie die Schaffung einer kulturellen Identität innerhalb der EU, 

zusammen mit der Entwicklung einer transnationalen, europäischen Öffentlichkeit:  

 

„Und es hat viel mit ideellen Gedanken zu tun. Wir sichern Frieden, unterstützen Proteste in Ländern, wo 

Kunst- und Meinungsfreiheit in Gefahr sind. Wir helfen unseren Partnern bei der Finanzierung in Länder, 

wo Kultur nicht gut ausfinanziert ist. Die europäische Ebene ist dabei der Kanal um im Gespräch zu sein, 

damit sich Dinge bewegen im Kampf für die Freiheit der Kunst. Es ist auch ein Versuch auf europäischer 
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Ebene Austausch zu generieren. Wir wollen die ETC als Plattform zur Zusammenarbeit sehen, nicht nur 

zwischen den Theatern, sondern auch zwischen den Mitarbeitern“ (Interview 3).  

 

Besonders die kleineren, sektoralen europäischen Dachverbände betonen die Bedeutung der 

europäischen Ebene als Instrument zur Generierung von Relevanz und einer Stimme gegenüber 

den nationalen Regierungen. Es würde helfen, bei den Verhandlungen über Finanzzulagen und 

Unterstützungsleistungen mit den nationalen Regierungen die Mitgliedschaft in europäischen 

Dachverbänden zu unterstreichen, um so politischen Druck aufzubauen und die soziale, ökono-

mische und kulturelle Relevanz eines spezifischen Kultursektors aufzuzeigen:  

 

„wir (…) gestalten OPERAEUROPA als wichtiges Instrument auf der nationalen Ebene aus, wenn Opern-

häuser oder der Sektor in einem Land Unterstützung benötigt, dann setzten wir uns ein, schreiben Briefe, 

geben Statements ab. (…) Wir stellen europäische Öffentlichkeit für nationale Thematiken her“ (Interview 

11). 

  

Auch der Netzwerkgedanke spielt bei den nationalen Institutionen und Mitgliedern eine Rolle. 

Die europäischen Dachverbände würden als „Serviceorganisationen“ fungieren, die einerseits 

politische Informationen aus Brüssel sammeln und die Mitgliedsinstitutionen in den Mitglieds-

staaten informieren und umgekehrt die Meinungen und Stellungnahmen der Mitgliedsinstituti-

onen bezüglich politischer Vorschläge und Entwicklungen auf europäischer Ebene sammeln 

und diese dann subsummieren und gegenüber den politischen Entscheidungsträgern präsentie-

ren.  

 

Besonders die ressourcenärmeren, europäischen Dachverbände unterstreichen, dass die EU eine 

immer wichtigere Rolle in der Gestaltung von Politik spielt, aber die nationale Ebene noch 

hauptverantwortlich für die Ausgestaltung von Kulturpolitik ist und somit auch die nationalen 

Kulturverbände oft stärker bezüglich ihrer Ressourcen aufgestellt sind und in der Auseinander-

setzung mit den europäischen Institutionen eine machtvolle Rolle spielen:  

 

„Die Gelder kommen von den nationalen Institutionen und den regionalen Trägern. Die EU ist mehr das 

Beiboot. Auch innerhalb der EU: Nur 1% des EU-Haushalts wird für Kultur ausgegeben. Es ist ein margi-

nales Politikfeld, aber die arbeitsrechtlichen Fragen haben zugenommen, oder die Fragen der Freizügig-

keit, Arbeitserlaubnisse, der internationale Austausch von Mitarbeitern, Mobilität, Einreise“ (Interview 2).  

 

Die Hälfte der befragten Institutionen gibt zudem an, dass die Darstellung der Relevanz und 

der Bedeutung des jeweiligen staatlichen Kultursektors eine Ursache für die Betätigung auf der 
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europäischen Ebene darstellt. Durch die Aktivitäten in der EU würden die Außenwirkung eines 

Kultursektors gestärkt werden:  

 

„Wir wollen die Reichweite unserer Mitglieder erhöhen. Für sie politisch kommunizieren. Und einfach 

aufzeigen, was Museen tun. Also insbesondere wollen wir die Kommunikation und die Reflexion in der EU-

Öffentlichkeit“ (Interview 5).  

 

Einzelne Institutionen merkten außerdem an, dass die Gestaltung einer besseren und sozial ge-

rechteren Welt und die Durchsetzung der Sustainable Development Goals über die Regierungs-

ebene der EU eine Rolle spielt. So geben die Verbände an, dass sich Koalitionen über die eu-

ropäische Ebene auch mit globalen Partnern einfacher schmieden ließen (Interview 9).  

 

Besonders die Museumsinstitutionen betonen den Lerneffekt bei der Vernetzung:  

 

„Die Museen gehören zum Non-Profit-Bereich und stehen nicht in marktwirtschaftlichem Wettbewerb zu-

einander. Der europäische Austausch und das Lernen von den anderen spielt eine wichtige Rolle im Ver-

band.  Museen sind öffentliche Einrichtungen und müssen Steuergelder immer effizienter einsetzen. Es ist 

effizient voneinander zu lernen“ (Interview 6). 

 

Die befragten Vertreter der EK aus dem Generaldirektorat für Kultur, aus den Referaten „Policy 

and Strategy“ und „Creative Europe“ gibt an, dass die Europäisierung der Kulturinteressenver-

tretung eines der Ziele der Agenda für Kultur seit 2007 ist. Die Programme „Creative Europe 

und Media“ bestehen aus mehreren Säulen, die auch der Förderung der Europäisierung der In-

teressenvertretung von staatlichen und nationalen Kultureinrichtungen dienen. Ziel ist es, durch 

den strukturierten Dialog mit der Zivilgesellschaft Expertise aus den Nationalstaaten und den 

unterschiedlichen Sektoren zu erhalten, um damit die Proposals und Direktiven, sowie die Kul-

turprogramme effektiver, zielgenauer und anhand der Berücksichtigung der Bedürfnisse der 

Zielgruppen zu gestalten. Ein wichtiges Dialoginstrument ist das Programm „European Voices 

of Culture“, das als Dialogformat angelegt ist. Der Beamte der Kommission betont, dass die 

Kommission nur wenige Mitarbeiter für diese Aufgabe zu Verfügung hat: 

 

„Die Sektorenvertreter und Programme wie „European Voices of Culture“ stellen sicher, dass auch die 

Kultursektoren und deren Stakeholder eine Stimme erhalten. Man muss die Basis dieser Organisationen 

zusammenbringen und alle Mitgliedsstaaten zusammenführen (…). Wir müssen deswegen wissen, was 

wichtig ist, in welchem Land. Es gibt so viele unterschiedliche Interessen, alle unterschiedlichen Stimmen 

und dann auch die Zivilgesellschaft. Nur das „mixing all that together“ schafft Relevanz und Effizienz 

(Interview 12).  
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Die Förderlinie ist nach Angabe der Beamten eine der wichtigsten Säulen in dem Programm, 

um diese Expertise aufzubauen und die Interessenvertretung des schwach integrierten Kultur-

bereichs und die schwachen Stimmen des Kultursektors zusammenzuführen und zu professio-

nalisieren. Die EU generiert ihre eigenen Interessenvertreter im Mehrebensystem:  

 

„Die Interessenvertreter spielen eine entscheidende Rolle, um die Programme europaweit zu legitimieren. 

Es ist unmöglich von Brüssel und der Metaebene der europäischen Verwaltung zu antizipieren was in den 

Mitgliedsstaaten relevant ist und welche Bedürfnisse die kulturellen Akteure in den Ländern haben. Wir 

haben lediglich den Blick aufs große Ganze, auf Brüssel und die Metaebene. Über die Beteiligung von 

Interessenvertretern werden „Legacy“, die Effektivität der Programme und Policy-Outputs, sowie die de-

mokratische Akzeptanz gegenüber den politischen Entscheidungen in diesem schwach integrierten Politik-

feld gesteigert“ (Interview 12).  

 

Der EU-Beamte stellt zudem fest, dass „diese Entwicklung eines professionellen Systems von 

Interessenvertretern hilft, mit den regionalen und nationalen politischen Institutionen zusam-

menzuarbeiten“ (Interview 12). 

 

Alle befragten nationalen Kulturverbände merken an, dass die europäische Ebene keine so ent-

scheidende Rolle spielt, dass aber durch die gemeinsame Koordination zwischen den National-

staaten und den Förderprogrammen eine Zunahme der EU-Kompetenzen zu beobachten sei und 

die EU-Kommission und die Exekutivagentur für Kultur eine Säule in der Kulturfinanzierung 

geworden sind:  

 

„Die EU-Ebene spielt nicht unbedingt eine wichtigere Rolle, denn die Träger der staatlichen Kulturein-

richtungen in Europa sind die Nationalstaaten oder lokale Exekutiven. Die regionale Ebene ist damit zu-

nächst deutlich attraktiver als Kanal für unsere Interessenvertretung. Das Feld der Kulturpolitik ist den-

noch vor allem ein Bereich der Förderpolitik. Es ist also wichtig, wer bezahlt und weniger wichtig, wer die 

großen Linien bestimmt. Der Geldgeber ist der zentrale Einflussfaktor und da EU die Museen nicht direkt 

bezahlt, hat sie weniger Einfluss. Dennoch existiert mit „Creative Europe“ ein Fördertopf, der attraktiv 

für unsere Mitglieder ist und eine weitere Säule in der Kulturfinanzierung darstellt“ (Interview 6).  

 

Die Kulturverbände, die zugleich auch Arbeitgeber- bzw. Arbeitnehmervereinigungen in ihrem 

Sektor sind, unterstreichen die Bedeutung der politischen Entscheidungen auf europäischer 

Ebene, die nicht im Feld der Kulturpolitik, sondern in stärker integrierten Politikfeldern getrof-

fen werden, unter anderem im Bereich der Arbeitsregulierung, Arbeitnehmerrechte, 
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Mobilitätsfragen, die den künstlerischen Austausch betreffen, aber auch Umwelt- und Nach-

haltigkeitsregulierungen:  

 

„(…) die arbeitsrechtlichen Fragen, die direkt durch die EU-Institutionen mitbestimmt werden, haben zu-

genommen. Dazu gehören die Freizügigkeit von Künstlern, Arbeitserlaubnisse, der internationale Aus-

tausch von Mitarbeitern, Mobilität und die Einreise in die EU“ (Interview 2).  

 

Daneben wird auch der Austausch über die Fördermittel und mögliche Subventions- und Fi-

nanzierungsquellen als Grund für die Beteiligung in den europäischen Dachverbänden angege-

ben: „Die Dachverbände erstellen Leitlinien und Grundsatzpapiere, die uns dabei helfen, diese 

Mittel zu beantragen und abzurufen“ (Interview 11). Besonders differenziert wurde die Frage 

durch eine Verbandsgeschäftsführerin aus dem Festivalsektor, die die Zweigliedrigkeit der Eu-

ropäisierung von Interessenvertretung im Kultursektor beantwortet:  

 

„Es geht eigentlich um zwei Dinge: die, die unsere Mitglieder wollen, und die, die wir als Verband und 

europainteressierte Policy-Experten vertreten wollen. Es geht immer ums Geld. Unsere Mitglieder wollen 

durch die Mitgliedschaft in unserem Verband möglichst viele Benefits. Zum einen exklusivere Zugänge zu 

Finanzmitteln und Fördermöglichkeiten, aber auch die politische Unterstützung und die Wahrnehmung in 

der Öffentlichkeit generieren. Die andere Ursache ist weniger ökonomisch, sondern intellektuell begründet. 

Unser Verband wurde gegründet, um den kulturellen Austausch in der EU voranzubringen und damit auch 

die europäische Integration in ihrer Gesamtheit zu fördern. Das Netzwerk war schon in den Fünfzigern als 

europäisch-föderalistisches Projekt angedacht und sollte als Teil der europäischen Integrationsbewegung 

etwas zur Friedenssicherung und zur Schaffung einer gemeinsamen europäischen Identität beitragen. Und 

in diesem Spannungsverhältnis befinden wir uns nun. Das politische Feld der „Citizenship“, die Schaffung 

einer demokratischen und europäischen Zivilgesellschaft mithilfe der Kunst und unseres Netzwerks, ist un-

ser Ziel (Interview 8).  

 

Drei der sechs Interviewten merkten an, dass „Cultural Action Europe“ der wichtigste Interme-

diär zwischen den Interessenorganisationen auf der europäischen Ebene und den europäischen 

Institutionen ist und eine Rolle in der Advocacy bezüglich inhaltlicher Themen in der Kultur-

politik spielt. Von drei Vertretern wurde betont, dass die Arbeit dieser großen, rein politisch 

ausgerichteten „Interessenintermediäre“ und Kulturnetzwerke eine wichtige Funktion bei der 

Entwicklung von Kulturpolitik auf der europäischen Ebene einnehmen (Interview 1, 8, 11): 

 

„Es geht dabei oft um die Frage, welche Netzwerke beteiligt werden. Es gibt Calls und offene Einladung 

auf denen sich alle bewerben können. Bei den Netzwerken gibt es einen Wettbewerb zur Finanzierung. Wir 

brauchen nationale Organisationen dafür. Aber es sind zu viele. Deren Interessen sind zu fragmentiert. Wir 
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versuchen im Rahmen der Professionalisierung der EU-Kulturpolitik europäische Organisationen aufzu-

bauen und die Bestehenden zu unterstützen, sodass sie uns mit ihrer Expertise zur Seite stehen. Es ist unser 

Ziel, eine europäische Sphäre für die Repräsentanz des Sektors zu schaffen. Es benötigt einen „Sense of 

Belonging“, eine gemeinsame Zusammenarbeit, europäische Gemeinschaft und Öffentlichkeit. Es geht 

nicht darum, die nationale Identität abzulegen und nicht mehr national aktiv zu sein, sondern eine europä-

ische Ebene hinzuzufügen und den Wahrnehmungshorizont zu erweitern. Dies dient dem Ziel der Friedens-

sicherung. Aber auch der Förderung und Verbreitung unserer gemeinsamer kultureller Werte und Lebens-

weise. Zwischen der Kulturverbänden herrscht eine Kombination von Wettbewerb und Kooperation, Ak-

zeptanz und Kollaboration bei großen Fragen. Jeder denkt, er ist wichtiger als der andere. Wettbewerb um 

die besten Informationen ist prinzipiell gut für uns und auch im Sinne der EU, solange es nicht zu einem zu 

sehr fragmentierten System der Interessenvertretung, der Kulturpolitiken und Sektoren führt. Kultur ist 

sowieso schon kein großes Politikfeld. Wir sind 17 Referenten in 2 Abteilungen, die nur für Kultur zuständig 

sind. Nicht einmal ein Referent für jeden Mitgliedsstaat. Jede Meinung ist wichtig, aber die Vereinigung 

und der „common ground“, die Konsensfindung, sind essentiell, um den Sektor ganzheitlich zu stärken. Am 

Ende gibt es einen besseren Gesetzestext, wenn alle Stimmen gehört wurden, aber er wird noch besser, 

wenn all diese Stimmen kohärent kondensiert werden“ (Interview 12). 

 

Aus den Interviews lassen sich die folgenden Gründe für die Europäisierung der Kulturinteres-

senvertretung herausfiltern: 

 

• EU als Finanzgeber von Kulturinstitutionen 

• Netzwerkidee und kultureller Austausch 

• Mitbestimmung auf europäischer Ebene und Generierung von Zugängen 

• Ideelle Werte und kulturelle Identität 

• Servicegedanke und Mitgliederunterstützung 

• Generierung von Relevanz und Öffentlichkeit 

 

4.2. Strategiewahl 

Die Strategiewahl und strategischen Handlungen der Interessenvertreter stimmen in weiten Tei-

len mit den im Theorieteil erarbeiteten Annahmen überein. Zwei Drittel der befragten Interes-

senvertreter geben an, dass sie sowohl direkte „voice“-Strategien als auch indirekte „access“-

Strategien anwenden, um ihre Interessenübermittlung „effektiver“ und „nachhaltiger zu gestal-

ten“ (Interviews 1–11). So spielt sich die Strategiewahl eines Verbandes auf mehreren Ebenen 

ab:  

 

„Wir nutzen drei Ebenen der Kommunikation. Erstens den direkten Kontakt mit Beamten und Politikern, 

zweitens Presse- und Öffentlichkeitsarbeit und drittens Veranstaltungen. Unsere Strategie zur 
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Übermittlung und Durchsetzung politischer Botschaft ist dreigliedrig. Es gibt die Serviceebene, also den 

Austausch und die Information der Mitglieder. Ebene Zwei ist die politische Arbeit, also der direkte Kontakt 

mit den politischen Entscheidungsträgern, ausgeführt von mir oder unserer Mitarbeiterin für politische 

Kommunikation. Die dritte Ebene ist die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, konzipiert von unserem Kom-

munikationsbeauftragten. Alle Ebenen werden bezüglich einer Botschaft verzahnt, um so möglichst effizient 

zu arbeiten. Zur Umsetzung von Kommunikationszielen müssen alle drei Ebenen genutzt werden, manchmal 

verwenden wir für ein oder zwei Ebenen ein anderes Framing. Aber unsere Botschaften müssen auf allen 

Kanälen immer kohärent und zielorientiert sein, denn nur dadurch entsteht Legitimität. Es gibt verschie-

dene Instrumente, um Informationen zu übermitteln: Briefe, ein direkter Kontakt, Telefonanrufe, persönli-

che Treffen, Pressestatements, Pressemitteilungen, die wir an alle Kulturpolitiker senden. Die Öffentlich-

keitsarbeit im Radio, Zeitungen oder Fernsehen. All das hat Auswirkungen, wir messen diese allerdings 

nicht, denn dazu fehlen uns die personellen Ressourcen. Wir nutzen alle Wege, die existieren, aber gehen 

dabei nicht hoch strategisch vor“ (Interview 6).  

 

Dies stellt auch die Hauptgeschäftsführerin eines europäischen Theaterverbandes fest:  

 

„(…) Wir nutzen unterschiedlichste Strategien, entwickeln dafür aber eine einheitliche Linie. Wir müssen 

unser Interesse immer genau darstellen, sagen, was wir wollen und fordern, Themen proaktiv besetzen. 

Ermitteln was Mitglieder wollen und Wege finden, wie wir gesellschaftlich wahrgenommen werden können 

und Relevanz erlangen bzw. die Frage beantworten, warum wir förderungswürdig sind. Dies geschieht 

unter Einsatz begrenzter Mittel, personell wie finanziell. Eine Kampagne ist dann gut, wenn wir mit kleinem 

Budget große Effekte generieren. Um das zu erlangen, braucht es viele Partner und Kooperationen. Des-

halb ist der direkte Austausch und der inhaltliche Austausch über Konferenzen, Seminare, Referenten aus 

Politik, Kultur, Gesellschaft für uns die entscheidendere Strategie. Eine weitere wichtige Rolle spielt die 

Vorstellung unserer Projekte, die Generierung einer medienwirksamen Öffentlichkeit, das Teilnehmen an 

Gremien, der strategischer Dialog mit der EU, insbesondere über „Voices of Culture“ und die damit ein-

hergehende Einladung, Kommentierung, Vorgabe von Themen gegenüber der Politik“ (Interview 1).  

 

Auch auf der regionalen Ebene und bei den Kulturinstitutionen ist die Strategiewahl durch einen 

Mix unterschiedlicher Ansätze geprägt:  

 

„Unsere Netzwerkarbeit im Mehrebenensystem der EU schafft Öffentlichkeit gegenüber der Politik auf all 

diesen Ebenen. Es geht darum, mithilfe der Kontakte auf Landes- und Bundesebene Themen in die EU-

Kulturpolitik einzubringen und zu spiegeln und so auch unsere Interessen zu vertreten. Wir betreiben Mei-

nungsbildung über das gezielte Ansprechen von Abgeordneten und Parteivertretern. In unserer Heimat-

stadt gibt es dieses Bewusstsein auf der regionalen Ebene, dass der internationale und auch die europäische 

Kulturpolitik eine Grundlage für Tourismus, wirtschaftliche Entwicklung und kulturelle Identität ist. Das 

Theater und die Kulturpolitik ist in der DNA der EU und von Deutschland. Die EU ist ein Wissenskontinent, 

und ein Kontinent der Ideen, das geht nicht ohne ein kreatives Umfeld. Regional- und Landesstrukturen mit 
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all ihren Besonderheiten sind wichtig für die europäische Ebene, und das Mehrebensystem. Alle müssen 

sich unterstützen und in einer komplexer werdenden Zeit Informationen austauschen“ (Interview 3).  

 

Wichtig zur Gestaltung einer effektiven Kommunikation sei das permanente Engagement der 

Interessenorganisation und die damit einhergehende Schaffung von Nachhaltigkeit: „Es braucht 

permanenten Austausch, man kann nicht nur Relationen aufbauen wenn man sie gerade benö-

tigt, sondern muss im stetigen Austausch mit den jeweiligen Entscheidungsträgern sein“ (Inter-

view 5).  

 

„Alle paar Monate geben wir bestimmte Updates über unsere politischen und inhaltlichen Forderungen 

und Bedürfnisse. Zudem involvieren wir Kommissionbeamte, Politiker und Parlamentarier in unsere Ver-

anstaltungen. Wir haben ein Hospitationsprogramm für Kulturpolitiker aufgesetzt, laden sie zu unseren 

Versammlungen ein oder als Speaker bei Veranstaltungen“ (Interview 8).  

 

Ausdruck dieses Ansatzes sei besonders das Programm „European Networks of Culture“:  

 

„Beim ENC gibt es Workshops und Arbeitsgruppen, die uns mit den Entscheidungsträgern zusammenbrin-

gen. Dabei schauen wir, wie Mehrwert durch die Fördermittel der EU generiert werden kann, wie der 

Austausch intensiviert wird und wie Partizipation und demokratischere Vergabe- und Teilhabeprozesse 

implementiert werden können. Daneben gibt es Arbeitsgruppen im EP, an denen wir partizipieren. Unser 

Ziel ist ein Europa bottom up, mit partizipatorischen Möglichkeiten für die Interessenakteure in der Kul-

turpolitik. Die Beamten, Kommissare und Parlamentarier sind Teil dieses Arbeitsprozesses, wir treten 

selbstbewusst als Netzwerk auf, das ihnen einen Mehrwert bietet“ (Interview 8).  

 

Auch ein weiterer Geschäftsführer betrachtet die Gremienarbeit als wichtiges Instrument:  

 

„Es geht Hand in Hand. Der direkte Austausch ist nur dann effektiv und effizient, wenn wir auch indirekt 

arbeiten. Das unterstützt den Austausch mit Politikern und die Positionierung in der Öffentlichkeit und 

steigert somit den Erfolg des Austausches “ (Interview 10).  

 

Es wird auch angemerkt, dass das Mehrebenensystem der EU die Notwendigkeit unterschied-

licher Strategieansätze bedingt:  

 

„Auf der europäischen Ebene brauchen die politischen Prozesse viel Übersetzung und vorrausschauende 

Konzeption. Bestimmte Dinge haben nicht gleichen Stellenwert für die EU-Institutionen, als sie das für uns 

oder die Mitgliedsstaaten haben. Zuständige Verantwortliche haben oft andere Ansichten. Man lernt in der 

Interessenvertretung voneinander. Der strukturierte Dialog mit seinen direkten Austauschgremien hilft da-

bei, uns eine Stimme in diesem Gewirr an Institutionen und Bürokratie zu verschaffen. Wegen unserer 
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begrenzten Mittel müssen wir Multiplikatoreneffekte schaffen. Das heißt, wir müssen uns früh mit unseren 

Mitgliedsinstitutionen auf eine Linie einigen“ (Interview 10).  

 

„Man braucht Visionen und Richtungen, eine Art von Ownership. Durch die Beteiligung von Politikern an 

unseren Events und Projekten kann das entstehen, verbunden mit Verantwortungsbewusstsein der Entschei-

der. Kultur und Festivals sind ein bescheidener, kleiner Teil der Gesellschaft. Wir müssen alles immer 

grassrootsmäßig und mit Kollaborationen machen. Wir sind kleine Netzwerke und streben nach kontinu-

ierlicher, nachhaltiger Erweiterung und Überleben. Wir wollen unsere Bedürfnisse aufzeigen zu Finanzen 

und Unterstützung durch die Politik, aber auch als Teil der aktiven Zivilgesellschaft neue Ideen für die 

Ausgestaltung der zukünftigen Kulturpolitik einbringen“ (Interview 8).  

 

Andere betonen die Bedeutung direkter Strategien:  

 

„Wir sind eine sehr diskrete Organisation und generieren wenig Öffentlichkeit über Medien und Presse. 

Mit der Öffentlichkeit sind wir im Austausch über OPERAVISION, unserem von der EU gefördertem On-

line-Portal für Oper. Das ist ein öffentlicher Kanal und eine Website zur Diversität der Oper in Europa 

und soll dabei helfen, die Relevanz und Bedeutung des Sektors einem breiten Publikum erfahrbar zu ma-

chen. Eine andere Säule ist die Mitgliederkommunikation, also die Information der Mitglieder über die 

geleistete Arbeit via Rundschreiben und Mitteilungen“ (Interview 11).  

 

Auch die nationalen Verbände nutzen im europapolitischen und nationalen kulturpolitischen 

Kontext vor allem direkte Kontaktformen:  

 

„Zentrum unserer politischen Kommunikation ist der direkte Kontakt mit Entscheidern. Diesen stellen wir 

über Briefe, Telefonate, Hintergrundgespräche, Einladungen zu Ausschusssitzungen, Gremienarbeit, die 

Kooperation mit externen Vertretern aus der Kulturbranche, der Vertretung des Sektors in Gremien, wie 

der Kulturministerkonferenz oder durch informelle Gespräche besonders auf Veranstaltungen her“ (Inter-

view 2).  

 

Trotz des Fokus auf direkte Strategien nutzen alle Interessenvertreter, die befragt wurden und 

diese als besonders wichtig für die Interessenvertretung bezeichneten, auch eine Vielzahl indi-

rekter Strategien. So merken zwei Interviewpartner an: 

 

„Sowohl politische Kontakte als auch Presse- und Öffentlichkeitsarbeit sind Teil unserer Vermittlungsstra-

tegie. Es hat sich herausgestellt, dass die Verbindung beider Strategieinstrumente uns dabei hilft, eine Bot-

schaft besonders reichweitenstark und zugleich zielgenau zu verbreiten. Wir nutzen für die Pressearbeit 

insbesondere unsere Social-Media-Kanäle, emittieren Pressemitteilungen, veröffentlichen Standpunkte und 

versuchen unsere Website als Schaufenster unserer Arbeit zu präsentieren“ (Interview 5).  
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Auch die Kooperation mit anderen Organisationen spielt eine Rolle:  

 

„Die Vernetzung mit anderen Kulturinstitutionen, wie dem Deutschen Kulturrat oder europäischen Kul-

turverbänden erhöht unsere Hörbarkeit und Sichtbarkeit. Direkte Kontakte sind immer besser als Presse-

mitteilung. Das liegt auch daran, weil wir kein reiner Interessenverband oder eine Gewerkschaft sind. Man 

kann der Politik Informationen geben und sie in eine bestimmte Richtung lenken, aber man kann nicht die 

Politik dauernd direkt kritisieren, da wir damit ja eigene Mitglieder (unsere Träger) kritisieren würden. 

Die Öffentlichkeitsarbeit flankiert diese direkte politische Arbeit“ (Interview 2).  

 

Auch der Kulturdezernent betrachtet Intermediäre als essentiell, um Botschaften in die EU-

Kulturpolitik zu tragen:  

 

„Im Theaterbereich ist auch das Brüsseler Büro bzw. die kulturpolitischen Gremien des Deutschen Städ-

tetags wichtig. Der Städtetag fragt Kommunen an, ob sie Stellung zu bestimmten Gesetzgebungsverfahren 

nehmen wollen, subsumiert das und nimmt eine gemeinsame Position ein, die anschließend in Brüssel vor 

der Kommission vertreten wird“ (Interview 4). 

 

Daneben wird die Bedeutung der Gründung eines Brüsseler Büros betont: 

 

„Wir sind durch das Brüsseler Büro direkt ansprechbar für die politischen Institutionen und nehmen zu-

gleich alle Veranstaltungen, Empfänge oder Gremien war. Die kulturpolitische Blase ist in Brüssel nicht 

so groß. Man kennt sich nach wenigen Wochen, weiß mit wem man wann reden muss“ (Interview 9). 

 

4.3. Kanal der Interessenvertretung 

Lediglich ein europäischer Dachverband nennt das Europäische Parlament als wichtigsten An-

sprechpartner:  

 

„Das EU-Parlament ist für uns die wichtigste Institution. Es hat eine wichtige Stellung im EU-Entschei-

dungsprozess und kann EK-Gesetzesvorschläge beeinflussen. Die Abgeordneten sind unsere engen Ver-

trauten aus den einzelnen Ländern und geben uns Informationen aus erster Hand für unsere Mitglieder“ 

(Interview 10).   

 

Diese Meinung unterscheidet sich von den anderen europäischen und nationalen Dachverbän-

den, die vornehmlich die EU-Kommission als Hauptansprechpartner für politische Fragen be-

zeichnen und ihre Interessenvertretung mehrheitlich an diesem Organ ansiedeln:  

 

„Generell sind wir mit allen EU-Institutionen und deren kulturpolitischen Gremien in Kontakt, allerdings 

ist es von praktischer Seite aus so, dass für uns die Kommission die wichtigste Institution ist, da sie 
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Finanzmittel verteilt, unsere Projekte inhaltlich und finanziell fördert, durch das Gesetzgebungsvor-

schlagsrecht der erste Ansprechpartner bei Gesetzes- und Regulierungsfragen ist und sich darum bemüht, 

durch Förderung und Austausch auf die Bedürfnisse unseres Sektors einzugehen. Daneben fördert die Kom-

mission und das Generaldirektorat für Kultur gemeinsam mit der EACEA die Europäischen Kulturnetz-

werke“ (Interview 1).  

 

Erwähnt wurde die Kommission auch zweimal bezüglich des Dialogformats „European Voices 

of Culture“. Bezüglich des Parlaments wurde von allen Dachverbänden der Ausschuss für Kul-

tur und Bildung als wichtigstes Gremium benannt (Interview 1 und 9). Dieser sei  „daran inte-

ressiert, aufgrund der zunehmenden Kompetenzen im Legislativprozess Beziehungen mit ex-

ternen Akteuren im Kultursektor aufzubauen“ (Interview 1). Besonders die nationalen Kultur-

verbände und die regionalen Kulturinstitutionen merken an, dass der lokale MdEP konsultiert 

wird, um über kulturelle Angelegenheiten zu sprechen und diese eine Vermittlerrolle zwischen 

den lokalen Trägern und der europäischen Ebene einnehmen (Interview 1). Der EU-Ministerrat 

nimmt ebenfalls eine solche Rolle ein; ein Großteil der Dachverbände attestiert, der „EU-Mi-

nisterrat wird insbesondere durch die nationalen Verbände oder durch lokale Institutionen an-

gesprochen“ (Interview 10). Ebenso spielen die nationalen Abgeordneten eine wichtige Rolle 

in der Interessenvertretung zur Kulturpolitik: 

 

„Unser direkter politischer Weg läuft über die örtlichen Parlamentarier. Es geht dabei um einen informel-

leren Austausch. Abgeordnete nutzen das regelmäßig und selbstverständlich. Zudem sind wir im Kultur-

ausschuss des Deutschen Städtetags aktiv. Auch dieses Gremium ist gut, um Positionen zu entwickeln, die 

gegenüber der Bundesregierung und den europäischen Institutionen in kulturpolitischen Fragen artikuliert 

werden“ (Interview 4).  

 

Die meisten der europäischen Verbände nutzen dennoch mehrere Kanäle zur Interessenvertre-

tung:  

 

„Wir sind mit allen europäischen Ebenen in Kontakt. Das Parlament, da geht es uns um den direkten Kon-

takt. Die MdEPs sind die Vertreter der Bürger. Über das EP generieren wir Relevanz und nutzen einen 

dezentralen Weg zur Einbeziehung unserer Interessen. Die Kommission hingegen ist das Exekutivorgan 

und soll im besten Fall unsere Forderungen umsetzen. Wir arbeiten eng mit der EK zusammen und unter-

stützen die Beamten bei der Aufarbeitung und der Implementierung von Programmen der Kommission. 

Insbesondere der Austausch bezüglich Creative Europe spielt eine wichtige Rolle für uns, weil wir über die 

Effizienz und Effektivität des Programmes mitbestimmen können“ (Interview 8).  
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Mehrere Institutionen und Verbände nennen zudem größere Kulturnetzwerke und Arbeitgeber-

verbände als wichtige Mediatoren in der Auseinandersetzung mit der EU:  

 

„PEARLE und CAE spielen für uns eine wichtige Rolle, denn sie verknüpfen die Forderungen der meisten 

Kulturakteure auf europäischer Ebene und sind darauf spezialisiert, Advocacy für den Kultursektor gegen-

über den EU-Institutionen zu betreiben“ (Interview 8).  

 

Fast alle Verbände gaben an, in regelmäßigem Austausch mit politischen Entscheidungsträgern 

zu stehen und diesen Austausch für ihre Interessenvertretung zu nutzen. Dies gilt sowohl für 

die europäischen Kulturdachverbände als auch die regionalen Kulturinstitutionen (Interview 1–

12). Die Häufigkeit des Austauschs und der Kontaktaufnahme zu politischen Entscheidungs-

trägern variiert zwischen täglichen E-Mailwechseln und Telefonanrufen, bis hin zu jährlichen 

Treffen mit Entscheidungsträgern. Alle europäischen Dachverbände haben angegeben, monat-

lich mit Vertretern der europäischen Institutionen im Austausch zu stehen. Besonders die Kom-

mission wurde am häufigsten genannt. Auffällig ist, dass besonders die Kulturverbände, die 

über die beiden Programmlinien ENC und VoC enger an die Kommission angebunden sind, 

häufiger Austausch mit den Beamten haben: 

 

„Davor hatten wir nur Kontakte mit Kommissionsbeamten. Es gab starke Hierarchien. Und seit ein paar 

Jahren, seit der neuen Kommission, sind wir jetzt mit der obersten Ebene vernetzt. Die Professionalisierung 

nimmt zu. Wir haben sogar die privaten Handynummern (Interview 6).  

 

Europäische Dachverbände sind am häufigsten mit europäischen Institutionen in Kontakt. Die 

nationalen Kulturverbände fokussieren nationale Institutionen. Dennoch zeigt sich auch, dass 

die Kulturinstitutionen auf allen Ebenen aktiv sind und häufig über die MdBs aus dem entspre-

chenden Wahlkreis oder MdEPs, Botschaften in die europäische Arena einbringen. Die Institu-

tionen, welche am seltensten mit politischen Entscheidungsträgern in Kontakt sind, zeichnen 

sich durch Gemeinsamkeiten aus. Bei den europäischen Dachverbänden sind es solche Netz-

werke, die insbesondere den Servicegedanken gegenüber ihren Mitgliedern betonen und sich 

dem Austausch der Mitgliederinstitutionen untereinander widmen, Verbände, die mit geringe-

ren Ressourcen ausgestattet sind und kostengünstigere und zeitlich weniger aufwendige Strate-

gien wählen oder Institutionen, die eher an der nationalen und regionalen Ebene interessiert 

sind (Interview 1–12). Folgende Ergebnisse haben sich bezüglich der quantitativen Fragen er-

geben:  
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Abbildung 6 - Grafiken zu quantitativen Daten 

 

4.4. Art der Informationen im Austausch für Zugänge 

Alle Verbände antworten auf die Frage, ob Informationen eine Rolle in der Interessenvertretung 

auf der europäischen Ebene spielen mit „Ja“ (Interview 1–12). Die interviewten Experten waren 

der Ansicht, dass Informationen und Expertise eine entscheidende Rolle bei der Ausgestaltung 

der Interessenvertretung spielen würden, und die Hälfte meinte, dass sie Zugänge zu Entschei-

dungsprozessen durch den Austausch von Informationen erlangt zu haben. Viele verweisen da-

rauf, dass die Interessenvertreter vor allem „wissenschaftliche Informationen durch Umfragen, 
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Studien und Veröffentlichungen“ (Interview 11) an die politischen Verantwortlichen und ihre 

Mitglieder tragen: „Wir stellen rechtliche, wirtschaftliche Informationen für die politischen In-

stitutionen bereit“ (Interview 7). Nicht nur die Übermittlung von Informationen an die politi-

schen Institutionen spielt eine Rolle, sondern auch die Spiegelung der gesammelten Erfahrun-

gen und Entwicklungen an die Mitgliederinstitutionen eines europäischen Verbandes. Der 

Opernverband entwickelt unter anderem  

 

„Benchmarking-Tools für das Lobbying der einzelnen Mitglieder in den Ländern (Produktivität, Arbeits-

marktregulierungen, was tut der Sektor, Subventionen) als Argumentationsgrundlagen gegenüber den na-

tionalen Regierungen“ (Interview 11).  

 

Verbände, die auch in arbeitsrechtlichen Fragen Mitsprache einfordern, betrachten die Bereit-

stellung juristischer Informationen zur Unterstützung der Direktiven als Instrument ihrer Ar-

beit: „EU-Direktiven sind immer juristisch, wir geben juristische Expertise im Bereich kultur-

politischer Fragen ab“ (Interview 2). Der Bibliotheksverband hingegen betont die Bedeutung 

von Sektorinformationen und nutzt dafür eine selbstorganisierte Bibliotheksmesse im EU-Par-

lament:  

 

„Dort präsentieren wir das Beste, was der Sektor zu bieten hat und kommen ins Gespräch mit den Parla-

mentariern. Ein perfekter Ort, um Informationen und Bedürfnisse unserer Mitglieder vorzutragen“ (Inter-

view 10).  

 

Auch die Theatervereinigungen unterstreichen die Notwendigkeit der Übermittlung von sek-

toralen Informationen an die Politik:  

 

„Es sind rechtliche und wirtschaftliche Informationen, die wir in den Kontakten mit den europäischen In-

stitutionen übermitteln wollen. Es geht um ganz schwerwiegende rechtliche und aber auch technische Fra-

gen, die wir mit der Politik erörtern. Kein Kulturpolitiker weiß, wie die arbeitsrechtlichen Grundlagen 

eines Bühnentechnikers aussehen oder wie dieses verbessert werden können“ (Interview 2). 

 

Der Grund für die Bereitstellung von Informationen von den Vertretern der Museumsorganisa-

tionen deutlich gemacht: 

 

„Den Politikern geht es darum, erstmal von uns etwas zu erfahren. Sie haben nämlich nicht die personellen 

Ressourcen, um tiefgehende Expertise im kulturpolitischen Bereich zu entwickeln. Es gibt nur wenige Mit-

arbeiter im DG Culture. Es geht um Informationsaustausch und wir haben Interesse an diesem Dialog und 

in der Regel die sich daraus ergebenden Zugänge zum politischen Prozess. Informationen und die 
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Mitgestaltung von Förderprogrammen verbessern aber auch den Zugang zu Fördermitteln für unsere Mit-

glieder. Der Dialog, die gemeinsamen Initiativen mit Kooperationspartnern, die Vertretung ideeller Inte-

ressen, macht die Kulturpolitik für uns zu einem Mittel zum Austausch von Werten. Wir übermitteln den 

Puls des Sektors, also kulturelle und soziale, gesellschaftliche Informationen“ (Interview 9).  

 

So sehen es auch die nationalen Verbände:  

 

„Wir sind Sachkundige in der EU für unser Land und unseren Sektor. Wir aggregieren die Meinungen 

unserer Mitglieder, übermitteln die Infos an die Politik und bekommen dadurch Zutritt zu Gremien, werden 

als Experten gehört. Wir müssen qualitativ hochwertige Informationen abliefern. Nur dadurch werden wir 

als Experten und mit unserer Expertise wahrgenommen“ (Interview 6). 

 

Vertreter der nationalen Theater merken zudem die zunehmende Komplexität des „Policy-Ma-

kings“ an und unterstreichen die Notwendigkeit von Informationen:  

 

„Wir leben in einer komplexen, hochgradig fragmentierten und differenzierten Welt. Verschiedenste ge-

sellschaftliche, kulturelle, soziale und politische Fragen benötigen unterschiedliche Expertise. Die Heraus-

forderung, Politik zu machen, liegt heute darin, diesen komplexeren Problemlagen mit gleichen Ressourcen 

Herr zu werden und Entscheidungen zu treffen, die optimale Outputs generieren und diese durch Effizienz 

und Zielgenauigkeit zu legitimieren. Hier setzen wir an, wir bieten Informationen, Fachexpertise über den 

Sektor und Wissen über den Bereich Kultur, das gar nicht anderweitig bereitgestellt werden kann. Neue 

Bedürfnisse entstehen. Politik wird komplexer und das hat Auswirkungen auf die Frage, welche Informati-

onen an welchem Punkt des politischen Prozesses notwendig sind und wer diese Informationen bereitstellt. 

Wir leiden nämlich oft darunter, dass man uns vergisst, weil wir nicht zu den mächtigen und finanzstarken 

Interessen gehören“ (Interview 6). 

 

Einen künstlerisch-ästhetischen Ansatz haben die Vertreter der Festivalverbände:  

 

„Wir versuchen die Kraft der Festivals an die EK und das EP zu tragen. Diese künstlerische Kraft wollen wir 

nutzen, um über die Situation im kulturellen Bereich und für unsere Mitglieder zu informieren. Wir geben den 

Nutzen für Institutionen vor? Sie sollen unsere partizipativen Prozesse nutzen, um diese auf die Gestaltung der 

Förderprogramme anzuwenden. Wir bieten den Institutionen also künstlerische Informationen an und übermitteln 

Kreativität im Problemlösen. Gemeinsam mit den Institutionen wollen wir neue Wege finden, die Kraft für die 

Fortentwicklung der Demokratie in Europa zu nutzen“ (Interview 8). 

 

4.5. Zeitpunkt der Interessenvertretung 

Alle interviewten Experten der Interessenorganisationen antworteten, dass die Interessenver-

tretung „so früh wie möglich“ und „so umfassend wie möglich“ gegenüber den politischen 
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Entscheidern und Institutionen durchgeführt werden muss, um effektiv Zugänge zu generieren 

und optimale Outputs zu realisieren (Interview 1–12). Fast zwei Drittel der befragten Experten 

geben an, dass „Proaktivität“ entscheidend für die Übermittlung politischer Botschaften ist:  

 

„Wir müssen proaktiv agieren, langfristig an unserer Strategie arbeiten und so früh wie möglich, ohne 

Hintergedanken mit den wichtigen Entscheidern in Kontakt treten“ (Interview 5).  

 

Einige Vertreter nennen konkrete Zeitpunkte, an denen die Interessenvertretung ihrer Organi-

sation beginnt:  

 

„Wir schauen uns das Amtsblatt der EU-Kommission an, dort werden die aktuellen Drafts kommuniziert. 

Das ist dann der Zeitpunkt, an dem wir mit der Interessenvertretung beginnen“ (Interview 10).  

 

Ebenso sehen es die Geschäftsführer der Theaterverbände:  

 

„Wir bauen Kontakte so früh wie möglich auf, um sie dann in der richtigen Situation für uns zu nutzen. Wir 

dürfen niemals nur reagieren, sondern müssen immer proaktiv handeln. Wenn die Krise eingetreten ist und 

wir erst dann Kontaktaufbau leisten, ist es eigentlich zu spät“ (Interview 1).  

 

Einig sind sich alle Interessenvertreter auch darüber, dass die Interessenvertretung langfristig 

aufgestellt sein muss:  

 

„Es ist immer besser proaktiv zu sein, eine langfristige Strategie zu haben aufgrund der EU-Kulturpolitik. 

Wir leisten strukturelle Vorarbeit und gestalten dadurch die Förderinstrumente der EU mit. So wirken sie 

zielgerichtet und genau“ (Interview 4).  

 

Obwohl besonders die europäischen Dachverbände die Einbindung in die politischen Prozesse 

und die Designphasen für Förderprogramme der EU betonen, sagen diese auch, dass „der 

Kampf um die Einbindung selbst sehr wichtig“ sei (Interview 8). Call for Proposals oder die 

Nutzung von Einladungen würden helfen, politische Zielvorstellungen frühestmöglich einzu-

bringen (Interview 2).  

 

5. Schlussbetrachtungen 

Im Rahmen der Auswertung der Interviews, verbunden mit der davor erfolgten theoretischen 

Darstellung des Themenfeldes, hat sich herausgestellt, dass öffentliche Kultureinrichtungen 

ihre Interessenvertretung nach den Definitionen von Radaelli und Kohler-Koch europäisiert 



58 

 

haben und die in der Theorie genannten Gründe für Europäisierung zum großen Teil zutreffend 

sind. So kann die Frage, warum eine Europäisierung von Interessenvertretung erfolgt, nach Be-

fragung von 12 Experten aus dem Kultursektor durch folgende Ursachen beantwortet werden: 

 

1. EU als Finanzgeber von Kulturinstitutionen 

Alle Institutionen betrachten die EU und besonders das Programm „Creative Europe“ als wei-

tere Finanzquelle für ihre Aktivitäten oder substituieren den Wegfall nationaler und regionaler 

Finanzmittel mit den Geldern der EU. Durch den Zugang zu Ressourcen sichern die europäi-

schen und nationalen Verbände ihre Legitimität gegenüber ihren Mitgliedern. Dieses Ergebnis 

stimmt mit der Annahme von Bouwens Ressourcenaustauschtheorie überein. 

 

2. Netzwerkidee und kultureller Austausch 

Rund zwei Drittel der Kulturinstitutionen nennen den kulturellen Austausch und die Netzwerk-

bildung als Grund ihres Engagements auf der europäischen Ebene. Im Mittelpunkt steht dabei 

die Organisation gemeinsamer Projekte, die Schaffung von Austauschprogrammen, die Abspra-

che bezüglich künstlerischer Formate, die gegenseitige Unterstützung in rechtlichen, ökonomi-

schen und politischen Fragen und der Austausch auf der Arbeitsebene durch Konferenzen, Gre-

mien und Veranstaltungen. Als Instrument von Seiten der EU haben sich die Programme „Eu-

ropean Networks of Culture“ und „Voices of Culture“ herausgestellt. Der Netzwerkgedanke 

und konnte in den theoretischen Betrachtungen zur kulturpolitischen Interessenvertretung in 

der EU herausgearbeitet werden. Sowohl die EU-Institutionen als auch die Interessenvertreter 

haben ein Interesse zur Netzwerkbildung, um die Stimme der Kultursektoren zu aggregieren 

und breiter aufzustellen. Bei der EU ist dies eng mit dem Ziel verbunden, schwache Interessen 

in wenig europäisierten Politikfeldern zu unterstützen und ein neo-korporatistisches System der 

Interessenvertretung aufzubauen. Die Kondensation der Interessen in Netzwerken geht eng mit 

der Professionalisierung der Interessenvertretung auf der europäischen Ebene einher.  

 

3. Mitbestimmung auf europäischer Ebene und Generierung von Zugängen 

In der Theorie von Bouwen zum Ressourcenaustausch spielt die Generierung von Zugängen 

zum Politikprozess und die damit einhergehende Einflussnahme in den politischen Prozess die 

wichtigste Rolle. Auch die Hälfte der befragten Institutionen nennen die Schaffung von Zugän-

gen, die mit der Partizipation im politischen Prozess verbunden ist, als Ursache für die Europä-

isierung ihrer Interessenvertretung. Dafür beteiligt sich ein Großteil der Verbände in Gremien, 

bei Expertenanhörungen oder am strukturierten Dialog der europäischen Institutionen. Der 
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Zugang zum politischen Prozess ermöglicht nach Ansicht der befragten Experten die Mitbe-

stimmung bei der Entwicklung von Policies und Förderprogrammen, wie „Creative Europe“, 

was für die Institutionen und ihre Mitglieder bedeutet, dass sie darauf Einfluss nehmen können, 

wie die EU-Finanzmittel verteilt und eingesetzt werden. Für die EK und die anderen Institutio-

nen hilft der Dialog dabei, die Programme und Finanzmittel durch das Expertenwissen, welches 

die Kommission aufgrund fehlender Ressourcen nicht besitzt, effektiver und zielgenauer zu 

gestalten. Aus diesem Grund besteht auch bei den EU-Institutionen ein Interesse, den Interes-

senorganisationen Zugänge zu gestatten. In diesem Punkt wird die Ressourcenaustauschtheorie 

nach Bouwen auch bestätigt, denn die Informationen dienen als Austauschgut für Zugänge.  

 

4. Ideelle Werte und kulturelle Identität 

Anders als in den ökonomisch orientierten Theorien zur Interessenvertretung haben rund die 

Hälfte der Interviewpartner ideelle Gründe für ihr Engagement auf der europäischen Ebene ge-

nannt. Darunter fallen Ziele, wie die Sicherung von Frieden mithilfe des kulturellen Austauschs, 

die Schaffung einer gemeinsamen europäischen kulturellen Identität, die Schaffung einer euro-

päischen Öffentlichkeit, der Schutz von Wissenschafts- und Kunstfreiheit, Kultur als Soft-

Power-Instrument in der Außendarstellung der Staaten oder die Unterstützung von Kulturschaf-

fenden in der Welt, insbesondere in Entwicklungsländern. Diese Ziele sind teilweise aktivisti-

scher Natur und erinnern eher an soziale Bewegungen als an klassische Interessenorganisatio-

nen. Hier zeigt sich auch das in der Theorie skizzierte Spannungsverhältnis von öffentlichen 

Interessenorganisationen in Politikfeldern wie der Kulturpolitik, die sowohl Charakteristika 

von sozialen Bewegungen (ideelle Interessen, Grassroot-Strukturen) und von Interessenorgani-

sationen (Professionalisierung, Nutzung von politischen Kanälen, direkter Austausch) aufwei-

sen. Die ideellen Interessen wurden in der Interessenforschung zur EU-Interessenvertretung 

bisher wenig betrachtet, spielen aber im Kultursektor eine erhebliche Rolle. Auch die Grün-

dungsgeschichte vieler europäischer Dachverbände basiert auf ideellen Interessen, die mit der 

Förderung einer kulturellen, europäischen Integration einhergehen. 

 

5. Servicegedanke und Mitgliederunterstützung 

Die Kulturdachverbände betrachten sich selbst als Serviceorganisationen ihrer Mitgliedsinsti-

tutionen und werden auch umgekehrt von diesen als Servicenetzwerke betrachtet. Neben der 

Bereitstellung von Informationen für die Mitglieder (arbeitsrechtlich, juristisch, kulturell, wis-

senschaftlich und ökonomisch), der Unterstützung bei europäischen Fragen, die die nationale 

und regionale Ebene betreffen, der Vertretung der Mitglieder durch Expertenwissen, der 
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Beratung bei politischen Fragestellung und der Aufbereitung und Weiterleitung von Informati-

onen über die politischen Entwicklung in der EU, verstehen sich die Verbände als Intermediäre 

zwischen den Mitgliederinstitutionen und der Politik. Die Servicerolle wird von vielen als 

Grund für die Europäisierung genannt, weil die Mitgliedsinstitutionen selbst weder die perso-

nellen oder finanziellen Ressourcen haben, zu analysieren, welche Folgen politische Entschei-

dungen und Regulierungen für sie haben. Hier lässt sich Bouwens Austauschtheorie erweitern, 

denn Informationen werden von den Intermediären für die Mitgliedsbeiträge der Mitgliedsin-

stitutionen mit diesen ausgetauscht. Interessenorganisationen sollen die Bedürfnisse aggregie-

ren und dann in der EU vertreten. 

 

6. Generierung von Relevanz und Öffentlichkeit 

Alle Institutionen nannten als Grund für die Europäisierung die Darstellung der Relevanz des 

Sektors auf der europäischen Ebene und die Schaffung einer transnationalen Öffentlichkeit für 

die Bedürfnisse der Mitgliedsinstitutionen. Durch die europäischen Dachverbände können die 

nationalen und europäischen Fragen und Probleme des Sektors mit Außenwirkung in die Dis-

kurse auf der europäischen Ebene eingebracht werden. Zudem hilft die Mitgliedschaft in einem 

erfolgreichen europäischen Kulturdachverband dabei, auch auf der nationalen und lokalen 

Ebene Probleme in die Agenda einzubringen und Bedürfnisse gegenüber den Politikern zu ar-

tikulieren. Besonders wichtig ist es den Kulturinstitutionen, ihre Relevanz und die Bedeutung 

des Sektors gegenüber den politischen Verantwortlichen und der Öffentlichkeit deutlich zu ma-

chen, um damit wieder verstärkt Finanzmittel und politische bzw. gesellschaftliche Unterstüt-

zung einzuwerben. 

 

Auch die Strategiewahl der Kulturinteressenorganisationen stimmt mit den theoretischen Vor-

annahmen, die insbesondere auf den Ausarbeitungen von Chalmers und Michalowitz basieren, 

überein. Die befragten Interessenorganisationen nutzen sowohl direkte als auch indirekte Stra-

tegien, also sowohl den engen politischen Austausch mit den europäischen Institutionen als 

auch Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, um ihre Botschaften nach außen zu tragen. Litigation 

als juristisches Mittel spielt aufgrund des wenig verrechtlichten Charakters des Politikfelds eine 

untergeordnete Rolle. Die Kulturinteressenorganisationen beschreiben ihre Strategie als erfolg-

reich, wenn eine Botschaft über unterschiedliche Kanäle übermittelt wird. Auch dies stimmt 

mit den Theorien zur kommunikativen Strategiewahl der Interessenorganisationen überein. Ne-

ben den klassischen Mitteln (Anrufe, Termine mit Politikern und Beamten, Veranstaltungen, 

Konferenzen und Pressemitteilungen, Briefe, Social Media) stellten einige der Institutionen 
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heraus, dass besonders partizipative Formate, wie Veranstaltungen mit Politikern, effektive In-

strumente zur Vermittlung sind. Die EK ist der erste Ansprechpartner für die europäischen Kul-

turverbände und wurde auch von nationalen Verbänden und regionalen Kulturinstitutionen als 

wichtigste Institution auf der europäischen Ebene genannt. Als Exekutivorgan und verantwort-

liches Organ für die Verteilung von Finanzmitteln, sowie aufgrund der Kompetenz des Geset-

zesvorschlags, fokussieren sich die Interessenorganisationen auf die EK als Kanal ihrer Inte-

ressenvertretung. An zweiter Stelle wurde das EP genannt, welches die Vermittlerrolle im kul-

turpolitischen Bereich für viele Interessenorganisationen einnimmt. Der Ministerrat wird über 

die Regierungen als Intermediäre und von den nationalen Verbänden fokussiert, spielt aber auf 

der europäischen Ebene die geringste Rolle. Ähnlich wie in Bouwens Betrachtungen bieten die 

Interessenorganisationen Informationen im Austausch für politische Zugänge an. Neben wis-

senschaftlichen, juristischen, gesellschaftlichen und ökonomischen Informationen werden Ex-

pertisen über die jeweiligen Sektoren übermittelt. Diese kann am ehesten mit dem EEI und DIE 

verglichen werden. Die Ressourcenaustauschtheorie lässt sich auch auf das Feld der Kulturpo-

litik anwenden, da Informationen das Hauptgut im Austauschprozess von europäischen Institu-

tionen und Interessenvertretern sind. Auch die Annahme, dass die EU aufgrund der geringen 

personellen und wissenschaftlichen Ressourcen Informationen von den Kulturverbänden benö-

tigt, um den Politikprozess und dessen Outcomes effektiver zu gestalten und damit Legitimität 

herzustellen, konnte bestätigt werden. 

 

Die Arbeit konnte eine erste Vermessung des Feldes herstellen. Dennoch müssen auch die In-

terviewergebnisse kritisch interpretiert werden, da zwar die vorher genannten Fehlerquellen so 

klein wie möglich gehalten wurden, bestimmte Tendenzen wie sozial erwünschtes Antwortver-

halten oder ein Bias bezüglich des Standortes der Institutionen verzehrte Antworten produzie-

ren können. Dennoch lassen sich aufgrund der Vielzahl der Gespräche verallgemeinerbare Er-

kenntnisse ableiten. 

 

Insgesamt zeigt sich, dass Interessenorganisationen im Mehrebensystem auf allen Ebenen aktiv 

sind und sich die Struktur der Interessenvertretung im Kulturbereich in den letzten Jahren eu-

ropäisiert hat. Dennoch ist die nationale Ebene auch für die Interessenvertretung im öffentlichen 

Kultursektor die essenziellste Ebene, da hier ein großer Teil der Finanzmittel verteilt und Ge-

setze erlassen werden. Die Frage nach der Europäisierung der Kulturpolitik ist eng mit den 

Debatten zur Schaffung einer europäischen kulturellen Identität und Öffentlichkeit verbunden. 

Die Kulturinteressenvertreter sind seit der Gründung vieler Kulturverbände wichtige Akteure 
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in diesem kulturellen Integrationsprozess und versuchen seit der Schaffung der EG, mit ihrem 

Engagement den Wert der kulturellen Integration in die EU und die Nationalstaaten zu tragen. 

Weitere Forschung ist notwendig, um das Feld der kulturpolitischen Interessenvertretung in der 

EU tiefgehender zu analysieren. Dies würde nicht nur dafür sorgen, Informationen über das 

Verhalten von Interessenorganisationen in weniger integrierten Politikfeldern zu erhalten, son-

dern auch Prognosen für die Entwicklung dieser Politikfelder zu erstellen. Zudem würde die 

Intensivierung der Forschung zur europäischen Kulturpolitik dabei helfen, Lücken in den Po-

licy- und Förderframeworks aufzuzeigen und damit die Policy-Outcomes zu verbessern.  
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8. Anhang  

8.1. Annex 1 – Beschreibung der untersuchten Interessenorganisationen   

European Theatre Convention 

Gegründet wurde die Vereinigung 1988 und zählt heute insgesamt 40 Mitglieder aus 22 Län-

dern, darunter 34 Vollmitglieder, also wichtige öffentliche Theaterhäuser, 4 assoziierte Mitglie-

der und 2 Ehrenmitglieder (Europäische Kommission 2019b: 28). Die „ETC actively promotes 

artistic collaboration between its member theatres whether by devising innovative new projects 

or by supporting the creative international cooperation processes between members in areas 

like participatory theatre, youth engagement and new digital initiatives in theatre” (Europäische 

Kommission 2019b: 28). Im Zentrum der Arbeit steht der internationale künstlerische und po-

litische Austausch, der Austausch von Personal und Künstlern, die Organisationen von zwei 

europäischen Theaterkonferenzen im Jahr, professionelle Entwicklungsprogramme und Künst-

lerresidenzen, daneben spielt die Beratung politischer Institutionen eine wichtige Rolle: „The 

network is a leading voice for the needs and concerns of the theatre community at all levels of 

government (Europäische Kommission 2019b: 28). It promotes the visibility of the theatre sec-

tor at European and international levels and represents its members in European cultural part-

nerships”. Neben diesen Schwerpunkten, die auch politische Interessenvertretung und Reprä-

sentationsaufgaben umfassen, ist das Netzwerk insbesondere im internationalen kulturellen 

Austausch involviert und organisiert transnationale Theaterfestivals oder entwickelt in Koope-

ration mit den europäischen Institutionen Diskussions- und Vermittlungsformate wie „Engage“ 

(Europäische Kommission 2019b: 28). 

 

Deutscher Bühnenverein e.V. 

Aus diesem Grund ist die Vereinigung für alle künstlerischen, organisatorischen und kulturpo-

litischen Fragen, die die Theater und Orchester in Betreffen mitverantwortlich. Zu den Themen 

des Verbandes gehören die Bedeutung der Theater und Orchester für die Städte, die 
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Publikumsentwicklung, die Gestaltung juristischer Rahmenbedingungen, die sozialen Lage der 

Künstler, die Ausbildung für die künstlerischen und künstlerisch-handwerklichen Berufe, die 

Finanzsituation der Theater und Orchester, die Optimierung von Organisationsstrukturen und 

die Beratung der Politik bei Gesetzgebungsverfahren (Deutscher Bühnenverein 2021b). Als 

Arbeitgeberorganisation ist der DBV daneben für die Aushandlung von Tarifverträgen und der 

Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften verantwortlich. Hauptziel des Verbandes ist es, „die 

einzigartige Vielfalt unserer Theater- und Orchesterlandschaft und deren kulturelles Angebot 

zu erhalten, zu fördern und zu pflegen“ (Deutscher Bühnenverein 2021b). Daneben will der 

Bühnenverein „die Theater und Orchester bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unterstützen, ihre 

Gesamtinteressen wahrnehmen, den Erfahrungsaustausch unter ihnen pflegen sowie der Ge-

setzgebung und Verwaltung mit Rat und Gutachten dienen“ (Deutscher Bühnenverein 2021b). 

Der DBV kooperiert mit der ETC und ist Mitglied des Arbeitgeberverbandes PEARLE (Per-

forming Arts Employers). Der Verband ist in sechs Gruppen aufgeteilt (Staatstheater, Stadtthe-

ater, etc.) (Deutscher Bühnenverein 2021a). Da die Vereinigung durch die Träger der Theater 

zusammengesetzt wird, sind die Vorstandmitglieder und die Gremienmitglieder teilweise Füh-

rungskräfte der Theater, aber auch Entsandte der Träger, bspw. Kulturdezernenten der Städte. 

Daneben gibt es Landesverbände und thematische Ausschüsse. Der Bühnenverein hat insge-

samt 470 Mitglieder. Eine Besonderheit dieser Organisation ist, dass sie trotz der Vielzahl öf-

fentlicher Theater auch 68 Privattheater unter diesen 470 Mitgliedern vertritt (Deutscher Büh-

nenverein 2021a). 

 

Staatsschauspiel Dresden 

Es entstand in seiner heutigen Form 1983, hat aber eine jahrhundertelange Theatergeschichte, 

schon als Königliches Hoftheater. Das Staatsschauspiel gehört zu den führenden deutschspra-

chigen Theaterhäusern und ist international vernetzt, unter anderem durch kulturpolitisches-

künstlerisches Engagement in der ETC und dem DBV (Staatsschauspiel Dresden 2021). 

 

Kulturdezernat einer bayrischen Großstadt 

Auch auf europäischer Ebene ist der Kulturdezernent in mehreren politischen Gremien und In-

teressenorganisationen vertreten, darunter im europapolitischen Büro des Deutschen Städteta-

ges (Interview 4). 
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NEMO 

Das Netzwerk wurde 1992 gegründet und deckt den gesamten Raum des Europäischen Rates 

ab. NEMO hat 103 Mitglieder, von denen 31 nationale Museumsverbände sind, 30 „network 

Members“, also Museumsnetzwerke mit mehr als 2 Mitgliedern und thematischem Schwer-

punkt und insgesamt 42 Individualmitglieder (Museen mit nationaler Bedeutung, Serviceorga-

nisationen für Museen etc.) (Europäische Kommission 2019b: 25). Dadurch repräsentiert 

NEMO zusammen etwa 30.000 öffentliche Museen in Europa. Der Verband hat die Zielvor-

gabe, „to ensure, that museums are an integral part of European life by promoting their work 

and value to policy makers, by providing museums with information and through networking 

opportunities for co-operation” (Europäische Kommission 2019b: 25). Die Mission von NEMO 

ist es, Interessenvertretung für Museen auf der europäischen Ebene zu betreiben und die Muse-

umsverbände der Mitgliedsstaaten zu repräsentieren und in deren Arbeit zu unterstützen: 

„NEMO puts forward the cause of museums by advocating at the EU level. The network shares 

information about current and prospective EU policies, initiatives and funding opportunities to 

support museums internationally. Through a number of trainings, NEMO also aims at profes-

sionalising and strengthening the capacity of the museum sector in Europe”. Jedes Jahr organi-

siert NEMO die European Museums Conference, als Zusammentreffen für seine Mitglieder und 

die politischen Verantwortlichen in der EU (Europäische Kommission 2019b: 25). Daneben 

organisiert NEMO Austauschprogramme, ein Praktikantenprogramm für Politiker der europä-

ischen Institutionen, entwickelt wissenschaftliche Studien und Leitfäden und informiert seine 

Mitglieder über die politischen Entwicklungen in der EU. Unterschiedliche Gremien arbeiten 

zudem an verschiedenen thematischen Aspekten der Museumsarbeit (Europäische Kommission 

2019b: 25).  

 

Deutscher Museumsbund e.V. 

Das institutionelle Ziel der Organisation ist der Einsatz „für eine vielfältige und zukunftsfähige 

Museumslandschaft sowie für die Interessen der Museen und ihrer Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter“. Der DM setzt sich für „qualitätsvolle Museumsarbeit und die Förderung des Aus-

tauschs zwischen Museumsfachleuten“ ein (Deutscher Museumsbund 2020). Daneben will der 

Verband „die Öffentlichkeit auf Museumsthemen aufmerksam machen und optimale Rahmen-

bedingungen für den Museumssektor schaffen“. Diese Missionen sind durch die Hauptagenda 

des Verbandes geprägt: „Getragen wird unser Engagement von der Überzeugung, dass Museen 

einen unverzichtbaren Beitrag zur Gestaltung einer zukunftsfähigen Gesellschaft leisten“ 

(Deutscher Museumsbund 2020). Zu den Handlungsfeldern des DMB gehören Advocacy 
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(Beratung von Politik und Administration in museumspolitischen Fragen, Engagement in der 

Kulturpolitik), Netzwerke (Austausch zwischen Museumsfachleuten in 14 Fachgruppen, inter-

nationale Zusammenarbeit der Museen, Konferenzen, Einbeziehung Landes- und Regional-

ebene) und Arbeitshilfen (Publikation von Leitfäden, wissenschaftlichen Studien, Förder- und 

Weiterbildungsmöglichkeiten, Stellenmarkt) (Deutscher Museumsbund 2020). Zu den Schwer-

punkten der Arbeit in den letzten Jahren gehören „Digitalisierung“, „Museumsattraktivität“, 

„Umgang mit Sammlungen“, „Bildungsarbeit in Museen“ und „professionelle Zusammenar-

beit“. Der Museumsbund vertritt mehr als 1000 Museen in der Bundesrepublik (Deutscher Mu-

seumsbund 2020). 

 

Technoseum Mannheim 

Die Direktoren des Museums sind in mehreren Fachgruppen des DMB aktiv und engagieren 

sich auch im Vorstand (Technoseum 2020). Getragen wird das Museum von der Stadt Mann-

heim und dem Land Baden-Württemberg. Das Museum ist sowohl Mitglied im DMB als auch 

im Museumsverband Baden-Württemberg. Zudem ist es über den DMB auch defacto Mitglied 

von NEMO und ICOMOS. Das Technikmuseum wurde 1990 eröffnet (Technoseum 2020). 

 

European Festivals Association 

Insgesamt hat EFA 83 Mitglieder, davon 68 individuelle Festivals und 15 Festivalverbände aus 

den unterschiedlichen EU-Mitgliedsstaaten (Europäische Kommission 2019b: 42). Damit ver-

tritt der Verband mehr als 1400 Festivals in Europa und ist damit die führende Repräsentanz 

auf europäischer Ebene. EFA versteht sich als künstlerische und kulturpolitische „membership 

community“ und sieht seine Mission in der Tätigkeit „to enhance international contacts, colla-

borate and undertake training and peer-to-peer knowledge exchange throughout the year” (Eu-

ropäische Kommission 2019b: 42). Daneben ist EFA eine Serviceorganisation für die Festivals 

und betreibt politische Beratung gegenüber den europäischen Institutionen. Dieser Gedanke ist 

auch in der Agenda der Organisation formuliert: „EFA’s main role is to connect festival makers 

in order to inform, inspire and enrich the festival landscape. It wants to bring to life a commu-

nity for festival makers that serves as a pool of peers to ask each other for advice, co-produce 

and get fresh ideas across borders” (Europäische Kommission 2019b: 42). 

 

European Festivals Academy 

Die EUFA „aims to share, exchange and construct know-how on festival management (The 

Festival Academy 2020) All trainings touch upon all artistic disciplines. It empowers a new 
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generation of emerging leaders and generates new professional opportunities for festival mak-

ers. This way, The Festival Academy develops and sustains a network of festival leaders of the 

future” (The Festival Academy 2020). Dadurch ist die EUFA die größte Repräsentanz und 

Netzwerk europäischer Festivalmanager und unterstütz diese beim best-practise Austausch, der 

Schaffung künstlerischer Kollaborationen und der Internationalisierung ihrer Programme. Auch 

die EUFA ist in der politischen Advocacy aktiv und berät die EU-Kommission insbesondere 

zur Gestaltung und Umsetzung europäischer und internationaler Kulturförderprogramme. Ge-

gründet wurde die Organisation 2013 und hat 787 Einzelmitglieder, die die Leiter der beteilig-

ten Festivals in Europa sind (The Festival Academy 2020). 

 

European Bureau of Library, Information and Documentation Associations  

Die Missionen und Aufgaben des Verbandes sind die „European library legislation, including 

copyright & licensing, library impact on society, and Sustainable Development Goals in Eu-

rope“ (EBLIDA 2021) . Daneben unterstützt der Verband die Verbreitung von Wissen in Eu-

ropa: „We support unhindered access to information in the digital age and promote the role of 

archives and libraries within an equitable, democratic and sustainable society” (EBLIDA 2021). 

EBLIDA wurde 1992 in Den Haag durch die nationalen Bibliotheksverbände gegründet und 

betreibt seitdem auch die politische Interessenvertretung auf europäischer Ebene, dazu hält der 

Verband unter anderem Veranstaltungen, wie eine jährliche Konferenz oder eine Bibliotheks-

messe im EP, ab (EBLIDA 2021). 

 

OPERAEUROPA 

OPERAEURA hat insgesamt 204 direkte Mitgliedsorganisationen in 43 Ländern und versteht 

sich selbst als „leading service organisation for professional opera companies and opera festi-

vals throughout Europe“ (OPERAEUROPA 2021). OPERAEUROPA ist eng mit dem Arbeit-

geberverband PEARLE und den nationalen Bühnenverbänden verbunden und dient auch be-

sonders dem internationalen kulturellen Austausch. Anders als bei den anderen europäischen 

Dachverbänden ist die Interessenvertretung zwar ein kleiner Bestandteil der Arbeit, aber haupt-

sächlich betätigt sich OPERAEUROPA als Servicenetzwerk und will mit Projekten, wie der 

EU-geförderten OPERAVISION, Opernhäuser mehr Sichtbarkeit in Europa geben und die Re-

levanz des Sektors nach außen tragen (OPERAEUROPA 2021). Neben zwei jährlichen Konfe-

renzen, stellt OPERAEUROPA Vernetzungsinstrumente für das Personal der Opernhäuser zur 

Verfügung, darunter Adressbücher, Leitfäden, wissenschaftliche Studien etc., bereitet jährlich 

den World Opera Day vor und verleiht den European Opera-directing Prize. Der Verband 
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entstand 1995 erstmals und existiert seit 2002 in der heutigen Organisationsform (OPERAEU-

ROPA 2021). 

 

8.2. Annex 2 – Ausformulierte E-Mail (englische und deutsche Sprache) 

Dear Ms …, 
  
I am writing to you on behalf of an academic interview I would like to conduct. 
  
As part of my master thesis in European Affairs / Cultural Policy at the Free Univer-
sity of Berlin and Sciences Po Paris, I would like to deal with the Europeanization of 
the interest representation of public cultural institutions in the multi-level-governance 
system of the European Union. 
  
Based on the various theoretical approaches to lobbying, the resource exchange the-
ory and the results of the INTEREURO survey, which is the first comprehensive study 
on interest groups in the European Union, I have developed a framework for guided 
interviews. With this I would like to answer the research question why public cultural 
institutions are involved in associations at the European level and which strategies 
they use to represent interests. 
  
For this reason, I would like to interview experts from various European umbrella as-
sociations for my thesis, who represent public cultural institutions on the European 
and multilateral level and who network and represent interests in relation to and to-
wards the European institutions. 
  
In 2019, I attended the "Culture and the EU" course at Sciences Po, coordinated by 
Mrs. As part of this course, you organised a meeting on the European Festival Acad-
emy, which I found extremely exciting and which led me to write my master thesis on 
this subject. The forward-looking work, the interesting fields of activity of this network 
and the strong commitment to a common European cultural policy has also led me to 
write my thesis on this subject. 
  
Since EFA is the most important interest group of public festival academies in Eu-
rope, I would be very happy if I could win you over for an expert interview on your 
work and the strategy of the association. The interview will last around 30 minutes 
and consist of around 10 questions. 
  
I am very flexible with regard to the scheduling and organizational conditions of the 
interview and would be entirely up to you. If it were possible for you, I would very 
much like to conduct the interview by the mid of January at the latest. 
  
Do you think there is a possibility of an interview with you? Or would you have a sug-
gestion as to whom I could write to within the EFA network to conduct an interview 
about your association? 
  
If you wish, I would also send you the possible questions and preparations. In case of 
questions, I am always available online via mail and telephone. 
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Short to me. I am currently studying in the last master semester of a German-French 
Dual Degree Programme European Affairs with a focus on Cultural Policy between 
Sciences Po in Paris and the Free University in Berlin. I write the master thesis with 
Dr. Andreas Hofmann, who is involved in several research projects on advocacy and 
lobbying in the EU, and Prof. Dr. Tobias Hofmann, who also deals with these aspects 
of European integration. 
  
Thank you very much for your help and support. I would be very pleased to receive a 
positive response. 
  
I wish you a pleasant day and a nice week. 
  
Sincerely, 
  
Kevin Hanschke 
___________________________________________________________________ 
 
Sehr geehrter Herr…, sehr geehrte Frau…, 
 
hiermit möchte ich Sie als Experten für ein akademisches, leitfadengestütztes Inter-
view anfragen. 
 
Im Rahmen meiner Masterarbeit im Fach European Affairs / Cultural Policy an der 
Freien Universität Berlin und der Sciences Po Paris möchte ich mich mit der Europäi-
sierung der Interessenvertretung staatlicher Kulturinstitutionen im Mehrebenensys-
tem der Europäischen Union auseinandersetzen. 
 
 Auf Basis der verschiedenen Theorieansätze zur Interessenvertretung, der Ressour-
cenaustausch-Theorie und der Resultate der INTEREURO-Survey, die die erste um-
fassende Studie zu Interessenverbänden in der Europäischen Union darstellt, habe 
ich ein Framework für leitfadengestützte Interviews entwickelt. Damit möchte ich die 
Forschungsfrage beantworten, warum sich staatliche Kultureinrichtungen auf europä-
ischer Ebene in Verbänden engagieren und welche Strategien diese Verbände dabei 
zur Interessenvertretung anwenden. 
  
Für meine Arbeit möchte ich aus diesem Grund sehr gern Fachexpertinnen aus den 
unterschiedlichen europäischen und deutschen Dachverbänden interviewen, die 
staatliche Kultureinrichtungen auf der regionalen, nationalen, europäischen und mul-
tilateralen Ebene repräsentieren, in der Kulturpolitik aktiv sind und die Interessenver-
tretung betreiben. 
 
Im Jahr 2019 habe ich an der Sciences Po den Kurs „Culture and the EU“ besucht, 
der von Frau koordiniert wurde. Im Rahmen dieses Kurses hat von NEMO wir auch 
eine Sitzung zum Deutschen Museumsbund und dem NEMO-Netzwerk organisiert, 
welche ich als außerordentlich spannend empfunden habe. 
 
Da der Deutsche Museumsbund der wichtigste Interessenverband staatlicher Mu-
seen in Deutschland und Europa ist und zu den zentralen Säulen der kulturpoliti-
schen Lobbyarbeit in Europa gehört, würde es mich sehr freuen, wenn ich Sie für ein 
Experteninterview zu Ihrer Arbeit im Präsidium und der Strategie des Verbandes ge-
winnen könnte. Ich bin sehr stark an Ihrer Erfahrung und Expertise im Kulturbereich 
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interessiert, da Sie als Geschäftsführer die Interessenvertretung der Museen auf all 
diesen Ebenen mitgestalten. Das leitfadengestützte Interview würde circa 30 bis 45 
Minuten dauern und umfasst in etwa 15 Fragen. 
 
Ich bin sehr flexibel was die terminlichen und die organisatorischen Konditionen des 
Interviews angeht und würde mich ganz nach Ihnen richten. Wenn es für Sie möglich 
wäre, würde ich das Interview sehr gern bis spätestens Mitte Januar führen. 
 
Denken Sie, dass eine Möglichkeit für ein Interview mit Ihnen besteht? Oder hätten 
Sie einen Vorschlag, wen ich innerhalb des Deutschen Museumsbunds anschreiben 
könnte, um ein Interview über Ihren Verband zu führen? 
 
Wenn Sie es wünschen, würde ich Ihnen die Fragen zur Vorbereitung auch zukom-
men lassen. Ich bin stets unter dieser E-Mail-Adresse: zu erreichen oder unter der 
Telefonnummer. 
 
Kurz zu mir. Ich studiere momentan im letzten Master-Semester eines deutsch-fran-
zösischen Dual Degree Programmes European Affairs mit dem Schwerpunkt Cultural 
Policy zwischen der Sciences Po in Paris und der Freien Universität in Berlin. Die 
Masterarbeit schreibe ich bei Dr. Andreas Hofmann, der in mehreren Forschungspro-
jekten zur Interessenvertretung und Lobbying in der EU involviert ist und Prof. Dr. 
Tobias Hofmann, der sich mit der Europäischen Integration auseinandersetzt. 
 
Ich danke Ihnen außerordentlich für Ihre Hilfe und Unterstützung. Über eine positive 
Rückmeldung würde ich mich sehr freuen. 
 
Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Tag und eine schöne Woche. 
 
Mit herzlichen Grüßen aus Berlin 
 
Kevin Hanschke 
 

8.3. Annex 3 – Interviewfragebogen (deutsche Sprache) 

 
Akademisches Interview zur kulturpolitischen Interessenvertretung im Multi-Level-Governance-

System der Europäischen Union 
 

23.11.2020 
Kevin Hanschke, M. A. Europäische Angelegenheiten / Kulturpolitik und -management, Sciences Po 
Paris und Freie Universität Berlin  
 
0. Stimmen Sie zu, dass dieses Interview zum Zwecke einer besseren Verarbeitung aufgezeichnet 
wird? 
 
Interessenvertretung 
1. Warum vertritt Ihre Organisation Interessen auf der europäischen Ebene und warum sind die Mit-
glieder Ihres Verbandes daran interessiert, sich auf europäischer Ebene zu organisieren? Würden Sie 
sagen, dass die Politikgestaltung in der Kulturpolitik europäischer geworden ist? 
2. Welche kulturpolitischen Themen in der EU sind für Ihre Organisation besonders relevant und inte-
ressant? 
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3. Wie wichtig sind die europäischen Institutionen für Ihre Arbeit? Wenn Sie allgemein über die ge-
samte Arbeit Ihrer Organisation nachdenken, wie viele Prozent der Zeit Ihrer Organisation wird auf 
nationaler, europäischer oder internationaler / globaler Ebene aufgewendet? 
4. Welche Institutionen auf europäischer Ebene sind Ihr Hauptansprechpartner für politische Fragen? 
5. Wie oft treffen Sie Vertreter oder stehen Sie in Kontakt mit Verantwortlichen der europäischen, 
nationalen (folgenden) Institutionen? Wie oft haben Sie versucht, Zugang zu diesen Institutionen zu 
erhalten? 
EU-Ebene: Kommissare und ihre Kabinette, Beamte in den Generaldirektionen der Kommission, Dele-
gationen der Mitgliedstaaten / Ständige Vertretungen in Brüssel, Sekretariat des Rates, Leitung von 
EP-Parteigruppen und / oder europäischen Parteiföderationen, Sonstige Mitglieder des Europäischen 
Parlaments, Europäer Regulierungsagenturen, Interessengruppen auf EU-Ebene und Organisationen 
der Zivilgesellschaft 
Nationale Ebene: Minister (einschließlich ihrer Assistenten / Kabinette / politischen Beauftragten), 
gewählte Mitglieder der Mehrheit oder der Regierungsparteien des Parlaments, gewählte Mitglieder 
der Minderheiten- oder Oppositionsparteien des Parlaments, im Amt des Premierministers tätige na-
tionale Beamte, arbeitende nationale Beamte In Ministerien wie Landwirtschaft, Umwelt, Verkehr, 
Gesundheit usw. arbeiten nationale Beamte, die für die Koordinierung der EU-Angelegenheiten tätig 
sind, Gerichte 
6. Wie würden Sie Ihre Beziehung zu den EU-Institutionen beschreiben? 
 
Strategie und Informationsaustausch 
7. Welche Aktivitäten und Strategien verwendet Ihre Organisation, um Themen und Inhalte an politi-
sche Entscheidungsträger zu adressieren, Beiträge zum politischen Prozess und zu den Ergebnissen 
politischer Entscheidungen zu liefern? 
8. Welche Strategien spielen für Ihre Organisation eine Rolle (direkte Strategien wie Kontakte zu Poli-
tikern, Beamten und Teilnahme an Ausschüssen oder indirekte Strategien wie Medienkoordinierung, 
Schreiben von Briefen, E-Mail- oder Social-Media-Kampagnen, Kundgebungen und Demonstratio-
nen)? 
9. Die europäischen Institutionen benötigen unterschiedliche Arten von Informationen. Welche Infor-
mationen bietet Ihre Organisation? 
(Technische oder wissenschaftliche Informationen, rechtliche Informationen, wirtschaftliche Infor-
mationen, eine Bewertung der gesellschaftlichen Auswirkungen, eine Bewertung der politischen Un-
terstützung) 
10. In welcher Phase des politischen Prozesses wenden Sie sich an die EU und die nationalen Instituti-
onen? 
11. Wie werden Entscheidungen über die Interessenrepräsentation in ihrer Organisation getroffen? 
Wie funktioniert der Entscheidungsprozess in Ihrem Verband? 
Wer ist verantwortlich für die politischen Inhalt? / Wer ist verantwortlich für die Formulierung der 
Strategie? 
 
Finanzierung und Budget 
12. Wie hoch war das jährliche Betriebsbudget Ihrer Organisation im Jahr 2019 oder 2020 in Euro? 
13. Aus welchen Quellen finanziert sich Ihre Organisation? Wie hoch ist der Prozentsatz der Finanzie-
rung aus folgenden Quellen? 
(Finanzierung durch nationale Regierungen, Finanzierung durch die Europäische Union z.B. Zahlun-
gen aus EU-Projekten oder -Programmen) 
 
Organisation 
14. Wie setzt sich die Mitgliederstruktur Ihres Verbandes zusammen? Welche Organisationsform und 
institutionelle Struktur haben Sie und Ihre Mitglieder? 
15. Wie hoch ist der Prozentsatz der Mitglieder im Verhältnis zur Anzahl der potenziellen Mitglieder? 
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16. Welches Wettbewerbsniveau gibt es in dem Bereich, den Sie vertreten? Wie sieht dieser Wettbe-
werb mit Institutionen aus, die ähnliche Ziele wie Sie verfolgen oder ähnliche Mitglieder ansprechen 
möchten? Gibt es Kooperationen mit anderen Interessengruppen? 
 
 

8.4. Annex 4 – Interviewfragebogen (englische Sprache) 

 
Academic interview about interest representation in cultural policy within the  

Multi-Level-Governance-system of the European Union 
 

23.11.2020 
Kevin Hanschke, M.A. European Affairs / Cultural Policy and Management, Sciences Po Paris and 
Freie Universität Berlin  
Interview partner:  
 

0. Do you agree that this interview will be recorded for the purpose of better processing? 
 
Interest representation 

1. Why is your organisation representing interest in the European sphere and why are the 
members of your association interested in organising at the European level? Would you say 
that policymaking has become more European in your area? 

2. Which topics in the field of cultural policy in the EU are particularly relevant and interesting 
for your organization? 

3. How important are the European institutions for your work? Thinking generally about all the 
work your organisation undertakes, approximately what percentage of your organisation’s 
time is spent at the national, European or international / global level?  

4. Which institutions at the European level are your main contact for political issues and ques-
tions? 

5. How often do you meet representatives or are you in contact with responsibles from the Eu-
ropean, national (following) institutions? How often have you tried to gain access to these 
institutions? 
EU level: Commissioners and their cabinets, Officials in the DGs of the Commission, Member-
state delegations / Permanent representations in Brussels, the Council secretariat, Leader-
ship of EP party groups and / or European party federations, Other members of the European 
Parliament, European regulatory agencies, EU-level interest groups and civil society organiza-
tions 
National level: Ministers (including their assistants / cabinets / political appointees), Elected 
members from the majority or governing parties of parliament, Elected members from mi-
nority or opposition parties of parliament, National civil servants working in the Prime Minis-
ter's Office, National civil servants working in departmental ministries such as agriculture, 
environment, transport, health, etc., National civil servants working for the coordination of 
EU affairs, Courts 

6. How would you describe your relationship with the EU institutions? 
 
Strategy and information exchange 

7. Which activities and strategies does your organization use to address issues to political deci-
sion-makers, to provide input to the political process, and the results of politics? 

8. Which strategies play the more important role for your organization (direct - contacts with 
politicians, civil servants and participation in committees or indirect strategies, such as me-
dia coordinating, letter writing, e-mailing or social media campaigns, rallies and demonstra-
tions) 

9. What kind of information does your organization provide to politicians and decision-makers?: 
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(Technical or scientific information, legal information, economic information, an assessment 
of the societal impact, an assessment of political support) 

10. At what stage of the political process do you contact the EU and national institutions? 
11. How are decisions about representation and lobbying made? How does the decision-making 

process work in your association? 
Content? / Formulation of the strategy? 
 
Financing and Funding 

12. What was the annual operating budget of your organization in 2019 or 2020 in Euros?  
13. What sources does your organization finance itself from? What is the percentage of funding 

from the following sources?: 
Funding from national governments, Funding from the European Union (e.g. payments from 
EU projects or programs) 
 
Organisation 

14. How is the membership structure of your association composed? What form of organisation 
and institutional structure do you and your members have? 

15. What is the percentage of members related to the number of potential members? 
16. What level of competition is there in the area you represent? What does this competition 

look like with institutions that pursue goals similar to yours or want to address similar mem-
bers? Are there collaborations with other interest groups? 

 

8.5. Annex 5 – Tabelle mit Interviewzitaten 

Fragen- 
kategorie 

Annahme 1:  
Ursachen und 
Gründe für die  
Europäisierung 

Annahme 2:  
Strategiewahl 

Annahme 3:                
Kanal der  
Interessenvertre-
tung 

Annahme 4: 
Art der 
Informationen Interessen- 

organisation 

Interview 1: ETC „Wir wollen ge-
meinsame Zu-
sammenarbeit 
generieren, den 
internationalen 
Austausch för-
dern und durch 
die europäischen 
Programme mehr 
Möglichkeiten im 
politischen und 
künstlerischen 
Feld haben. Als 
Repräsentations-
organ wollen wir 
über die politi-
sche Interessen-
vertretung auf 
der europäischen 
Ebene Unterstüt-
zung gewinnen, 
Förderer finden, 
die Relevanz un-
seres Sektors 

„Wir nutzen un-
terschiedlichste 
Strategien, entwi-
ckeln dafür aber 
eine einheitliche 
Linie. Wir müssen 
unser Interesse 
immer genau dar-
stellen, sagen, 
was will Organisa-
tion, Themen pro-
aktiv besetzen. 
Ermitteln was 
Mitglieder wollen 
und Wege finden, 
wie wir gesell-
schaftlich wahr-
genommen wer-
den können und 
Relevanz erlan-
gen bzw. die 
Frage beantwor-
ten, warum wir 
förderungswürdig 

„Generell sind wir 
mit allen EU-Insti-
tutionen und de-
ren kulturpoliti-
schen Gremien in 
Kontakt, aller-
dings ist von 
praktischer Seite 
hin so, dass für 
uns die Kommis-
sion die wich-
tigste Institution 
ist, da sie Finanz-
mittel verteilt, 
unsere Projekte 
inhaltlich und fi-
nanziell fördert, 
durch das Gesetz-
gebungsvor-
schlagsrecht der 
erster Ansprech-
partner bei Ge-
setzes- und Regu-
lierungsfragen ist 

„Für uns ist die in-
haltliche Arbeit 
sehr häufig der 
Hauptmodus bei 
der Interessen-
vertretung. Wir 
bieten den Ver-
antwortlichen 
Sektorexpertise 
an mit allen tech-
nischen, juristi-
schen, kulturellen 
und gesellschaftli-
chen Informatio-
nen. Daneben 
sind wir Teil der 
Zivilgesellschaft 
und wollen Be-
wusstsein auf eu-
ropäischer Kultur-
ebene dafür 
schaffen, was die 
Bedürfnisse des 
Theatersektors 
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darstellen und 
letztendlich politi-
sche und gene-
relle Öffentlich-
keit schaffen“. 

sind. Dies ge-
schieht unter Ein-
satz begrenzter 
Mittel, personell 
wie finanziell. 
Eine Kampagne 
ist dann gut, 
wenn wir mit klei-
nem Budget 
große Effekte ge-
nerieren. Um das 
zu erlangen, 
braucht es viele 
Partner und Ko-
operationen. Des-
halb ist der di-
rekte Austausch 
und der inhaltli-
che Austausch 
über Konferen-
zen, Seminare, 
Referenten aus 
Politik, Kultur, 
Gesellschaft für 
uns die entschei-
dendere Strate-
gie. Eine weitere 
wichtige Rolle 
spielt die Vorstel-
lung unserer Pro-
jekte, die Gene-
rierung einer me-
dienwirksamen 
Öffentlichkeit, 
das Teilnehmen 
an Gremien, der 
strategischer Dia-
log mit der EU, 
insbesondere 
über „Voices of 
Culture“ und die 
damit einherge-
hende Einladung, 
Kommentierung, 
Vorgabe von The-
men gegenüber 
der Politik. Für 
uns spielt der di-
rekte Austausch 
die wichtigste 
Rolle. Wir wollen 
inhaltlichen 

und sich darum 
bemüht, durch 
Förderung und 
Austausch auf die 
Bedürfnisse unse-
res Sektors einzu-
gehen. Daneben 
fördert die Kom-
mission und das 
Generaldirektorat 
für Kultur ge-
meinsam mit der 
EACEA die Euro-
päischen Kultur-
netzwerke. Wir 
sind eines der 
„Europäischen 
Kulturnetzwerke“ 
und deswegen 
auch eng an die 
EK angebunden. 
Zweitwichtigste 
Institution ist das 
EP mit seinem 
Ausschuss für Kul-
tur und Bildung. 
Auch hier haben 
wir wichtige Part-
ner, MdEPs die 
die Scharnier-
funktion zwischen 
europäischer und 
nationaler Reprä-
sentanz einneh-
men. Sie sind da-
ran interessiert 
aufgrund der zu-
nehmenden Kom-
petenzen im Le-
gislativprozess 
Beziehungen mit 
externen Akteu-
ren im Kultursek-
tor aufzubauen. 
Wir bauen Kon-
takte so früh wie 
möglich auf, um 
sie dann in der 
richtigen Situa-
tion für uns zu 
nutzen. Wir dür-
fen niemals nur 

sind. Wir beant-
worten die Frage, 
wie gesellschaftli-
cher Mehrwert 
durch Kultur ge-
schaffen werden 
und Synergien 
entstehen kön-
nen“. 
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Austausch durch 
Konferenzen, Se-
minare, Referen-
ten aus Politik, 
Kultur, Gesell-
schaft. Wir stellen 
unsere Projekte 
zudem medien-
wirksam in der 
Öffentlichkeit dar 
und wollen durch 
unsere Presse- 
und Öffentlich-
keitsarbeit Auf-
merksamkeit auf 
der europäischen 
Ebene generie-
ren. Zudem neh-
men wir an Gre-
mien teil und be-
teiligen uns am 
strategischen Dia-
log mit der EK, 
sind in Foren und 
insbesondere 
„Voices of Cul-
ture“ aktiv. Dabei 
werden wir von 
der EK und dem 
EP eingeladen, 
und um Kommen-
tierung, Ideen-
sammlung und 
die Vorgabe The-
men für die Poli-
tik gebeten“. 

reagieren, son-
dern müssen im-
mer proaktiv han-
deln. Wenn die 
Krise eingetreten 
ist und wir erst 
dann Kontaktauf-
bau leisten, ist es 
eigentlich zu spät. 
Die Mittel für 
eine genaue Ana-
lyse haben wir 
nicht, aber durch 
die Einladungen 
der EU-Institutio-
nen werden wir 
relativ frühzeitig 
angefragt. Durch 
Corona sind wir 
beispielsweise 
momentan in 
ständigen Kontakt 
mit Politikern. 
Wir wollen nicht 
erst den Kontakt, 
wenn Probleme 
entstanden sind 
oder Forderungen 
bestehen, son-
dern müssen fort-
laufend und anti-
zipierend tätig 
sein um Probleme 
(mit den politi-
schen Institutio-
nen) zu vermei-
den“. 

Interview 2: DBV „Auf EU-Ebene 
werden Entschei-
dungen getroffen, 
die für die Mit-
glieder des DTB 
relevant sind. Das 
betrifft viele Be-
reiche, vom Ar-
beitsrecht bis zu 
kulturellen The-
men. 
Aber die Relevanz 
der EU-Kulturpoli-
tik hat nicht zuge-
nommen. Es ist 

„Die Säulen unse-
rer Arbeit sind die 
Mitgliederkom-
munikation, die 
Information der 
Mitglieder über 
die geleistete Ar-
beit via Rund-
schreiben und 
Mitteilungen. Un-
sere Stellung als 
Tarifpartner im 
ständigen Aus-
tausch mit den 

„Im Theatersek-
tor haben wir es 
mit einer speziel-
len Situation zu 
tun. Wir haben ei-
nen europäischen 
Dachverband der 
Bühnenarbeitge-
berverbände, 
nämlich, PEARLE, 
der zuallererst für 
europapolitische 
Fragen zuständig 
ist. Die haben 
auch ein 

„Alle die genann-
ten Informatio-
nen zusammen. 
Es geht darum die 
Komplexität des 
Theaterbetriebs 
in die politische 
Öffentlichkeit zu 
tragen und un-
sere Bedeutung 
darzulegen, die 
Sichtbarkeit ge-
genüber Ministe-
rialbeamten, die 
Regelungen 
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immer noch eine 
nationale Auf-
gabe. Die Gelder 
kommen von den 
nationalen Insti-
tutionen und den 
regionalen Trä-
gern. Die EU ist 
mehr das Bei-
boot. Auch inner-
halb der EU: Nur 
1% des EU-Haus-
halts wird für Kul-
tur ausgegeben. 
Es ist ein margi-
nales Politikfeld, 
aber die arbeits-
rechtlichen Fra-
gen haben zuge-
nommen, oder 
die Fragen der 
Freizügigkeit, Ar-
beitserlaubnisse, 
der internationale 
Austausch von 
Mitarbeitern, Mo-
bilität, Einreise. 
Das sind alles 
eher rechtliche 
Fragen und Regu-
lierungen, wo die 
EU ein paar origi-
näre Kompeten-
zen mit Relevanz 
hat“. 

Künstlergewerk-
schaften. Die 
Kommunikation 
und Öffentlich-
keitsarbeit über 
Zukunftspläne 
Wünsche, Ziele 
und über die Lage 
der Mitarbeiter 
im Sektor spielt 
eine Rolle. Dann 
auch die politi-
sche Kommunika-
tion und der di-
rekte Kontakt mit 
den Politikern 
und Beamten via 
Briefe, Telefo-
nate, Hinter-
grundgespräche, 
Einladungen zu 
Ausschusssitzun-
gen, Gremien. Da-
neben auch die 
Kooperation mit 
externen Vertre-
tern der Kultur-
branche und die 
Vertretung des 
Sektors in Gre-
mien, wie der Kul-
turministerkonfe-
renz. Und zuletzt 
unsere 
Presse- und Öf-
fentlichkeitsar-
beit auch über 
Social Media. Wo 
wir Standpunkte 
veröffentlichen. 
Und auch unsere 
Website natür-
lich. Gerade die 
Vernetzung mit 
anderen Kulturin-
stitutionen ist für 
unsere Interes-
senvertretung im-
mer wichtiger. 
Der Deutsche Kul-
turrat vertritt 
nicht nur uns 

Brüsseler Büro 
und sind An-
sprechpartner 
Nr.1. Auf gemein-
schaftliche Initia-
tive hin entstand 
dieses europäi-
sche Büro, um nä-
her am politi-
schen Betrieb 
dran zu sein, 
kurze Dienstwege 
zu EU-Politikern 
zu haben, und 
besseren Aus-
tausch als ohne 
die Anbindung an 
die Institutionen 
zu generieren, EK 
und EP-Kulturaus-
schuss spielen da 
eine Rolle. 
PEARLE als Ar-
beitgeberverband 
im Bereich Bühne 
hilft uns insbe-
sondere bezüglich 
arbeitsrechtlicher 
Regulierungsfra-
gen und vertritt 
die Arbeitgeber 
im Theatersektor 
gegenüber der 
Kommission. Hier 
ist das BKM ein 
wichtiger An-
sprechpartner, 
aber noch mehr 
die Kommunen 
und Bundeslän-
der. Das ist erst 
durch Corona 
wieder wichtiger 
geworden. Es gibt 
ja kein Bundest-
heater. Die Kul-
turpolitik ist föde-
ralisiert. Die 
Ideen, die im 
Bund und in der 
EU entstehen, er-
fahren wir oft 

umsetzen aus der 
Politik, zu erhö-
hen und wissen-
schaftliche Stu-
dien zur Informa-
tionsweitergabe 
bereitzustellen. 
Wir übermitteln 
arbeitsrechtliche 
und ökonomische 
Fragen zum Sek-
tor. EU-Direktiven 
sind immer juris-
tisch, wir geben 
juristische Exper-
tise im Bereich 
kulturpolitischer 
Fragen ab. Es sind 
rechtliche und 
wirtschaftliche In-
formationen, die 
wir in den Kon-
takten mit den 
europäischen In-
stitutionen über-
mitteln wollen. Es 
geht um ganz 
schwerwiegende 
rechtliche und 
aber auch techni-
sche Fragen, die 
wir mit der Politik 
erörtern. Kein 
Kulturpolitiker 
weiß, wie die ar-
beitsrechtlichen 
Grundlagen eines 
Bühnentechnikers 
aussehen oder 
wie dieses ver-
bessert werden 
können. Da ist es 
unsere Aufgabe, 
das darzulegen 
Die Regulierungs-
fragen gerade auf 
EU-Ebene, die 
wirtschaftliche 
Unterstützung 
und die Hilfeleis-
tung werden auch 
basierend auf der 
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sondern alle 
künstlerischen 
Sektoren, 
dadurch wird na-
türlich mit einer 
einheitlicheren 
und stärkeren 
Stimme gespro-
chen. Die Hörbar-
keit und Sichtbar-
keit verstärken 
sich. Ich denke 
aber, dass der 
direkte Kontakt 
mit Politikern die 
zentrale Rolle 
spielt. Jeder die-
ser Kontakte ist 
besser als eine 
Pressemitteilung, 
Die Öffentlich-
keitsarbeit flan-
kiert unsere di-
rekte politische 
Arbeit. Dennoch 
es bleibt so, Zent-
rum unserer poli-
tischen Kommuni-
kation ist der di-
rekte Kontakt mit 
Entscheidern. 
Diesen stellen wir 
über Briefe, Tele-
fonate, Hinter-
grundgespräche, 
Einladungen zu 
Ausschusssitzung-
zungen, Gremien-
arbeit, die Koope-
ration mit exter-
nen Vertretern 
aus der Kultur-
branche, der Ver-
tretung des Sek-
tors in Gremien, 
wie der Kulturmi-
nisterkonferenz 
oder durch infor-
melle Gespräche 
besonders auf 
Veranstaltungen 
her. Wir nutzen 

nicht sofort. Es ist 
immer ratsam 
sich so früh wie 
möglich in den 
Prozess einzu-
bringen, je eher 
man sich ein-
schaltet, umso 
eher kann man 
mitsteuern. Je 
später der Eingriff 
ist, umso mehr 
Faktoren sind 
festgelegt. Verän-
derungen sind 
dann nur schwie-
rig möglich, denn 
alle Stakeholder 
denken und agie-
ren so wie wir“.  

Beratung und den 
Erfahrungen von 
uns mitentwi-
ckelt. 
Es geht darum die 
Bedürfnisse der 
Branche im politi-
schen Diskurs 
darzustellen und 
dadurch zielge-
richtete Policy-
Outcomes zu ge-
nerieren. Das Ex-
pertenwissen als 
wichtiges Infor-
mationsgut. EU-
Verordnungen 
betreffen uns in 
vielen Bereichen, 
aber wir werden 
vergessen. Es gab 
mal eine Direktive 
über Halogen-
leuchten, die das 
Theater massiv 
betraf. Wir muss-
ten richtig aktiv 
werden, Briefe 
schreiben, infor-
mieren und un-
sere Punkte ge-
genüber der Poli-
tik deut-lich ma-
chen. Kultur als 
Ganzes muss eine 
stärkere Stimme 
in EU haben. Be-
stimmte Bran-
chen wurden ge-
hört, Kultur oft 
nicht. Hierfür sind 
die Kulturinteres-
senverbände not-
wendig. Aufgrund 
mangelnder per-
soneller und in-
tellektueller Res-
sourcen vergisst 
EU oft bestimmte 
Details und Fol-
gen im Politikpro-
zess für uns, denn 
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für die Pressear-
beit insbesondere 
unsere Social-Me-
dia-Kanäle, emit-
tieren Pressemit-
teilungen, veröf-
fentlichen Stand-
punkte und ver-
suchen unsere 
Website als 
Schaufenster un-
serer Arbeit zu 
präsentieren. Die 
Vernetzung mit 
anderen Kulturin-
stitutionen, wie 
dem Deutschen 
Kulturrat oder eu-
ropäischen Kul-
turverbänden er-
höht unsere 
Hörbarkeit und 
Sichtbarkeit. Auch 
der direkte Kon-
takt mit Politikern 
spielt zentrale 
Rolle. Direkte 
Kontakte sind im-
mer besser als 
Pressemitteilung. 
Das liegt auch da-
ran, weil wir kein 
reiner Interessen-
verband oder 
eine Gewerk-
schaft sind. Man 
kann der Politik 
Informationen ge-
ben und sie in 
eine bestimmte 
Richtung lenken, 
aber man kann 
nicht die Politik 
dauernd direkt 
kritisieren, da wir 
damit ja eigene 
Mitglieder (un-
sere Träger) kriti-
sieren würden. 
Die Öffentlich-
keitsarbeit 

die EU-Bürokratie 
und Regulierun-
gen sind oft kom-
plex. Es ist die 
Aufgabe von uns 
als Verbänden auf 
diese Regelungen 
hinzuweisen und 
die Politiker zu 
unterstützen.“ 



87 

 

flankiert diese di-
rekte politische 
Arbeit“. 

Interview 3: 
Staatsschauspiel 
Dresden 

„Die Kommission 
und die Institutio-
nen müssen bear-
beitet werden, 
damit die Theater 
gehört werden. 
Die ETC ist unser 
Gremium in der 
EU, welches die 
Arbeit der Thea-
ter kommuniziert 
und sichtbar 
macht. Die Lob-
byarbeit ist in Zei-
ten sinkender na-
tionaler Kultur-
budgets ein wich-
tiges Thema. Wir 
wollen uns eine 
Stimme verschaf-
fen, nicht nur um 
gehört zu wer-
den, sondern um 
uns als vitalen 
Teil der Kultur-
landschaft der je-
weiligen Länder 
zu zeigen. Uns 
geht es auch da-
rum, den politi-
schen Entschei-
dungsträgern zu 
helfen, Prozesse 
zu begleiten, un-
ser Know-How 
bereitzustellen, 
um Hilfestellung 
zu geben, den 
partnerschaftli-
chen Austausch 
forcieren. Uns 
sind die kulturpo-
litischen Zusam-
menhänge und 
die Wünsche des 
Sektors wichtig. 
Und es hat viel 
mit ideellen Ge-
danken zu tun. 

„Es ist dir Mi-
schung aus direk-
ten und indirek-
ten Strategien. 
Wir sind im Aus-
tausch mit der 
Politik auf der re-
gionalen und Län-
derebene. Dort 
findet die Mei-
nungsbildung 
statt und deswe-
gen interagieren 
wir gezielt mit 
Abgeordneten, 
Parteivertretern, 
Kulturpolitiker, 
die wir direkt an-
sprechen, um 
Themen auf die 
Agenda zu setzen. 
Über Gremienar-
beit, Veranstal-
tungen und un-
sere Öffentlich-
keitsarbeit blei-
ben wir mit der 
Öffentlichkeit, 
den Politikern 
und den Theater-
mitarbeitern in 
Kontakt zu unse-
ren Themen. Un-
sere Netzwerkar-
beit im Mehrebe-
nensystem der EU 
schafft Öffentlich-
keit gegenüber 
der Politik auf all 
diesen Ebenen. Es 
geht darum, mit-
hilfe der Kontakte 
auf Landes- und 
Bundesebene 
Themen in die 
EU-Kulturpolitik 
einzubringen und 
zu spiegeln und 
so auch unsere 

„Es gibt deutlich 
zunehmende 
Kontinuität im 
Austausch mit der 
EK und dem EP 
und natürlich zu 
europapolitischen 
Themen auch mit 
dem BKM und 
dem LKM. Die 
ETC und wir als 
Mitglied des BoD 
helfen der EU-
Kommission zu 
wissen was ge-
braucht wird, was 
hilfreich ist, wel-
che Schwer-
punkte zu setzen 
sind, wie eine ef-
fiziente Mittelver-
teilung aussehen 
kann und Legiti-
mität im Sektor 
sicherzustellen 
ist. Hauptan-
sprechpartner 
sind die EU-Kom-
mission und die 
amtierende Kom-
missarin, in ein-
zelnen Fällen EP-
Parlamentarier, 
besonders die mit 
Kulturschwer-
punkt aus den für 
uns interessanten 
Ländern“. 

„Um Informati-
onsaustausch 
geht es uns schon 
ja. Wir haben In-
teresse an einem 
Dialog und die 
Weitergabe unse-
rer Expertise, um 
in der Regel Zu-
gänge zum politi-
schen Prozess 
und zu Fördermit-
teln zu erhalten. 
Wir wollen den 
Dialog für Sach-
politik, gemein-
same Initiativen 
gegenüber der 
Politik artikulie-
ren, ideelle Inte-
ressen durchset-
zen. Ich sehe Kul-
turpolitik als Mit-
tel zum Aus-
tausch und als In-
strument um 
Werte zu vermit-
teln, Bei der ETC 
wollen wir ge-
meinsame Werte 
repräsentieren 
und gemeinsamer 
kulturelle Hinter-
gründe aufzeigen. 
Teil einer europä-
ischen, kulturel-
len Identität sein. 
Differenzen auch 
deutlich machen 
und dadurch le-
bendige demo-
kratische Diskus-
sionen anregen. 
Diese Werte ver-
treten wir auch in 
unserer Lobbyar-
beit. Politiker su-
chen den Aus-
tausch, um 
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Wir sichern Frie-
den, unterstützen 
Proteste in Län-
dern, wo Kunst- 
und Meinungs-
freiheit in Gefahr 
sind. Wir helfen 
unseren Partnern 
bei der Finanzie-
rung in Länder, 
wo Kultur nicht 
gut ausfinanziert 
ist: Die europäi-
sche Ebene ist da-
bei der Kanal um 
im Gespräch zu 
sein, damit sich 
Dinge bewegen 
im Kampf für die 
Freiheit der 
Kunst. Es ist auch 
ein Versuch auf 
europäischer 
Ebene Austausch 
zu generieren. 
Wir wollen die 
ETC als Plattform 
zur Zusammenar-
beit sehen, nicht 
nur zwischen den 
Theatern, son-
dern auch zwi-
schen den Mitar-
beitern. Mit der 
Mitgliedschaft bei 
PEARLE und der 
ETC wollen wir in-
haltliche Akzente 
setzen und zu-
sammen mit an-
deren Institutio-
nen Netzwerkbil-
dung betrieben. 
Unser Interesse 
ist es sich nicht 
nur auf der euro-
päischen Ebene 
über die jeweili-
gen Arbeitsbedin-
gungen auszutau-
schen, sondern 
darüber hinaus 

Interessen zu ver-
treten. Wir be-
treiben Mei-
nungsbildung 
über das gezielte 
Ansprechen von 
Abgeordneten 
und Parteivertre-
tern. In unserer 
Heimatstadt gibt 
es dieses Be-
wusstsein auf der 
regionalen Ebene, 
dass der interna-
tionale und auch 
die europäische 
Kulturpolitik eine 
Grundlage für 
Tourismus, wirt-
schaftliche Ent-
wicklung und kul-
turelle Identität 
ist und dass un-
sere Themen des-
wegen berück-
sichtigt werden. 
Das Theater und 
die Kulturpolitik 
ist in der DNA der 
EU und von 
Deutschland. Die 
EU ist ein Wis-
senskontinent, 
und ein Kontinent 
der Ideen, das 
geht nicht ohne 
ein kreatives Um-
feld. Regional- 
und Landesstruk-
turen mit all ihren 
Besonderheiten 
sind wichtig für 
die europäische 
Ebene, und das 
Mehrebensys-
tem. Alle müssen 
sich unterstützen 
und in einer im 
komplexer wer-
denden Zeit Infor-
mationen austau-
schen“. 

Legitimität herzu-
stellen, gegen-
über denen die 
sie vertreten. In 
einer komplexe-
ren Welt müssen 
Politiker sachkun-
dig sein. Wir hel-
fen ihnen eine 
Haltung zu be-
stimmten kultur-
politischen Fra-
gen einzuneh-
men. Sich also 
durch unsere In-
formationen 
sachkundig zu 
machen“. 
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wechselseitige In-
spiration und 
künstlerischen Er-
fahrungsaus-
tausch zu ermög-
lichen“. 

Interview 4: 
Kulturdezernat 
einer Bayrische 
Großstadt 

„Unsere Stadt hat 
ein Interesse an 
der kulturpoliti-
schen Vertretung 
auf der nationa-
len Ebene und 
der europäischen 
Ebene. Es geht 
um Finanzen und 
die Sichtbarkeit 
der Stadt. Euro-
päische und nati-
onale Entschei-
dungen haben 
Auswirkungen auf 
das kulturelle Po-
licy-Making und -
gestalten. Es sind 
Themen, wie ju-
ristische Details, 
Arbeits- und Ver-
tragsrecht, Steu-
errecht. All diese 
Dinge beeinflus-
sen die Arbeit im 
Kulturleben. Nati-
onale Entschei-
dungen beeinflus-
sen das kulturelle 
Handeln in der 
Kommune. Die 
Einflussnahme 
auf diese Ent-
scheidungen und 
deren Auswirkun-
gen ist deshalb 
für uns von be-
sonderer Wichtig-
keit. Kommunen 
sind auch auf der 
europäischen 
Ebene tätig. Wir 
sind über die Bay-
rische Landesver-
tretung, die Ver-
tretung der 

„Der kommunika-
tive Hauptweg für 
uns, ist als Mit-
glied des DBV-
Präsidiums ein 
Thema im Präsi-
dium anzuspre-
chen und im Vor-
stand, um die 
Durchsetzung die-
ses Themas mit 
Zielvorstellungen 
zu ringen. 
Ich setze ein 
Thema auf die Ta-
gesordnung und 
durch die Diskus-
sion kommt der 
Bühnenverein zu 
einer Haltung, die 
dann gegenüber 
der nationalen 
und europäischen 
Kulturpolitik ver-
treten wird. Die 
Abstimmung dar-
über und die 
Durchsetzung un-
serer Ideen über 
den Verband un-
terstützt unsere 
lokale Kulturpoli-
tik. Ich bin wö-
chentlich direkt 
mit unserem Bun-
destags- und EP-
Abgeordneten in 
Kontakt. 
Die Geschäfts-
stelle der Ver-
bände gibt unsere 
Position weiter 
auf alle Ebenen. 
Beim Städtetag 
funktioniert es 
ähnlich. Der 

Der Bühnenverein 
fungiert als wich-
tiger Ansprech-
partner aber auch 
Bundestagsabge-
ordnete, ver-
schiedene andere 
Kanäle, wie der 
Kulturausschuss 
des Deutschen 
Städtetag. Unser 
direkter politi-
scher Weg läuft 
über die örtlichen 
Parlamentarier. 
Es geht dabei um 
einen informelle-
ren Austausch. 
Abgeordnete nut-
zen das regelmä-
ßig und selbstver-
ständlich. Zudem 
sind wir im Kul-
turausschuss des 
Deutschen Städ-
tetags aktiv. Auch 
dieses Gremium 
ist gut um Positio-
nen zu entwi-
ckeln, die gegen-
über der Bundes-
regierung und 
den europäischen 
Institutionen in 
kulturpolitischen 
Fragen artikuliert 
werden. Beim 
MdB oder MdEP 
reicht ein Anruf, 
die Abgabe unse-
rer Information 
zu unseren Wün-
schen oder der 
Behinderung un-
serer Arbeit 
durch die EU. Und 

„Informationen 
jeglicher Natur 
stellen wir bereit. 
Insbesondere zur 
Lage in den Kom-
munen mit Stel-
lungnahmen zu 
Gesetzesvorha-
ben. Der Bayri-
sche Städtetag 
sendet alle kultur-
politischen The-
men zu mir und 
bittet um die Stel-
lungnahme von 
den Städten. Die 
Stellungnahmen 
werden von der 
Fachabteilung 
hier verfasst, die 
nehmen Stellung. 
Ich lese es durch 
und wenn es 
fachlich nachvoll-
ziehbar ist, leite 
ich es weiter an 
Städtetag. Das 
wird nicht in Gre-
mien entschie-
den, aber in der 
Verwaltung, nicht 
von mir allein, 
sondern wieder-
mit Einbeziehung 
aller Kulturver-
bände und Insti-
tutionen in der 
Stadt. Es geht mir 
um Inhalte und 
Strategien: Wie 
richtet sich Stadt 
kulturpolitisch 
aus? Das wird im 
Stadtrat entschie-
den und ich setze 
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bayrischen Kom-
munen in Brüssel 
und Verbände, 
wie dem Deut-
schen Städtetag, 
oder dem Büh-
nenverein als In-
termediäre in 
Brüssel kulturpoli-
tisch vertreten. 
Der Deutsche und 
Europäische Büh-
nenverein be-
treibt die Interes-
senvertretung für 
Theater auf euro-
päischer und nati-
onaler Ebene und 
hilft damit auch 
uns. Die Zunahme 
von Regulierun-
gen und Kompe-
tenzen der EU 
führt auch im Kul-
turbereich und 
bei den Kommu-
nen für neue poli-
tische Herausfor-
derungen. Be-
stimmte Subven-
tionen, Förder-
töpfe, Finanzmit-
tel sind nur über 
unser Engage-
ment dort zu er-
halten“. 

Städtetag fragt 
die Kommunen 
an, ob sie Stellung 
zu bestimmten 
Gesetzgebungs-
verfahren neh-
men wollen, sub-
sumiert das und 
nimmt Position 
ein, die dann nati-
onal oder in der 
EU vertreten 
wird. Im Theater-
bereich ist auch 
das Brüsseler 
Büro bzw. die kul-
turpolitischen 
Gremien des 
Deutschen Städ-
tetags wichtig. 
Der Städtetag 
fragt Kommunen 
an, ob sie Stellung 
zu bestimmten 
Gesetzgebungs-
verfahren neh-
men wollen, sub-
sumiert das und 
nimmt eine ge-
meinsame Posi-
tion ein, die an-
schließend in 
Brüssel vor der 
Kommission ver-
treten wird“. 

die kümmern sich 
dann darum. Das 
ist der politische 
Weg über die re-
gionale Vertre-
tung auf Europa 
einzuwirken“. 

das mit der Exe-
kutive um“. 

Interview 5: 
NEMO 

„NEMO wurde 
gegründet, um 
die Relevanz von 
Museen zu zei-
gen. Wir stehen 
im kulturellen 
und sozialen 
Dienst für die Ge-
sellschaft. Ein 
Museum ist eine 
internationale In-
stitution und eine 
Dienstleistung für 
alle. Wir sind zu-
dem ein ENC. Wir 
wollen die 

„Mit Corona ist es 
gerade eine spezi-
elle Situation. Ge-
rade jetzt spielt 
der direkte Kon-
takt eine wichtige 
Rolle. Aber, uns 
liegt die Kommu-
nikation am Her-
zen, weswegen 
wir immer alle 
Strategien nut-
zen. Wir wollen ja 
bewusst europäi-
sche Öffentlich-
keit schaffen und 

„Wir müssen pro-
aktiv agieren, 
langfristig an un-
serer Strategie ar-
beiten und so 
früh wie möglich, 
ohne Hinterge-
danken mit den 
wichtigen Ent-
scheidern in Kon-
takt treten. Unser 
General Secretary 
ist oft im Aus-
tausch mit der EK. 
Einmal in der Wo-
che hat sie 

„Wir stellen EK 
und EP techni-
sche, rechtliche 
und wissenschaft-
liche Informatio-
nen über den Sek-
tor bereit. Keine 
Einzelinteressen 
bestimmter Mu-
seen. Es ist immer 
besser proaktiv zu 
sein, eine langfris-
tige Strategie zu 
haben aufgrund 
der EU-Kulturpoli-
tik. Der EU fehlen 
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Reichweite unse-
rer Mitglieder er-
höhen. Für sie po-
litisch kommuni-
zieren. Und ein-
fach aufzeigen, 
was Museen tun. 
Also insbeson-
dere wollen wir 
die Kommunika-
tion und die Re-
flexion in der EU-
Öffentlichkeit“. 

Teil eines größe-
ren europäischen 
Diskurses sein, 
bzw. diesen mit 
aufbauen. Es 
braucht perma-
nenten Aus-
tausch, man kann 
nicht nur Relatio-
nen aufbauen, 
wenn man sie ge-
rade benötigt, 
sondern muss im 
stetigen Aus-
tausch mit den je-
weiligen Entschei-
dungsträgern 
sein. Sowohl poli-
tische Kontakte 
als auch Presse- 
und Öffentlich-
keitsarbeit sind 
Teil unserer Ver-
mittlungsstrate-
gie. Es hat sich 
herausgestellt, 
dass die Verbin-
dung beider Stra-
tegieinstrumente 
uns dabei hilft, 
eine Botschaft 
besonders reich-
weitenstark und 
zugleich zielgenau 
zu verbreiten“. 

Kontakt mit der 
EK und der Kom-
mission für Kul-
tur, Gabriel. Es ist 
ein freundschaft-
licher Austausch, 
ein ehrliches En-
gagement für die 
Kultur, mit viel 
Verlässlichkeit. 
Auch zum EP he-
gen wir enge Kon-
takte. Insgesamt 
wird der Aus-
tausch in der EU-
Kulturpolitik im-
mer professionel-
ler und besser. 
Davor hatten wir 
nur Kontakte mit 
Kommissionsbe-
amten. Es gab 
starke Hierar-
chien. Und seit 
ein paar Jahren, 
seit der neuen 
Kommission, sind 
wir jetzt mit der 
obersten Ebene 
vernetzt. Die Pro-
fessionalisierung 
nimmt zu. Wir ha-
ben sogar die pri-
vaten Handynum-
mern mittler-
weile. Auch auf 
Parlamentsebene 
haben wir viele 
Kontakte ge-
pflegt. Allerdings 
hat das EP keine 
so direkte Wir-
kung und Einfluss 
auf den Teil Kul-
turpolitik den wir 
bearbeiten. Das 
ist anders als im 
Bundestag, wo 
mit kulturpoliti-
schen Sprechern 
und den Kultur-
ausschüssen sehr 

Ansprechpartner 
für bestimmten 
Kreativsektoren. 
Wir leisten struk-
turelle Vorarbeit 
und gestalten 
dadurch die För-
derinstrumente 
der EU, die uns 
dann zugutekom-
men, mit. So wir-
ken sie zielgerich-
tet und genau. In 
allen Stufen des 
Politikprozesses, 
aber so früh wie 
möglich, sind wir 
mit den Projekt-
verantwortlichen 
direkt in Kontakt. 
Viele Kollegen aus 
dem Verband 
sind direkt in Pro-
grammen invol-
viert. Mit unseren 
Studien und Erhe-
bungen erhalten 
die Politiker wis-
senschaftlichen 
Evaluationen, in 
denen auch un-
sere Positionen 
eingearbeitet 
sind“. 
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wichtige Gremien 
existieren, die viel 
Entscheidungs-
macht haben. 
Hier verfassen wir 
Briefe und Pres-
semitteilungen. In 
der EU liegt un-
sere Fokussierung 
auf der Exekutive. 
EP hat nicht die 
Macht. Anders als 
bei der EK geht es 
nicht um Zugänge 
zum politischen 
Prozess in der In-
teraktion mit dem 
EP, sondern eher 
um den Aus-
tausch von Infor-
mation mit den 
Angeordneten. 
Wir müssen pro-
aktiv agieren, 
langfristig an un-
serer Strategie ar-
beiten und so 
früh wie möglich, 
ohne Hinterge-
danke mit den 
wichtigen Ent-
scheidern in Kon-
takt treten“. 

Interview 6: 
DMB 

„Die Museen ge-
hören zum Non-
Profit-Bereich 
und stehen nicht 
in marktwirt-
schaftlichem 
Wettbewerb zuei-
nander. Der euro-
päische Aus-
tausch und das 
Lernen von den 
anderen spielt 
eine wichtige 
Rolle im Verband.  
Museen sind öf-
fentliche Einrich-
tungen und müs-
sen Steuer-gelder 
immer effizienter 

„Wir nutzen drei 
Ebenen der Kom-
munikation. 1. 
den direkten Kon-
takt mit Beamten 
und Politikern, 2. 
Presse- und Öf-
fentlichkeitsar-
beit und 3. Veran-
staltungen. Un-
sere Strategie zur 
Übermittlung und 
Durchsetzung po-
litischer Botschaft 
ist dreigliedrig. Es 
gibt die Service-
ebene, also den 
Austausch und 
die Information 

„NEMO agiert als 
unser europäi-
scher Dachver-
band. Zu den EU-
Institutionen tre-
ten wir häufig 
darüber in Kon-
takt. NEMO ist 
auch komplett 
durch die natio-
nalen und durch 
die EU-Institutio-
nen finanziert. 
NEMO wurde in 
der Zeit des 
Maastricht-Ver-
trags gegründet 
Seit der Grün-
dung ist es eines 

„Wir sind Sach-
kundige in der EU 
für unser Land 
und unseren Sek-
tor. Wir aggregie-
ren die Meinun-
gen unserer Mit-
glieder, übermit-
teln die Infos an 
die Politik und be-
kommen dadurch 
Zutritt zu Gre-
mien, werden als 
Experten gehört. 
Wir müssen quali-
tativ hochwertige 
Informationen 
abliefern, ja Sach-
kundige sein. Nur 
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einsetzen. Es ist 
effizient vonei-
nander zu lernen, 
weswegen der 
europäische 
Dachverband ein 
wichtiges Instru-
ment ist, durch 
den Best-Practise-
Austausch diese 
Effizienz zu gene-
rieren und von 
den besten im 
Sektor zu lernen 
und erfolgreiche 
Museen nutzen 
das als Plattform 
um Ideen. Mu-
seen sind deswe-
gen an einer eu-
ropäischen Zu-
sammenarbeit in-
teressiert. 
Gründe sind also 
Austausch, der 
Service für unsere 
Mitglieder, das 
professionelle 
Netzwerk und der 
Wunsch vonei-
nander zu lernen. 
Die EU-Ebene 
spielt nicht unbe-
dingt eine wichti-
gere Rolle, denn 
die Träger der 
staatlichen Kul-
tureinrichtungen 
in Europa sind die 
Nationalstaaten 
oder lokale Exe-
kutiven, bzw. die 
Bundesländer in 
Deutschland. Die 
regionale Ebene 
ist damit zunächst 
deutlich attrakti-
ver als Kanal für 
unsere Interes-
senvertretung. 
Das Feld der Kul-
turpolitik ist 

der Mitglieder. 
Ebene Zwei ist die 
politische Arbeit, 
also der direkte 
Kontakt mit den 
politischen Ent-
scheidungsträ-
gern, ausgeführt 
von mir oder un-
serer Mitarbeite-
rin für politische 
Kommunikation. 
Die dritte Ebene 
ist die Presse- 
und Öffentlich-
keitsarbeit, konzi-
piert von unse-
rem Kommunika-
tionsbeauftrag-
ten. Alle Ebenen 
werden bezüglich 
einer Botschaft 
verzahnt, um so 
möglichst effi-
zient zu arbeiten. 
Zur Umsetzung 
von Kommunika-
tionszielen müs-
sen alle drei Ebe-
nen genutzt wer-
den, manchmal 
verwenden wir 
für ein oder zwei 
Ebenen ein ande-
res Framing. Aber 
unsere Botschaf-
ten müssen auf 
allen Kanälen im-
mer kohärent und 
zielorientiert sein, 
denn nur dadurch 
entsteht Legitimi-
tät. Wir nutzen 
alle Wege, die 
existieren, aber 
gehen dabei nicht 
hoch strategisch 
vor. Aber unsere 
Botschaften müs-
sen auf allen Ka-
nälen immer ko-
härent und 

der Netzwerke, 
das systematisch 
von der EU unter-
stützt wurde. Die 
EU führt eine sub-
sidiäre Kulturpoli-
tik aus und will 
immer dabei An-
sprechpartner auf 
europäischer 
Ebene aus dem 
Kultursektor zur 
Beratung haben. 
NEMO muss nicht 
um Gehör kämp-
fen, sondern wird 
im Rahmen der 
strukturierten Di-
aloge im Politik-
prozess hinzuge-
zogen“. 

dadurch werden 
wir als Experten 
und mit unserer 
Expertise wahrge-
nommen. Wir le-
ben in einer kom-
plexen, hochgra-
dig fragmentier-
ten und differen-
zierten Welt. Ver-
schiedenste ge-
sellschaftliche, 
kulturelle, soziale 
und politische 
Fragen benötigen 
unterschiedliche 
Expertise. Die 
Herausforderung 
Politik zu ma-
chen, liegt heute 
darin, diesen 
komplexeren 
Problemlagen mit 
gleichen Res-
sourcen Herr zu 
werden und Ent-
scheidungen zu 
treffen, die opti-
male Outputs ge-
nerieren und 
diese durch Effizi-
enz und Zielge-
nauigkeit zu legi-
timieren. Hier 
setzen wir an, wir 
bieten Informati-
onen, Fach-exper-
tise über den Sek-
tor und Wissen 
über den Bereich 
Kultur, das gar 
nicht anderweitig 
bereitgestellt 
werden kann. 
Neue Bedürfnisse 
entstehen. Politik 
wird komplexer 
und das hat Aus-
wirkungen auf die 
Frage, welche In-
formationen an 
welchem Punkt 
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dennoch vor al-
lem ein Bereich 
der Förderpolitik. 
Es ist also wichtig, 
wer bezahlt und 
weniger wichtig, 
wer die großen Li-
nien bestimmt. 
Der Geldgeber ist 
der zentrale Ein-
flussfaktor und da 
EU die Museen 
nicht direkt be-
zahlt hat sie weni-
ger Einfluss. Den-
noch existiert mit 
Creative Europe 
ein Fördertopf, 
der attraktiv für 
unsere Mitglieder 
ist und eine wei-
tere Säule in der 
Kulturfinanzie-
rung darstellt“. 

zielorientiert sein, 
denn nur dadurch 
entsteht Legitimi-
tät und Glaub-
würdigkeit. In der 
politischen Arbeit 
spielen direkte 
Kontakte mit Poli-
tikern und den 
Entscheidungsträ-
gern die wich-
tigste Rolle. Das 
ist aber eng mit 
unserer Öffent-
lichkeitsarbeit 
verbunden. Zur 
Umsetzung von 
Kommunikations-
zielen müssen 
alle drei Ebenen 
genutzt werden. 
Es gibt verschie-
dene Instru-
mente, um Infor-
mationen zu 
übermitteln: 
Briefe, ein direk-
ter Kontakt, Tele-
fonanrufe, per-
sönliche Treffen, 
Pressestate-
ments, Pressemit-
teilungen, die wir 
an alle Kulturpoli-
tiker senden. Die 
Öffentlichkeitsar-
beit im Radio, Zei-
tungen oder Fern-
sehen. All das hat 
Auswirkungen, 
wir messen diese 
allerding nicht, 
denn dazu fehlen 
uns die personel-
len Ressourcen. 
Wir nutzen alle 
Wege, die existie-
ren, aber gehen 
dabei nicht hoch 
strategisch vor. 
Krisenkommuni-
kation oder ad-

des politischen 
Prozesses not-
wendig sind und 
wer diese Infor-
mationen bereit-
stellt. Wir leiden 
nämlich oft da-
runter, dass man 
uns vergisst, weil 
wir nicht zu den 
mächtigen und fi-
nanzstarken Inte-
ressen gehören“. 
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hoc Lobbying ist 
nicht unser Ge-
schäft. Wir haben 
seit einem Jahr 
eine Mitarbeite-
rin nur für politi-
sche Kommunika-
tion. Dies ist auch 
dringend not-
wendig, sie struk-
turiert unsere In-
teressenvertre-
tung, arbeitet 
Termine und Ver-
anstaltungen ab 
und schafft es 
dadurch Themen 
frühestmöglich zu 
erkennen. Sie ist 
das Scharnier. Die 
Hauptsache ist ei-
gentlich nicht nur 
so früh wie mög-
lich Politikpro-
zesse auf dem 
Schirm zu haben, 
sondern ständig 
in Kontakt zu sein 
und Politiker auf 
Probleme hinzu-
weisen.“ 

Interview 7: 
Technoseum 
Mannheim 

„Zum Engage-
ment des Muse-
ums in Fragen der 
europäischen Kul-
turpolitik gehört 
schon sehr viel 
Idealismus dazu. 
Ich will mich über 
die tägliche Ar-
beit hinaus ideell 
engagieren, et-
was für die Ge-
meinschaft und 
die Kollegen-
schaft der Mu-
seen machen. Es 
ist ein Geben und 
Nehmen, eine In-
formation erhal-
ten, aktiv in den 
Arbeitskreisen 

„Wir nutzen 
voice- und access-
Strategien. Alles 
was möglich ist. 
Wir benutzen ein 
kohärentes, aber 
unterschiedliches 
Set aus Strate-
gien“. 

„Für uns zustän-
dig ist kulturpoli-
tisch erst einmal 
die Stadt, also der 
Mannheimer Bür-
germeister für 
Kultur und der 
Oberbürgermeis-
ter. Unsere weite-
ren Ansprech-
partner sind die 
örtlichen Bundes-
tagsabgeordne-
ten, Stadträte 
und auf Bundes-
ebene das BKM. 
Es ist mir wichtig, 
direkte Kontakte 
zu allen zentralen 
Ansprechpart-
nern zu haben. 

„Wir stellen 
rechtliche, wirt-
schaftliche Infor-
mationen für die 
politischen Insti-
tutionen bereit. 
Ich arbeite ja in 
dem Arbeitskreis 
im DMB mit. Es 
sind alles unab-
hängige Arbeits-
kreise. Es gibt 
keine Vorgaben 
und Input vom 
Vorstand. Als Mit-
glied im AK kann 
man passiv rein-
gehen und passiv 
Informationen 
konsumieren. In 
Vorträgen, 
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mitarbeiten. Ich 
arbeite im Ar-
beitskreis „Ver-
waltung“ des 
DMB mit und bin 
im Präsidium 
durch mein 
Sprecheramt im 
Arbeitskreis „Ver-
waltung“. Es ist 
Tradition, dass 
der Sprecher im 
Vorstand mitar-
beitet, denn der 
Sachverstand der 
Verwaltungslei-
tungen soll auch 
im Vorstand ent-
faltet werden. 
Der Sprecher ist 
meist Jurist mit 
rechtlicher Exper-
tise, die die Inte-
ressenvertretung 
natürlich noch 
besser ermög-
licht. Das gibt mir 
einen guten Ein-
blick in die dt. 
und europäische 
Museumsland-
schaft. Ich ge-
nieße die Mög-
lichkeit mitzuge-
stalten und Ein-
fluss zu nehmen“. 

Ich finde die Ver-
bindungen zu den 
politischen Insti-
tutionen in Berlin, 
BKM und DMB 
sehr essentiell. 
Wir benötigen ja 
inhaltliche und in-
stitutionelle Un-
terstützung für 
unsere Arbeit. 
Auch die Kultur-
ministerkonfe-
renz ist wichtig. 
Die EU ist für 
mich selbst weni-
ger wichtig in ih-
rer Rolle als sub-
sidiäre, kulturpo-
litische Institu-
tion. NEMO ist für 
uns dennoch eine 
wichtige Medi-
atororganisation. 
Wer Lust hat mit-
zumachen, macht 
da mit. Mit dem 
DMB betrieben 
wir auch Zusam-
menarbeit bezüg-
lich EU-Richtlinien 
oder dem struk-
turierten Dialog 
mit der Zivilge-
sellschaft. Wir 
verfassen für die 
Interessenvertre-
tung Stellungnah-
men und Presse-
mitteilungen. Der 
direkte Kontakt, 
ist außerhalb von 
Bewerbungen um 
Kulturmittel recht 
gering. Wir sind 
aber im Aus-
tausch mit dem 
DMB und NEMO 
und damit zumin-
dest im weitesten 
Sinne auf der 

Schulungen, Dis-
kussion zwischen 
den Kollegen, 
Pausen zum Aus-
tausch von Infor-
mationen, kollegi-
alen Gesprächen, 
werden Netz-
werke gebildet, 
politische Ent-
scheidungen ge-
troffen und die 
Strategie für die 
Interessenvertre-
tung entwickelt. 
Rechtliche und 
technische Fragen 
spielen in mei-
nem Arbeitsbe-
reich natürlich die 
wichtigste Rolle“. 
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europäischen 
Ebene vertreten“. 

Interview 8: EFA „Wir vertreten 
europäische Fes-
tivals und haben 
Mitglieder in allen 
europäischen 
Ländern. Wir sind 
70 Jahre alt, ge-
gründet 1952 von 
15 Festivals. Wir 
sind nicht nur 
eine Plattform, 
die nach innen ar-
beitet und künst-
lerische Kollabo-
ration stärken 
und Festivals in 
Austausch brin-
gen will. Wir sind 
schon immer als 
globales Projekt 
angedacht, als eu-
ropäisch, födera-
listisches Projekt. 
Wir verstehen Eu-
ropa als intellek-
tuelles Projekt, 
das nicht nur 
über die Ökono-
mie zusammen-
kommen sollte, 
sondern auch 
über die kultu-
relle Identität und 
die kulturelle Zu-
sammenarbeit 
eine Seele be-
kommen muss. 
Festivals sind ein 
Teil davon. Wir 
wollen das 
Kulturleben durch 
Festivals fördern. 
Das steht auch in 
unseren Grün-
dungsstatuten. 
Wir wollen einen 
Beitrag zur euro-
päischen Integra-
tionsbewegung 
seit Ende 2. WK 

„Unser Sitz ist in 
Brüssel, wodurch 
wir wunderbar 
vernetzt sein kön-
nen und direkte 
und indirekte 
Strategien über-
haupt erst für uns 
möglich sind. Wir 
sind in ständigem 
analogem und di-
gitalem Aus-
tausch mit Politi-
kern und Beam-
ten über Live-
Treffen, über 
Empfänge, Kon-
zerte, Events. 
Dort lernt man 
sich kennen, lässt 
sei Gesicht sehen 
und tausch sich 
aus. Wir wollen 
Dauerpräsenz. Er-
fahren, in wel-
chen Program-
men ist man in-
volviert. Wenn 
wir in einem Pro-
gramm, wie den 
ENC drin sind und 
Gelder von der 
EU erhalten, dann 
rapportiere wir 
und haben die 
Pflicht zu Erfolgs-
studien und Mes-
sungserhebungen 
und involvieren 
die politischen 
Verantwortlichen 
über Veranstal-
tungen und unse-
ren Events. Wir 
wollen ja be-
stimmte Ideen 
umsetzen und 
wollen sie umge-
setzt haben. Des-
halb setzt man 

„Wir interagieren 
mit allen von un-
serem Brüsseler 
Büro aus. Das 
Parlament ist un-
ser direkter Kon-
takt zu den Ver-
tretern der Bür-
ger. Es ist nicht 
die Hauptinstitu-
tion aber ein gu-
ter, dezentraler 
Weg zur Einbezie-
hung der Bürger. 
Die Kommission 
ist die entschei-
dende Institution, 
mit der wir allein 
schon über das 
ENC verbunden 
sind. Es geht de-
nen und uns um 
Aufarbeitung, Im-
plementierung 
von Programmen, 
Ideen- und Wis-
sensaustausch 
und Austausch 
bezüglich Crea-
tive Europe. Wir 
würden gern im-
mer die ersten 
sein und als ers-
tes eingeladen 
werden. Durch 
strukturierte Dia-
loge und die Ar-
beit in den Gre-
mien werden wir 
oft früh konsul-
tiert und einbezo-
gen. Es ist eine 
Besonderheit im 
Kultursektor, dass 
die Lobbyarbeit 
momentan im eu-
ropäischen Kon-
text noch wenig 
professionalisiert 
ist. Die Art und 

„Wir sind Teil der 
ENC. Ein wenig 
betreiben wir 
auch Advocacy 
schreiben juris-
tisch-politische 
Papiere, zu Geset-
zen. Aber das ist 
noch mehr die 
Aufgabe unserer 
Partner PEARLE 
und CAE. Wir ma-
chen nur ein biss-
chen Lobbying. 
Diese beiden In-
stitutionen wur-
den vom Kultur-
sektor geschaf-
fen, um das für 
uns zu überneh-
men. PEARLE und 
CAE spielen für 
uns eine wichtige 
Rolle, denn sie 
verknüpfen die 
Forderungen der 
meisten Kulturak-
teure auf europä-
ischer Ebene und 
sind darauf spezi-
alisiert, Advocacy 
und Lobbying für 
den gesamten 
Kultursektor ge-
genüber den EU-
Institutionen zu 
betreiben. Den-
noch haben wir 
Expertise im 
rechtlichen, wis-
senschaftlichen 
und gesellschaftli-
chen Bereich. Wir 
versuchen die 
Kraft der Festivals 
an die EK und das 
EP zu tragen. 
Diese künstleri-
sche Kraft der 
Festivals wollen 
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leisten. Kultur se-
hen wir als ein In-
strument zur Frie-
denssicherung 
und das prägt 
auch unsere Inte-
ressenvertretung. 
Wir haben ganz 
grundlegend zwei 
Arten von Mit-
gliedern mit zwei 
Gründungsansät-
zen. Zum einen 
die Perspektive 
der Künstler. Die 
wollen künstleri-
sche Verständi-
gung zwischen 
den Festivals, 
Netzwerke bilden 
und ihre Publi-
kumszahlen ver-
bessern. Dann 
den Blickwinkel 
der kulturpoliti-
schen Experten, 
zu denen ich mich 
auch zähle. Wir 
wollen die euro-
päische Einheit 
über Kunst und 
Kultur. Die meis-
ten Mitglieder 
wollen durch die 
Mitarbeit bei uns 
Benefits für den 
Mitgliedsbeitrag. 
Die fordern nicht 
in erster Linie 
eine Vertretung 
auf der europäi-
schen Ebene, 
aber nutzen EFA 
als Instrument für 
die lokale Ebene, 
um dort politisch 
kulturelle Streitig-
keiten zu lösen. 
Aber sie geben 
EFA ja auch ein 
Mandat sie zivil-
gesellschaftlich zu 

ihnen diese Ideen 
in den Kopf und 
zeigt auf, was der 
Sektor benötigt. 
Das passiert 
relativ regelmäßig 
mit ausgewählten 
Personen. Die 
Kulturblase in 
Brüssel ist ein 
kleiner Kreis. Im 
DG Culture arbei-
ten 20 Leute, die 
für uns relevant 
sind, da sie Refe-
renten sind. Man 
kennt die alle. In 
der Agentur 
kennt man auch 
alle. Das sind 
kleine Teams. 
Früher habe ich 
sehr viel an Ex-
pertenforen und 
Commitee-Hea-
rings teilgenom-
men. Aber wenn 
man dann erstmal 
alle kennt, 
braucht man das 
gar nicht mehr so 
sehr. Wir sind 
auch zu schwach 
aufgestellt, man 
bräuchte ein gan-
zes Policy-Depart-
ment, da das lang 
andauernde Pro-
zesse sind. Man 
muss sich be-
kannt machen. Es 
braucht perma-
nente Kommuni-
kation. Man kann 
nicht nur Relatio-
nen aufbauen, 
wenn man sie ge-
rade benötigt, 
sondern muss im 
stetigen Aus-
tausch mit den je-
weiligen 

Weise der Dialog-
herstellung ist 
sehr anders, wir 
haben nicht die 
Möglichkeiten 
wie Wirtschafts-
verbände den po-
litischen Prozess 
und alle Gesetz-
gebungsverfahren 
kontinuierlich zu 
screenen. Zudem 
sind wir an der 
Gesetzesgestal-
tung in der Form 
nicht direkt betei-
ligt. Das ändert 
sich aber immer 
mehr und deshalb 
ist frühes Eingrei-
fen essentiell, der 
Kampf um die 
Einbindung selbst 
sehr wichtig. Wir 
sind mit allen eu-
ropäischen Ebe-
nen in Kontakt. 
Das Parlament, 
da geht es uns 
um den direkten 
Kontakt. Die 
MdEPs sind die 
Vertreter der Bür-
ger. Über das EP 
generieren wir 
Relevanz und nut-
zen einen dezent-
ralen Weg zur 
Einbeziehung un-
serer Interessen. 
Die Kommission 
hingegen ist das 
Exekutivorgan 
und soll im bes-
ten Fall unsere 
Forderungen um-
setzen. Wir arbei-
ten eng mit der 
EK zusammen 
und unterstützen 
die Beamten bei 
der Aufarbeitung 

wir nutzen, um 
über die Situation 
im kulturellen Be-
reich und für un-
sere Mitglieder zu 
informieren. Wir 
geben den Nut-
zen für Institutio-
nen. Sie sollen 
unsere kreativen 
und partizipativen 
Prozesse nutzen, 
um diese auf die 
Gestaltung der 
Förderpro-
gramme anzu-
wenden. Wir bie-
ten den Institutio-
nen also künstle-
rische In-formati-
onen an und 
übermitteln Krea-
tivität im Prob-
lemlösen. Ge-
meinsam mit den 
europäischen In-
stitutionen wol-
len wir neue 
Wege finden, die 
Kraft für die Fort-
entwicklung der 
Demokratie in Eu-
ropa und der Eu-
ropäische Idee zu 
nutzen. Andere 
machen das An-
hand von Rese-
arch, durch politi-
sche Agenden 
und strategische 
Themen. Wir ma-
chen das eher ad 
hoc und mithilfe 
der Vielfalt und 
Kreativität unse-
rer Mitglieder. 
Was anderes kön-
nen wir gar nicht 
leisten, denn an-
ders als die Wirt-
schaftsverbände 
sind wir zu klein“. 
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repräsentieren 
und sie zu vertre-
ten. Es gibt da 
eben einen Inte-
ressenkonflikt 
zwischen den 
zwei Ansichten 
zur Funktion ei-
nes Verbandes. 
Die einen wollen 
Meetings, Trai-
nings, Finanzie-
rungsmöglichkei-
ten und Vehikel 
zur Steigerung 
von Profit, einem 
ROI oder die Er-
höhung der Publi-
kumszahlen. Für 
die anderen ist es 
ein Vehikel zur 
Repräsentation in 
der EU und um 
überhaupt eine 
Stimme zu haben. 
Das liegt auch an 
der Lage der Kul-
turpolitik insge-
samt. Es geht im-
mer um die 
Frage, wie krie-
gen wir mehr Mit-
tel und Geld für 
unser künstleri-
sches Programm? 
Auf regionaler, lo-
kaler Ebene gibt 
es immer weniger 
Mittel. Europapo-
litik wird da im 
Rahmen verschie-
dener Finanzie-
rungsmöglichkei-
ten gesehen. Es 
geht immer um 
Geld. Klar, darum 
kümmern wir uns 
auch. Aber mein 
Ziel ist es, das po-
litische Feld der 
Citizenship wei-
terzuentwickeln. 

Entscheidungsträ-
gern sein. 
Mehrmals im Mo-
nat am besten 
um bestimmte 
Updates zu erhal-
ten, Involvierung 
einzufordern. Es 
ist einfach mit 
Kommissionleu-
ten, Parlaments-
leuten, im Aus-
tausch zu stehen. 
Alle paar Monate 
geben wir be-
stimmte Updates 
über unsere poli-
tischen und in-
haltlichen Forde-
rungen und Be-
dürfnisse. Zudem 
involvieren wir 
Kommissionbe-
amte, Politiker 
und Parlamenta-
rier in unseren 
Veranstaltungen. 
Wir haben ein 
Hospitationspro-
gramm für Kultur-
politiker aufge-
setzt, Laden sie zu 
unseren Ver-
sammlungen ein 
oder als Speaker 
bei Ver-anstaltun-
gen. Dadurch ist 
es einfacher Up-
dates zu bekom-
men und kontinu-
ierlich im Aus-
tausch zu stehen. 
Die Bindung an 
unseren Verband 
und die Auseinan-
dersetzung mit 
unseren Mitglie-
dern und den Be-
dürfnissen des 
Sektors ist 
dadurch intensi-
ver“ 

und der Imple-
mentierung von 
Programmen der 
Kommission. Ins-
besondere der 
Austausch bezüg-
lich Creative Eu-
rope spielt eine 
wichtige Rolle für 
uns, weil wir über 
die Effizienz und 
Effektivität des 
Programmes mit-
bestimmen kön-
nen“. 



100 

 

Ein lebendiger 
Teil der Zivilge-
sellschaft zu sein. 
Aber das ist kom-
plexer. Es hat 
nicht direkt den 
ROI, den die Fes-
tivals sich erhof-
fen. Ich verstehe 
Europa als öffent-
lichen Raum. Als 
Ort der Bürger-
schaft, der Ver-
antwortlichkeiten 
der Kultur im öf-
fentlichen Raum, 
wo Bürgerschafts- 
und Communi-
tybuilding gesche-
hen muss. Es geht 
um die Zukunft 
der Städte mit-
hilfe der Kultur.  
Wir machen das, 
obwohl unsere 
Mitglieder nicht 
die Externalitäten 
daran sehen, da-
bei ist es auch für 
sie nachhaltig. Ich 
setze mich mit 
EFA für Die Schaf-
fung einer Euro-
päischen Öffent-
lichkeit, Stakehol-
der zusammen-
bringen, Lösun-
gen zu finden, auf 
die Frage, wie 
kann Integration 
voranbringen, 
sind meine Ziele. 
Die Festivals den-
ken aber oft nicht 
so nachhaltig und 
kulturpolitische, 
sondern müssen 
aus der Not her-
aus praktisch und 
pragmatisch sein. 
Es geht eigentlich 
um zwei Dinge, 

Wir haben auch 
konkrete Arbeits-
programme auf 
lokaler Ebene, 
wie die Festival 
Cities 2018, wo 
wir Entschei-
dungsträger und 
Festivalträger an 
einen gleichen 
Tisch bringen und 
diskutieren wie 
Mehrwert gene-
riert werden kann 
und wie alle in 
Austausch kom-
men können. Ich 
mag es immer 
sehr, wenn das al-
les partizipativ ist. 
Wir sind auch in 
Arbeitsgruppen 
vom EP engagiert. 
Wir stehen für ein 
Europe bottom 
up, also setzen 
uns für partizipa-
torische Möglich-
keiten ein. Parla-
mentarier sind 
Teil des Arbeits-
prozesses. Wir 
bieten ihnen 
Dinge an und tre-
ten selbstbewusst 
als ENC auf und 
bieten denen 
Austausch an. 
Beim ENC gibt es 
Workshops und 
Arbeitsgruppen, 
die uns mit den 
Entscheidungsträ-
gern zusammen-
bringen. Dabei 
schauen wir, wie 
Mehrwert durch 
die Fördermittel 
der EU generiert 
werden kann, wie 
der Austausch in-
tensiviert wird 
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die die unsere 
Mitglieder wollen 
und die, die wir 
als Verband und 
europainteres-
sierte Policy-Ex-
perten vertreten 
wollen. Es geht 
immer ums Geld. 
Unsere Mitglieder 
wollen durch die 
Mitgliedschaft in 
unserem Verband 
möglichst viele 
Benefits. Zum ei-
nen exklusivere 
Zu-gänge zu Fi-
nanzmitteln und 
Fördermöglich-
keiten, aber auch 
die politische Un-
terstützung und 
die Wahrneh-
mung in der Öf-
fentlichkeit gene-
rieren. Die andere 
Ursache ist weni-
ger ökonomisch, 
sondern intellek-
tuell begründet 
Unser Verband 
wurde gegründet, 
um den kulturel-
len Austausch in 
der EU voran-zu-
bringen und da-
mit auch die eu-
ropäische Integra-
tion in ihrer Ge-
samtheit zu för-
dern. Das Netz-
werk war schon in 
den Fünfzigern als 
europäisch-föde-
ralistisches Pro-
jekt angedacht 
und sollte als Teil 
der europäischen 
Integrationsbe-
wegung etwas zur 
Friedenssiche-
rung und zur 

und wie Partizipa-
tion und demo-
kratischere 
Vergabe- und 
Teilhabeprozesse 
implementiert 
werden können. 
Daneben gibt es 
Arbeitsgruppen 
im EP an denen 
wir partizipieren. 
Unser Ziel ist ein 
Europa bottom 
up, mit partizipa-
torischen Mög-
lichkeiten für die 
Interessenak-
teure in der Kul-
turpolitik. Die Be-
amten, Kommis-
sare und Parla-
mentarier sind 
Teil dieses Ar-
beitsprozesses, 
wir bieten ihnen 
Dinge an und tre-
ten Selbstbe-
wusst als Netz-
werk auf, das 
ihnen einen 
Mehrwert bietet 
Ich glaube nicht 
an reine Öffent-
lichkeitsarbeit. 
Ich glaube an das 
von unten nach 
oben, von innen 
nach außen und 
denke nicht, dass 
öffentliche Kam-
pagnen ohne 
Kern funktionie-
ren. Wir machen 
das auch, aber es 
ist ein exponenti-
eller Prozess und 
keine Frage von 
einer Kampagne, 
die aufoktroyiert 
wird. Es gibt Mul-
tiplikatorenef-
fekte bei 
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Schaffung einer 
gemeinsamen eu-
ropäischen Identi-
tät beitragen. 
Und in diesem 
Spannungsver-
hältnis befinden 
wir uns nun. Das 
politische Feld 
der „Citizenship“, 
die Schaffung ei-
ner demokrati-
schen und euro-
päischen Zivilge-
sellschaft mithilfe 
der Kunst und un-
seres Netzwerks, 
ist unser Ziel“. 

Einbeziehung al-
ler Mitglieder und 
Politiker. Man 
braucht Visionen 
und Richtungen, 
eine Art von 
Ownership. Durch 
die Beteiligung 
von Politikern an 
unseren Events 
und Projekten 
kann das entste-
hen, verbunden 
mit Verantwor-
tungsbewusstsein 
der Entscheider. 
Kultur und Festi-
vals sind ein be-
scheidener, klei-
ner Teil der Ge-
sellschaft. Wir ha-
ben keine Kam-
pagnenmöglich-
keiten und kön-
nen nur den au-
ßergewöhnlichen 
Mehrwert von 
Kultur ausspielen. 
Wir haben nicht 
die Marktorien-
tierung bzw. kön-
nen im direkten 
Wettbewerb mit 
anderen Stake-
holdern wie Cola, 
Greenpeace auch 
schon aufgrund 
unserer geringen 
Ressourcen nicht 
bestehen. Wir 
müssen alles im-
mer Grassroots 
und mir Kollabo-
rationen machen. 
Wir sind kleine 
Netzwerke und 
streben nach kon-
tinuierlicher, 
nachhaltiger Er-
weiterung und 
Überleben. Wir 
übersetzen diese 
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wissenschaftli-
chen Resultate in 
Policy-Empfeh-
lungen und über-
mitteln die ge-
sammelten Infor-
mationen an die 
europäischen In-
stitutionen und 
die Medienöf-
fentlich-keit. Wir 
wollen unsere Be-
dürfnisse aufzei-
gen zu Finanzen 
und Unterstüt-
zung durch die 
Po-litik, aber auch 
als Teil der akti-
ven Zivilgesell-
schaft neue Ideen 
für die Ausgestal-
tung der zukünfti-
gen Kulturpolitik 
einbringen“. 

Interview 9: 
EUFA 
(Übersetzung) 

„Idee hinter uns 
ist das Network-
building. Die 
Schaffung eines 
Netzwerks zwi-
schen den Festi-
val-Managern, 
Künstlern und Po-
litikern und dem-
entsprechend 
auch Interessen-
vertretung. 
Das Netzwerk ist 
ein Resultat der 
Trainingspro-
gramme, die an-
geboten werden. 
EUFA ist eine Un-
terorganisation 
der EFA. Wir bie-
ten Training für 
junge Festivalma-
nager und den 
Austausch mit er-
fahrenen Festival-
machern, die poli-
tische Repräsen-
tanz des 

„Wir sind durch 
das Brüsseler 
Büro direkt an-
sprechbar für die 
politischen Insti-
tutionen und neh-
men zugleich alle 
Veranstaltungen, 
Empfänge oder 
Gremien war, die 
die Brüsseler Ma-
schinerie bietet 
Auch das sorgt für 
Präsenz und kon-
tinuierlichem 
Austausch. Die 
kulturpolitische 
Blase ist in Brüs-
sel nicht so groß. 
Man kennt sich 
nach wenigen 
Wochen, weiß 
mit wem man 
wann reden 
muss. Daneben 
entwickeln wir 
zur Politikbera-
tung Reports, 

„Schwierig zu sa-
gen. Die Organi-
sation hat ihren 
Hauptsitz in Brüs-
sel und EK und EP 
spielen eine ent-
scheidende Rolle 
in der Gestaltung 
von Politik. Die 
Verbindung mit 
der EK ist sehr 
eng. Das läuft 
aber alles sehr 
stark über die EFA 
als Intermediär, 
also Policy und 
Advocacy wird 
über die EFA ab-
gedeckt. Doch die 
Informationen 
und das Wissen 
dafür und die 
Empfehlungen 
werden von uns 
an die EFA weiter-
geleitet und dann 
ausgewertet an 
die Mitglieder 

„Wir versuchen 
mit Beispielen 
und dem Aufzei-
gen von Projek-
ten zu arbeiten. 
Wir haben eine 
besondere 
Struktur aufge-
setzt bei Veran-
staltungen. Wir 
versammeln im-
mer unterschied-
liche Stimmen 
des Sektors, um 
Dialog anzuregen. 
Wir sind nicht 
hauptsächliche 
Übermittler poli-
tischer Botschaf-
ten, wir setzen 
uns für den Sek-
tor ein, allerding 
indirekt und bot-
tom-up. Wir se-
hen uns als glo-
bale Gemein-
schaft, die weiß 
was die Kultur 
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Führungsperso-
nals von Festivals 
und den künstle-
rischen Aus-
tausch. Wir wur-
den 
2012 gegründet, 
da war der glo-
bale Aspekt wich-
tig, Austausch 
weltweit zu 
Governance, Fun-
ding, politische 
Fragen, die Zu-
sammenarbeit 
mit dem globalen 
Süden im Kultur-
bereich, Aus-
tauschmöglichkei-
ten auf der euro-
päischen und glo-
balen Ebene, Frie-
denssicherung 
und ganz prakti-
sche Fragen: Wie 
sollte ein Pro-
gramm gestaltet 
sein? Wir funktio-
nieren die Finan-
zierung? Wir woll-
ten eine bessere 
Vertretung ge-
genüber regiona-
len und politi-
schen Institutio-
nen, aber auch 
Kollaborationen. 
Und dann geht es 
uns auch um die 
SDGs der UN. Wie 
kann Kultur das 
umsetzen“? 

Tool-Kits, Studien 
und wissenschaft-
liche Paper, Open 
-Source Doku-
mente, Leitfäden 
und betreiben 
Alumniarbeit. Wir 
organisieren Trai-
ningsprogramme 
zur Wissensver-
mittlung und zur 
Erweiterung un-
serer Wissensba-
sis. Wir überset-
zen diese wissen-
schaftlichen Re-
sultate in Policy-
Empfehlungen 
und übermitteln 
die gesammelten 
Informationen an 
die europäischen 
Institutionen. Wir 
betreiben Exper-
tenarbeit, bei der 
wir politische Ver-
antwortliche in 
die Programme 
einbeziehen. Wir 
sorgen für Aus-
tausch dieser bei 
Veranstaltungen, 
um so auf unsere 
Bedürfnisse ein-
zugehen, unsere 
Gefühle zu zeigen 
und uns Finanzen 
und Unterstüt-
zung zur Bedürf-
niserfüllung zu 
holen und neue 
Ideen einzubrin-
gen“. 

getragen, aber 
EFA setzt dann 
die Maßnahmen 
und den Kontakt 
mit den politi-
schen verant-
wortlichen in Eu-
ropa um. Es gibt 
Treffen mit der 
Kulturkommissa-
rin und einmal im 
Jahr mit allen 
Board-Mitglie-
dern. Direkte 
Ideen lassen wir 
bei „Voices of 
Culture“ einflie-
ßen. An Gremien-
sitzungen neh-
men wir auch teil, 
auch mit den ein-
zelnen Mitglie-
dern der EFA. Wir 
tragen den globa-
len Blick bei, 
übermitteln dort 
unsere Expertise 
und Informatio-
nen. Das ist ein 
regulärer und 
kontinuierlicher 
Kontakt mit den 
politischen Ver-
antwortlichen aus 
der EU und der 
EU-Kommission. 
Häufigere Treffen 
gibt es mit Beam-
ten der EK und 
Agency, mit Leu-
ten von Creative 
Europe gibt es 
auch monatliche 
Treffen“. 

benötigt, Frieden 
sichern möchte, 
mithilfe der Kul-
tur und Festivals, 
als Orte der Zivil-
gesellschaft,  
neue Wege des 
Zusammenlebens 
aufzeigen kön-
nen, weltweite 
politische Prob-
leme aufzeigen, 
Impact schaffen 
in den Städten, 
Zuschauer anre-
gen und Sichtbar-
keit für politische 
Probleme schaf-
fen. Das ist kein 
revolutionärer 
Akt, aber den-
noch eine Art von 
Aktivismus. Wir 
wollen Werte 
übermitteln, Ge-
schichte erzählen, 
Zugang zur Politik 
demokratisieren 
und egalisieren. 
Den Politikern 
geht es darum 
erstmal von uns 
etwas zu erfah-
ren. Sie haben 
nämlich nicht die 
personellen Res-
sourcen, um tief-
gehende Exper-
tise im kulturpoli-
tischen Bereich zu 
entwickeln. Es 
gibt nur wenige 
Mitarbeiter im 
DG Culture. Es 
geht um Informa-
tionsaustausch 
und wir haben In-
teresse an diesem 
Dialog und in der 
Regel die sich da-
raus ergebenden 
Zugänge zum 
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politischen Pro-
zess. Informatio-
nen und die Mit-
gestaltung von 
Förderprogram-
men verbessern 
aber auch den Zu-
gang zu Förder-
mitteln für unsere 
Mitglieder. Der 
Dialog, die ge-
meinsamen Initia-
tiven mit Koope-
rationspartnern, 
die Vertretung 
ideeller Interes-
sen, macht die 
Kulturpolitik für 
uns zu einem Mit-
tel zum Aus-
tausch von Wer-
ten. Wir wollen 
gemein-same 
Werte repräsen-
tieren. Das nach 
außen tragen, um 
eine lebendige 
demokratische 
Diskussion anzu-
regen. Wir über-
mitteln den Puls 
des Sektors, also 
kulturelle und so-
ziale, gesellschaft-
liche Informatio-
nen“. 

Interview 10: 
EBLIDA 
(Übersetzung) 

„Alle politischen 
Fragen, die Biblio-
theken betreffen, 
sind auch EU-Fra-
gen und von den 
EU-Institutionen 
beeinflusst. Das 
betrifft Regulie-
rungen, Gesetze 
oder Fördermit-
tel. Alle politi-
schen Aktivitäten 
der EU im Kultur-
bereich betreffen 
EBLIDA und des-
sen Mitglieder. 

„Wir nutzen alle 
Strategien. Wel-
che im konkreten 
Fall hängt aller-
dings vom Thema 
ab. Im letzten 
Jahr war ein 
Hauptthema das 
Urheberrecht. 
Das war öffent-
lichkeitswirksam. 
Deswegen eher 
direkte Strategie. 
Es dominierte lau-
ter Protest, den 
wir auch 

„Das EU-Parla-
ment ist für uns 
die wichtigste In-
stitution. Es hat 
eine wichtige 
Stellung im EU-
Entscheidungs-
prozess und kann 
EK-Gesetzesvor-
schläge beeinflus-
sen. Die Abgeord-
neten sind unsere 
engen Vertrauten 
aus den einzelnen 
Ländern und ge-
ben uns 

„Wir betreiben 
insbesondere 
Lobbying mit 
Briefen, Presse-
mitteilungen oder 
Nachrichten an 
MdEPs und Be-
amte, die mit 
EBLIDA kooperie-
ren. Daneben or-
ganisieren wir 
jährlich eine Bibli-
otheksmesse im 
EU-Parlament für 
MdEPs und ver-
schiedene 
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Und ja, es ist eu-
ropäischer gewor-
den, die Kulturpo-
litik ist sehr viel 
abhängiger von 
den Entscheidun-
gen der EK. Sie 
beeinflusst viele 
Aktivitäten be-
züglich Arbeit und 
Erziehung, Gesell-
schaft oder Nach-
haltigkeit“. 

mitorganisiert ha-
ben, also über die 
Mittel von voice-
Strategien haben 
wir uns Öffent-
lichkeit für das 
Thema verschafft. 
Wir schreiben 
auch Briefe, und 
wenden alle mög-
liche Lobbyingak-
tivitäten an. Aber 
öffentliche Strate-
gien spiele die 
wichtigste Rolle. 
Während Corona 
und bezüglich der 
SDGs sind jedoch 
direkte Strategien 
mit Politikeraus-
tausch am bes-
ten. Nur so haben 
wir schnelle Infor-
mationen zu 
Fonds und För-
dermittel in Aus-
tausch mit Politi-
kern für unsere 
Mitglieder erhal-
ten. Es geht Hand 
in Hand. Der di-
rekte Austausch 
ist nur dann ef-
fektiv und effi-
zient, wenn wir 
auch indirekt Ar-
beiten. Das unter-
stützt den Aus-
tausch mit Politi-
kern und die Posi-
tionierung in der 
Öffentlichkeit und 
steigert somit den 
Erfolg des Austau-
sches. Das Ziel ist 
eine nach-haltige 
Dauerpräsenz 
und die Schaffung 
von politischen 
Mehrheiten für 
unsere Anliegen. 
Es ist zudem 

Informationen 
aus erster Hand 
für unsere Mit-
glieder. Die EK 
steht, was die An-
zahl der Kontakte 
angeht, an zwei-
ter Stelle. Der EU-
Ministerrat wird 
insbesondere 
durch die natio-
nalen Verbände 
oder durch lokale 
Institutionen an-
gesprochen und 
ist deshalb nicht 
unser Main-Tar-
get Wir schauen 
uns das Amtsblatt 
und die Presse-
sektion der EU-
Kommission an, 
dort werden die 
aktuellen und ge-
planten Drafts 
kommuniziert. 
Das ist dann der 
Zeitpunkt, an 
dem wir mit der 
Interessenvertre-
tung beginnen“. 

Veranstaltungen. 
Dort präsentieren 
wir das Beste, 
was der Sektor zu 
bieten hat und 
kommen ins Ge-
spräch mit den 
Parlamentariern. 
Ein perfekter Ort, 
um Informatio-
nen und Bedürf-
nisse unserer Mit-
glieder vorzutra-
gen. Bei neuen 
Direktiven entwi-
ckeln wir juristi-
sche Handrei-
chungen“. 
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wichtig Bewusst-
sein zu schaffen 
für unsere Ziele 
und die Bedeu-
tung des Sektors. 
Dafür sind öffent-
lichkeitswirksame 
Kampagnen es-
sentiell. Auf der 
europäischen 
Ebene brauchen 
die politischen 
Prozesse viel 
Übersetzung und 
vorausschauende 
Konzeption, be-
stimmte Dinge 
haben nicht glei-
chen Stellenwert 
für die EU-Institu-
tionen, als sie das 
für uns oder die 
Mitgliedsstaaten 
haben. Zustän-
dige Verantwort-
liche haben oft 
andere Ansichten. 
Man lernt in der 
Interessenvertre-
tung voneinan-
der. Der struktu-
rierte Dialog mit 
seinen direkten 
Austauschgre-
mien hilft dabei, 
uns eine Stimme 
in diesem Gewirr 
an Institutionen 
und Bürokratie zu 
verschaffen. We-
gen unserer be-
grenzten Mittel 
müssen wir Multi-
plikatoreneffekte 
schaffen“. 

Interview 11: 
OPERA- 
EUROPA 
(Übersetzung) 

„Unsere Mitglie-
der wollen Infor-
mationsaustausch 
zwischen den 
Mitgliedern, kul-
turellen Aus-
tausch über 

„Wir versuchen 
die Vorstellungen 
unserer Mitglie-
der zu erfassen 
und diese auf der 
europäischen 
Ebene 

„Wir sind nie di-
rekt mit den EU-
Kulturinstitutio-
nen in Kontakt, 
außer im Bezug 
auf unsere Pro-
jekte. Unser 

„Wir bereiten 
wissenschaftliche 
Informationen 
auf, Umfragen 
und Veröffentli-
chungen für Mit-
glieder oder 
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Aufführungen, 
Konzepte, Audi-
ence-Building und 
Beratung zu inter-
nationalen künst-
lerischen Fragen 
und Techniken. 
Organisationen 
wie Pearl oder 
Cultural Action 
Europe helfen uns 
dabei, bessere 
Zugänge zu För-
dermitteln zu er-
halten und infor-
mieren uns über 
die Finanzierungs-
möglichkeiten 
durch die europä-
ischen Institutio-
nen. Daneben 
tauschen sich die 
Mitglieder unter-
einander darüber 
aus, wie Anträge 
verfasst werden 
müssen. Die 
Dachverbände er-
stellen Leitlinien 
und Grundsatzpa-
piere, die uns da-
bei helfen, diese 
Mittel zu beantra-
gen und abzuru-
fen“. 

umzusetzen, und 
die Informationen 
für all unsere Mit-
glieder bereitzu-
stellen. Wir ver-
treten da einen 
Servicegedanken. 
D.h. wir betreiben 
keine strikte poli-
tische Positionie-
rung, aber gestal-
ten OPERAEU-
ROPA als wichti-
ges Instrument 
auf der nationa-
len Ebene aus, 
wenn Opernhäu-
ser oder der Sek-
tor in einem Land 
Unterstützung 
benötigt, dann 
setzten wir uns 
ein, schreiben 
Briefe, geben 
Statements ab. 
Das ist eine wirk-
same indirekte 
Strategie. Wir 
stellen europäi-
sche Öffentlich-
keit für nationale 
Thematiken her. 
Wir sind eine sehr 
diskrete Organi-
sation und gene-
rieren wenig Öf-
fentlichkeit über 
Medien und 
Presse. Mit der 
Öffentlichkeit 
sind wir im Aus-
tausch über OPE-
RAVISION unse-
rem von der EU 
gefördertem On-
line-Portal für 
Oper. Das ist ein 
öffentlicher Kanal 
und eine Website 
zur Diversität der 
Oper in Europa 
und soll dabei 

Intermediär ist 
die NGO Cultural 
Action Europe“. 

entwerfen Bench-
marking-Tools für 
das Lobbying der 
einzelnen Mitglie-
der in den Län-
dern (Produktivi-
tät, Arbeitsmarkt-
regulierungen, 
was tut der Sek-
tor, Subventio-
nen). Diese nut-
zen die Mitglieder 
dann zur Arbeit 
und zur Argumen-
tation in den je-
weiligen nationa-
len Kontexten. 
Wir geben wis-
senschaftliche In-
formationen 
durch Umfragen, 
Studien und Ver-
öffentlichungen 
heraus. Die 
Benchmarking-
Tools dienen für 
das Lobbying der 
einzelnen Mitglie-
der in den Län-
dern (Produktivi-
tät, Arbeitsmarkt-
regulierungen, 
was tut der Sek-
tor, Subventio-
nen) als Argu-
mentationsgrund-
lagen gegenüber 
den nationalen 
Regierungen“. 
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helfen, die Rele-
vanz und Bedeu-
tung des Sektors 
einem breiten 
Publikum erfahr-
bar zu machen. 
Eine andere Säule 
ist die Mitglieder-
kommunikation, 
also die Informa-
tion der Mitglie-
der über die ge-
leistete Arbeit via 
Rundschreiben 
und Mitteilungen 
die wichtigere 
Rolle“. 

Interview 12: 
EU- 
Kommission DG 
Culture 
(Übersetzung) 

„Expertenwissen 
und sektorales 
Wissen aus den 
Ländern ist sehr 
essenziell für uns. 
Die Reports spie-
len wichtige Rolle 
aus allen Mit-
gliedsstaaten. Die 
wichtigen The-
men eines Landes 
sind oft auch für 
uns und andere 
Länder relevant. 
Jedes Land will 
seine Ideen ein-
bringen, was über 
die OMK ge-
schieht. Die Sek-
torenvertreter 
und Programme 
wie „European 
Voices of Culture“ 
stellen sicher, 
dass auch die Kul-
tursektoren und 
deren Stakehol-
der eine Stimme 
erhalten. Man 
muss die Basis 
dieser Organisati-
onen zusammen-
bringen und alle 
Mitgliedsstaaten 
zusammenführen, 

„Zwischen der 
Kulturverbänden 
herrscht eine 
Kombination von 
Wettbewerb und 
Kooperation, Ak-
zeptanz und Kol-
laboration bei 
großen Fragen. 
Creative Europe 
mixt verschie-
dene Sektoren, 
ob Tanzperfor-
mance, Theater, 
Museum, Kunst 
etc. Viele Ver-
bände mixen 
ebenso die Sekto-
ren, Definitionen 
wer was macht 
sind oft nicht 
strikt oder valide. 
Es gibt Spannun-
gen. Jeder denkt 
er ist wichtiger als 
der anderer. 
Wettbewerb um 
die besten Infor-
mationen ist prin-
zipiell gut für uns 
und auch im 
Sinne der EU, so-
lange es nicht zu 
einem zu sehr 
fragmentierten 

„Es geht dabei oft 
um die Frage, 
welche Netz-
werke beteiligt 
werden. Es gibt 
Calls und offene 
Einladung auf de-
nen sich alle be-
werben können. 
Bei den Netzwer-
ken gibt es einen 
Wettbewerb zur 
Finanzierung. Es 
gab einen Open 
Call für den ers-
ten strukturierten 
Dialog. Die euro-
päische Relevanz 
einer Kulturverei-
nigung war dabei 
ein wichtiges Kri-
terium für uns 
und dass die Ver-
handlungspartner 
des Dialogs nach 
Brüssel kommen 
können. Wir wol-
len gezielt euro-
päische Kulturin-
teressenvertreter 
damit aufbauen. 
Wir brauchen na-
tionale Organisa-
tionen dafür. 
Aber es sind zu 

„Es ist ein trans-
versales Prinzip, 
welches wir nut-
zen. Durch unsere 
Inklusionspro-
gramme ergibt 
sich die Zusam-
menarbeit der 
unterschiedlichen 
Netzwerke. Die 
Reports unserer 
Netzwerkpartner 
beeinflussen die 
Beamten in der 
EK und helfen bei 
der Gestaltung 
der Proposals und 
Drafts. Vom ers-
ten Proposal über 
die Verhandlun-
gen und immer 
wieder werden 
Informationen 
von allen Stake-
holdern benötigt. 
Kultur wird an-
ders wahrgenom-
men. Es ist wichti-
ger geworden als 
Politikfeld. Jeder 
Akteursblock ist 
in ständiger Ver-
handlung. Die 
Drafts werden auf 
Basis neuer 
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besonders bei der 
Konzeption und 
den Verhandlun-
gen zum neuen 
„Creative Europe-
Programm“. Es 
besteht eine 
große Wichtigkeit 
bei Verhandlun-
gen den Konsens 
der 27 Staaten 
herzustellen. Es 
braucht die 
MdEPs von all 
diesen Staaten. 
Wir müssen des-
wegen wissen, 
was wichtig ist, in 
welchem Land. Es 
gibt so viele un-
terschiedliche In-
teressen, alle un-
terschiedlichen 
Stimmen und 
dann auch die Zi-
vilgesellschaft. 
Nur das „mixing 
all that together“ 
schafft Relevanz 
und Effizienz“. 

System der Inte-
ressenvertretung, 
der Kulturpoliti-
ken und Sektoren 
führt. Kultur ist 
sowieso schon 
kein großes Poli-
tikfeld. Uns feh-
len ja personelle 
Ressourcen. Wir 
sind 17 Referen-
ten in 2 Abteilun-
gen, die nur für 
Kultur zuständig 
sind. Nicht einmal 
ein Referent für 
jeden Mitglieds-
staat. Und es gibt 
viele kleine Sekto-
ren mit geringer 
Stimme. an muss 
zusammenkom-
men, um eine 
stärkere Stimme 
zu haben. Jede 
Meinung ist wich-
tig, aber die Ver-
einigung und der 
„common 
ground“, die Kon-
sensfindung sind 
essentiell, um 
den Sektor ganz-
heitlich zu stär-
ken. Am Ende gibt 
es einen besseren 
Gesetzestext, 
wenn alle Stim-
men gehört wur-
den, aber er wird 
noch besser, 
wenn all diese 
Stimmen kohä-
rent kondensiert 
werden“. 

viele. Deren Inte-
ressen sind zu 
fragmentiert. Wir 
versuchen im 
Rahmen der Pro-
fessionalisierung 
der EU-Kulturpoli-
tik europäische 
Organisationen 
aufzubauen und 
die bestehenden 
zu unterstützen, 
so dass sie uns 
mit ihrer Exper-
tise zur Seite ste-
hen. Es ist unser 
Ziel, eine europäi-
sche Sphäre für 
die Repräsentanz 
des Sektors zu 
schaffen. Es be-
nötigt einen 
„Sense of Belon-
ging“, eine ge-
meinsame Zu-
sammenarbeit, 
europäische Ge-
meinschaft und 
Öffentlichkeit. Es 
geht nicht darum 
die nationale 
Identität abzule-
gen und nicht 
mehr national ak-
tiv zu sein, son-
dern eine europä-
ische Ebene hin-
zuzufügen und 
den Wahrneh-
mungshorizont zu 
erweitern. Dies 
dient dem Ziel 
der Friedenssi-
cherung. Aber 
auch der Förde-
rung und Verbrei-
tung unserer ge-
meinsamer kultu-
reller Werte und 
Lebensweise. Wir 
wollen affirmativ 
sein und 

Kenntnisse immer 
wieder geändert. 
Dann folgen die 
Finalisierung und 
Implementierung. 
Das Arbeitspro-
gramm für Crea-
tive Europe, die 
damit einherge-
hende Zielformu-
lierung, auch auf 
Basis der Infor-
mationen, was 
möglich ist und 
die Erreichung 
der Ziele dort, Pri-
oritäten, Ziele, 
Guidelines. Auf all 
das wird von Sei-
ten unserer Part-
ner Einfluss ge-
nommen. Die In-
teressenvertreter 
spielen eine ent-
scheidende Rolle, 
um die Pro-
gramme europa-
weit zu legitimie-
ren. Es ist unmög-
lich von Brüssel 
und der Me-
taebene der euro-
päischen Verwal-
tung zu antizipie-
ren was in den 
Mitgliedsstaaten 
relevant ist und 
welche Bedürf-
nisse die kulturel-
len Akteure in 
den Ländern ha-
ben. Wir haben 
lediglich den Blick 
aufs große Ganze, 
auf Brüssel und 
die Metaebene. 
Über die Beteili-
gung von Interes-
senvertretern 
werden „Legacy“, 
die Effektivität 
der Programme 
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kooperieren. Kul-
turpolitik bringt 
diese Werte zu-
sammen, Men-
schenrechte und 
Friedenssiche-
rung. Die nationa-
len Interessenver-
treter müssen 
dennoch auch auf 
EU-Ebene zusam-
menkommen. 
Beim Aufbau ei-
nes europäischen 
Systems der Kul-
turinteressenver-
tretung kooperie-
ren wir schließlich 
mit ihnen. Die na-
tionale Ebene ist 
zudem wegen der 
Finanzierung sehr 
wichtig. Wir träu-
men ja in der Kul-
turpolitik oft von 
der Schaffung ei-
nes neuen Euro-
pas, das alle Kul-
tursektoren zu-
sammenbringt 
und zur Arbeit 
über die Grenzen 
hinweg führt, mit 
anderen Men-
schen, mit ande-
ren Kulturen. Das 
soll den Horizont 
erweitern und 
Kreativität för-
dern und diese 
Entwicklung eines 
professionellen 
Systems von  
Interessenvertre-
tern hilft, mit den 
regionalen und 
nationalen politi-
schen Institutio-
nen zusammen-
zuarbeiten“. 
 

und Policy-Out-
puts, sowie die 
demokratische 
Akzeptanz gegen-
über den politi-
schen Entschei-
dungen in diesem 
schwach inte-
grierten Politik-
feld gesteigert“. 
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